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Einleitung. 


Das  ;;Fiscal  Problem^ 

Die  grösste  Handelsmacht  der  Welt  steht  gegenwärtig  im 
Kampfe  um  ihre  zukünftige  Handelspolitik,  d.  h.  es  ist  eine  Be- 
wegung in  England  entstanden,  welche  die  bisherige  Handelspolitik, 
die  sich  seit  einem  halben  Jahrhundert  auf  dem  Prinzip  des  ab- 
soluten Freihandels  aufgebaut  hat,  als  nicht  mehr  zeitgemäss  und 
für  das  fernere  Gedeihen  der  britischen  Weltmacht  als  unvorteil- 
haft ansieht.  Diese  Bewegung  will  an  Stelle  dieser  veralteten 
Handelspolitik  eine  neue  setzen.  Sie  bekämpft  an  der  alten  das 
Prinzip  —  den  Freihandel  —  in  der  Bedeutung,  dass  England  der 
übrigen  Welt  sich  als  einen  vollständig  offenen  Markt  darstellt,  auf 
dem  jede  beliebige  Ware  jedes  beHebigen  Landes  ohne  jedes 
Hindernis  zum  Verkauf  gebracht  werden  kann.  Da  die  Bewegung 
die  alte  Handelspolitik  bekämpft,  so  ist  es  dieses  Prinzip,  das  sie 
beseitigt  wissen  will.  Jede  von  ihr  angestrebte  neue  Politik  muss 
sich  daher  auf  einem  entgegengesetzten  Prinzip  aufbauen.  Das 
entgegengesetzte  Prinzip  ist  das  des  Schutzzollsystems. 

Der  Kampf  steht  unter  dem  Zeichen  des  Streites  zwischen 
den  Prinzipien  des  Freihandels  und  denen  des  Schutzzollsystems. 
Er  steht  nur  unter  dem  Zeichen  dieses  Prinzipienstreites,  ist  aber 
mit  diesem  keineswegs  identisch.  Der  Kampf  baut  sich  vielmehr 
auf  folgende  Grundlage  auf :  Während  alle  andern  Handelsgross- 
mächte der  Welt  nach  einer  mehr  oder  weniger  weitgehenden  erfolg- 
reichen freihändlerischen  Periode  im  Jahre  1879  zum  Schutzzoll- 
system übergegangen  sind,  ist  England  bis  zum  heutigen  Tage 
bei   dem  Prinzip   des  absoluten  Freihandels  stehen  geblieben. 
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Während  alle  die  grossen  Handelsmächte,  mit  denen  England 
in  einem  steten  Austausch  seiner  Produkte  steht,  auf  ihren  Märkten 
der  Einfuhr  englischer  Produkte  durch  Zollschranken  Hindernisse 
entgegengesetzt  haben,  ist  der  englische  Markt  für  die  ausländi- 
schen Produkte  hindernisfrei  und  offen  geblieben. 

England  ist  durch  den  Mangel  jeder  Schranken,  die  es  gegen 
die  Überflutung  seines  Marktes  schützen  könnte,  jeder  Retaliations- 
waffe  für  die  Abschliessung  von  Handelsverträgen  beraubt.  Da- 
durch ist  bisher  England  jede  Möglichkeit  genommen  gewesen, 
bei  dem  Abschluss  von  Handelsverträgen  seine  Vorteile  zu 
wahren. 

Dieser  Umstand  ist  nur  so  lange  nicht  merkbar  gewesen,  als 
England  seine  Suprematie  im  Welthandel  kraft  seiner  allen  andern 
Ländern  überlegenen  Industrie  innehatte.  Durch  die  entgegengesetzte 
Zollpolitik  der  Kontrahenten  Englands,  durch  die  fortschrittliche 
Entwicklung  von  Industrien  in  Ländern,  die  die  Abnehmer  eng- 
lischer Produkte  gebildet  hatten,  durch  beschleunigte  und  ge- 
schicktere Anwendungen  der  Fortschritte  im  Gebiete  der  technischen 
Wissenschaften  und  durch  eine  ganze  Reihe  der  verschiedensten 
kommerziellen,  ökonomischen  und  sozialen  Ursachen  ist  die  In- 
dustrialisierung der  nichtenglischen  Welt  vor  sich  gegangen.  Es 
sind  der  englischen  Industrie  und  dem  englischen  Handel-  Kon- 
kurrenten erwachsen,  welche  die  Suprematie  Englands  in  dem 
Masse,  wie  sie  vor  1880  geherrscht  hat,  beseitigt  haben. 

Unter  den  Mächten,  die  in  eine  so  bedeutungsvolle  Konkur- 
renz zu  England  getreten  sind,  nehmen  die  hervorragendste  Stelle 
ein:  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Deutschland. 
Der  Markt,  auf  dem  diese  Mächte  miteinander  konkurrieren,  ist 
in  geringerem  Masse  England  selbst,  in  grösserem  Masse  aber 
das  englische  Kolonialreich. 

Das  sogenannte  „Fiscal  Problem"  ist  aus  der  Einsicht  ent- 
standen, dass  Englands  Welthandelstellung  durch  diese  Konkuirenz 
bedroht  ist,  dass  ferner  eine  Gefahr  für  das  Bestehen  des  eng- 
lischen Kolonialreiches  sich  ergeben  könnte,  wenn  es  den  Kon- 
kurrenten gelänge,  die  Oberherrschaft  auf  den  kolonialen  Märkten 
zu  erringen  und  dadurch  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der 
Kolonien  vom  Mutterlande,  die  das  stärkste  Band  im  britischen 
Weltreiche  bilde,  zu  beseitigen.  Dies  würde  eine  Rückwirkung  auf 


—      3      — 

den  Bestand  der  industriellen  Kräfte  Englands  selbst  haben,  würde 
die  britische  Arbeiterschaft  ausser  Beschäftigung  setzen  und  so 
die  vollständige  Verarmung  des  Mutterlandes,  dessen  Reichtum 
ausschliesslich  auf  diesen  Kräften  beruht,  herbeiführen. 

Die  Träger  der  gegenwärtigen  Bewegung  führen  die  drohenden 
Gefahren  auf  das  Prinzip  des  absoluten  Freihandels  zurück.  Sie 
sehen  gerade  im  Kolonialreich  und  der  bisher  noch  erhaltenen 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  vom  Mutterlande  die  Rettung.  Sie 
stellen  kurz  gesagt  das  Prinzip  auf :  Freihandel  nur  mit  den  Ko- 
lonien, mit  ihnen  zusammen  ein  nach  aussen  geschlossener,  zoll- 
geschützter Verein:  „Free  Trade  within  the  Empire". 

Dieses  Prinzip  der  neuen  Bewegung  muss  durch  eine  Spezial- 
analyse  in  seine  Elemente  aufgelöst  werden,  um  zur  vollen  Klar- 
heit zu  gelangen. 

Analysieren  wir  erst  den  Satz :  Freihandel  nur  mit  den  Kolo- 
nien. England  ist  ein  Weltreich,  dessen  Teile  und  Gebiete  sich 
über  die  ganze  Erdoberfläche  erstrecken.  Es  gibt  keine  Zone,  kein 
Klima,  keine  bodenständige  Produktionsbedingung,  in  die  das 
englische  Gebiet  nicht  hineinreicht,  in  dem  Angehörige  der  angel- 
sächsischen Rasse  nicht  ihre  Herrschaft  in  politischer  und  kommer- 
zieller Beziehung  ausüben,  aus  denen  sie  nicht  industrielle  und 
und  ökonomische  Werte  zu  ziehen  verstehen.  Die  Zonen,  die 
Klimata,  die  Produktionsbedingungen  sind  die  verschiedensten, 
die  Erzeugnisse  ihren  Eigenschaften  und  Verwertungsmöglichkeiten 
nach  die  entgegengesetztesten.  Die  Summe  der  im  britischen 
Weltreich  hervorgebrachten  Erzeugnisse  umfasst  den  ganzen  Kreis 
von  Gütern,  die  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  heran- 
gezogen werden.  Es  gibt  also  geradezu  keine  Bedürfnisse,  die 
nicht,  vermöge  des  weltumfassenden  Charakters  des  britischen 
Reiches,  innerhalb  dieses  Reiches  selbst  Mittel  zu  ihrer  Befriedigung 
finden  können. 

Aus  dieser  Tatsache  schöpft  die  Bewegung  das  Prinzip,  dass 
alles,  wonach  sich  innerhalb  des  britischen  Reiches  ein  Bedürfnis 
regt,  durch  die  Produktion  wieder  innerhalb  dieses  Reiches  her- 
gestellt werden  kann.  Jedes  Eingreifen  des  Auslandes  in  den 
Produktions-  und  Distributionskreis  der  britischen  Weltreichswirt- 
schaft ist  daher  überflüssig. 
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Hinter  diesem  Schluss  steht  der  grosse  Gedanke  des  briti- 
schen Imperialismus.  Ein  Viertel  der  Erdoberfläche  und  ihrer  Be- 
wohner zu  einer  grossen,  einheitlichen,  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Macht  zu  vereinigen,  würde  eine  weltbedeutende  Erschei- 
nung sein  müssen.  Ober  die  Möglichkeiten  oder  Unmöglichkeiten 
der  Bestrebungen  der  britischen  Imperialisten  haben  wir  hier 
nicht  zu  sprechen.  Hier  sei  nur  festgestellt,  dass  das  Prinzip  im 
wirtschaftlichen  Zusammenschluss  des  Mutterlandes  mit  den  Ko- 
lonien eine  handelspolitische  Rettung  zu  sehen,  ein  imperialisti- 
sches ist. 

Innerhalb  des  Reiches  sollen  keine  Zollschranken  aufgerichtet 
werden.  Frei  soll  sich  der  Austausch  der  Produkte  vollziehen. 
Jedes  Minus  auf  der  einen  Seite  wird  durch  ein  Plus  auf  der  an- 
dern desselben  einheitlichen  Wirtschaftskreises  aufgewogen.  Diese 
Einheitlichkeit  des  Wirtschaftslebens  kann  aber  nur  bewahrt  werden 
—  und  damit  kommen  wir  zum  zweiten  Teile  der  Analyse  — 
durch  einen  Zollschutz  gegenüber  allen  nicht  zum  britischen  Welt- 
reich gehörenden  Ländern. 

Der  Schutzzoll  nach  aussen  ist  Bedingung  für  den  „Freihandel 
nach  innen".  Denn  die  erforderliche  Fernhaltung  des  Auslandes 
von  jeder  Einwirkung  auf  den  Produktions-  und  Distributionsprozess 
der  britischen  Weltreichswirtschaft  ist  nur  zu  erreichen  durch  ein 
Schutzzollsystem  nach  aussen. 

Die  Träger  der  Bewegung  sehen  in  dem  deutschen  „Zoll- 
verein", der  alle  Staaten  des  heutigen  deutschen  Reiches  umfasste  und 
zur  allmähligen  Ausbildung  des  deutschen  Einheitsreiches  führte, 
ein  Vorbild  für  die  von  ihnen  geplante  Bildung.  Wie  bei  jenem 
ein  Fallenlassen  innerer  Zollschranken  die  Zusammenfassung  zu 
einem  einheitlichen  Zollgebiet  —  und  damit  zu  einer  mehr  oder 
weniger  einheitlichen  Volkswirtschaft  —  führte,  so  soll  das  „Free 
Trade  within  the  Empire"  die  Zollschranken  zwischen  Mutterland 
und  Kolonien  beseitigen  und  das  britische  Weltreich  zu  einem 
einheitHchen  Wirtschaftsgebiete  machen.  Wie  jener  von  der  wirt- 
schaftlichen Einheit  zu  der  politischen  führte,  so  soll  das  neue 
Prinzip  auch  die  politische  Einigung  des  britischen  Weltreiches 
zum  Greater  Britain  herbeiführen. 

Nur  Eines  übersehen  die  Träger  der  Bewegung  bei  ihrer 
Analogie :  Beim  deutschen  Zollverein  haben  die  Zollschranken  nach 


aussen  (auch  wenn  sie  nicht  vereinheitUcht  waren)  schon  bestan- 
den, beim  britischen  sind  sie  erst  zu  schaffen.  Das  Prinzip  der 
neuen  Bewegung  hat  in  der  Analyse  die  Ziele,  die  sie  sich  steckt, 
klar  gezeigt,  aber  noch  keineswegs  die  Mittel,  durch  welche  sie 
erreicht  werden  sollen.  Es  entsteht  die  Frage:  1.  Wie  soll  der 
wirtschaftliche  Zusammenschluss  die  vollständige  Emanzipation  vom 
Auslande  zur  Folge  haben,  wenn  heutzutage  England  seinen  Nah- 
rungsmittelbedarf zum  grössten  Teil  im  Ausland  deckt,  und  wenn 
an  seinem  Export  von  Industrieartikeln  die  Kolonien  nur  zum 
kleinern  Teile  partizipieren?  2.  Wie  sollen  die  Zollschranken  inner- 
halb des  britischen  Reiches  fallen,  wenn  heutzutage  jede  Selbst- 
verwaltungskolonie eine  vom  Mutterlande  unabhängige  Handels- 
politik treibt,  die  im  Prinzip  sogar  der  des  Mutterlandes  zuwider- 
läuft? 3.  Wie  soll  das  gegenwärtige  Freihandelsystem  in  ein 
Schutzzollsystem  verwandelt  werden,  wenn  die  Lage  des  auf  Kosten 
der  agrikulturellen  Produktion  gewachsenen  Industrialismus  nur  zu 
erhalten  ist  durch  eine  im  steten  Fluss  befindliche  Zufuhr  von 
Lebensmitteln  und  Rohstoffen? 


I.  Bcioh: 

Die  Qrundlagen  des  Chamberlainismus. 


I.  Abschnitt. 

Die  politischen  Grundlagen, 


I.  Kapitel, 

Der  Chamberlainistische  Imperialismus. 

Motto:  Unite  the  Empire,  make  it  stand  compact, 
Shoulder  to  Shoulder,  let  its  members  feel 
The  touch  of  human  brotherhood,  and  act 
As  one  great  nation,  true  and  strong  as  steel ! 

Ich  bin,  ehe  ich  mir  die  Berechtigung  nehme,  mich  über 
diesesTema  auszulassen,  gezwungen,  eine  Definition  vom  Imperialis- 
mus zu  geben.  Unter  ImperiaHsmus  im  weiteren  Sinne  versteht 
man:  das  Bestreben,  den  Herrschaftsbereich  einer  Person,  eines 
Volkes,  einer  Rasse,  eines  Landes  oder  Weltteiles  auszudehnen. 
Unter  Imperialismus  im  engern  Sinne  versteht  man  das  Bestreben 
eines  Landes,  sich  durch  Vereinigung  mit  einem  Lande  der  gleichen 
Nation,  der  gleichen  Rasse,  der  gleichen  historischen  oder  öko- 
nomischen Bedingungen  auszudehnen  zu  einem  Einheitsreiche,  in 
dem  die  gegenteiligen  Interessen  auszugleichen  und  die  Grund- 
lagen für  nur  einheitliche  Interessen  zu  schaffen  sind. 


Praktische  Beispiele  für  den  Imperialismus  hat  die  Geschichte 
in  jeder  Epoche  steigender  Kraft  gebracht.  Imperialistisch  war 
das  Reich  Alexanders  des  Grossen,  imperialistisch  ist  der  ganze 
grosse,  auf  Jahrhunderte  sich  erstreckende  Wirkungskreis  Roms, 
im.perialistisch  die  Machtgier  Napoleon's  I.  und  III. ;  imperialistisch 
sind  die  Einheitsbestrebungen  Italiens  und  die  grosse  Erkämpfung 
des  deutschen  Reiches  durch  Bismarck.  Dieser  Imperialismus  hat 
Reiche  von  eisernem  Gefüge  geschaffen  —  sind  sie  doch  auch 
mit  Feuer  und  Schwert  zusammengeschmiedet  worden ! 

Die  moderne  Zeit  hat  uns  aber  einen  andern  Imperialismus 
gebracht.  Die  Grossmachtstellung  nur  weniger  Reiche  und  die  Ver- 
teilung des  grössten  Teiles  der  Erdoberfläche  unter  5 — 6  Teilhaber, 
hat  ein  Verhältnis  erzeugt,  dass  man  sich  versucht  fühlt,  das  Be- 
streben jedes  dieser  wenigen  Teilhaber,  sich  einen  möglichst  grossen 
Anteil  am  Besitz  der  Erdoberfläche  zu  sichern,  als  Imperialismus  zu 
bezeichnen.  So  hat  jede  der  Grossmächte  ihren  eigenen  und 
speziellen  Imperialismus,  der  im  Wesentlichen  sich  auf  eine  und 
dieselbe  Begründung  aufbaut.  Russlands  Imperialismus  z.  B.  be- 
ruht auf  der  Behauptung,  dass  es  ganz  allein,  kraft  seiner  Tausende 
von  Kilometern  langen  Landesgrenze  gegen  Asien  hin,  also  kraft 
des  geographischen  Zusammenhanges  dazu  berufen  ist,  die  nörd- 
liche Hälfte  Asiens  zu  europäisieren  und  ökonomisch  zu  exploi- 
tieren. 

Während  diese  Zeilen  geschrieben  werden,  vollzieht  sich  im 
fernen  Osten  der  blutige  Kampf  zwischen  dem  extremen  Im- 
perialismus Russlands  und  dem  aufkeimenden  Imperialismus  Japans; 
bei  letzterem  ist  die  imperialistische  Doktrin  die,  dass  Japan  kraft 
seiner  hohen  Intelligenz  und  Bildungsfähigkeit  dazu  berufen  ist, 
die  Führerin  der  gelben  Rasse  zu  werden,  und  daher  genügenden 
Grund  hat,  zu  weitgehende  Einflüsse  der  weissen  Macht  zu 
brechen.  Präziser  ausgedrückt,  kann  man  den  russischen  Im- 
perialismus bezeichnen  als  „Nord-  und  Mittelasien  den  Russen" 
und  denjenigen  Japans  als  „Ostasien  und  mongolisches  Rassen- 
gebiet den  Japanern".  Ebenso  argumentieren  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nord-Amerika.  Sie  sind  kraft  besonderer  geogra- 
phischer, topographischer  und  populationistischer  Vorteile  zu  einer 
politischen  und  ökonomischen  Grossmacht  ersten  Ranges  erblüht. 
Diese  Vorteile  haben  ihnen  den  grössten  Einfluss  auf  dem  ganzen 
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amerikanischen  Kontinent  gesichert,  Vorteile,  die  sie  zur  Forderung 
veranlassen:  „Amerika  den  Amerikanern!"  Dieses  Schlagwort  ist 
der  Ausdruck  für  die  sogenannte  Monroedoktrin,  einer  der  wir- 
kungsvollsten imperialistischen  Schlagworte  der  Gegenwart.  Jede 
dieser  drei  Grossmächte  sagt  sich:  „dieser  und  dieser  Teil  der 
Erdoberfläche  muss  mir  kraft  meines  besonderen  Charakters  ge- 
hören", und  argumentiert  dann  weiter:  —  „da  er  mir  gehören 
muss,  kann  ich  meine  ganze  Politik  auf  die  Erreichung  des  von 
mir  gewünschten  Besitzes  zuschneiden"  —  und  das  ist  der 
moderne  Imperialismus. 

Der  Imperialismus  Englands  ist  so  alt  wie  die  Geschichte 
Englands  selbst.  Durch  diese  ziehen  sich  zwei  leitende  Gedanken  : 
die  Entwicklung  der  politischen  und  diejenige  der  kommerziellen 
Macht.  Beide  Fäden  entspringen  der  imperialistischen  Quelle,  die 
von  jeher  den  Grundzug  des  angelsächsischen  Charakters  gebildet 
hat.  Dieser  hat  sich  geltend  gemacht  in  der  ausserordentlichen 
Fähigkeit  der  Engländer,  Kolonien  zu  gründen,  zu  erwerben,  und  - 
was  wichtiger  ist  —  die  Kolonien  durch  unsichtbare  Fäden  an 
das  Mutterland  zu  knüpfen.  Alle  grossen  Staatsmänner  Englands, 
wie  Cromwell,  Pitt,  Peel,  Dlsraeli  und  Gladstone,  sind,  wie  sie 
auch  ihren  Imperialismus  ausgedrückt  haben  mögen,  im  Grunde 
Imperialisten  gewesen.  Die  einen  sehen  nur  den  für  alle  Welt 
leicht  zu  erschauenden  politischen  Imperialismus  als  ihr  Ziel  an, 
die  andern  sahen  tiefer  und  erkannten  die  Bedeutung  des  tausend- 
fach komplizierten,  in  seiner  Wirkung  weniger  leicht  begreifbaren 
kommerziellen  Imperialismus.  Mag  heutzutage  das  Vereinigte 
Königreich  und  das  britische  Weltreich  nach  aussen  hin  als  ein 
Komplex  der  verschiedensten  Staaten,  der  verschiedensten  Kultur 
und  Interessen  erscheinen,  —  im  Grunde  genommen  ist  es  doch 
ein  Reich,  in  seiner  Einheit  dem  Auge  des  Laien  nicht  sichtbar, 
wohl  aber  sichtbar  am  wunderbaren  Räderwerk  des  Welthandels- 
getriebes gemessen. 

Was  für  einen  Zweck  kann  der  moderne  Imperialismus  Eng- 
lands haben,  den  wir  als  Chamberlainismus  bezeichnen?  oder 
vielmehr:  was  hat  er  sich  als  Zweck  gesetzt?  Darauf  müssen 
wir  antworten :  den  kommerziellen  und  den  politischen  Imperialis- 
mus in  einer  Form  zu  vereinigen,  in  der  das  britische  Reich  mit 
seiner  7^  der  Erdoberfläche  umfassenden   Grösse  und  seinen  400 


Millionen  Einwohnern  vor  aller  Welt  als  ein  ökonomisch  und 
militärisch  geeinigtes  Reich  erscheint;  d,  h.  Chamberlain  will  in 
denjenigen  Gebieten,  in  denen  Grossbritannien  nur  die  kommer- 
zielle Macht  hat,  auch  die  politische  erwerben,  und  da,  wo  Gross- 
britannien nur  politische  Macht  hat,  dieser  das  Monopol  des 
kommerziellen  Verkehrs  beifügen.  Dieser  ökonomisch-politische 
Imperialismus  Chamberlains  soll  dazu  führen,  dass  sich  England 
und  das  britische  Reich  als  eine  kommerzielle  Monopolmacht 
gegenüber  der  übrigen  Welt  präsentiert,  dass  die  kommerziellen 
Verbindungsfäden  zwischen  Grossbritannien  und  dem  Auslande 
durch  die  Verbindung  Grossbritanniens  mit  seinen  Kolonien  er- 
setzt werden  sollen.  Diesen  Gedankengang  Joseph  Chamberlains 
näher  zu  analysieren  und  zu  kritisieren,  das  ist  die  Aufgabe,  der 
die  folgenden  Blätter  gewidmet  sind. 

Was  Chamberlain  von  den  Kolonien  zur  Erreichung  der  im- 
perialistischen Ziele  verlangt,  ist,  dass  sie  ihren  Kolonial-,  Lokal- 
und  Provinzialpatriotismus  fallen  lassen  und  an  dessen  Stelle  den 
Reichspatriotismus  setzen  sollen.  Diesen  Wunsch  hat  Chamberlain 
schon  so  oft  ausgesprochen,  und  er  ist  auch  von  so  grundlegender 
Bedeutung  für  die  Auseinandersetzung  des  imperialistischen  Pro- 
gramms, dass  ich  ihn  an  die  Spitze  meiner  Untersuchung  stellen 
will.  In  dieser  Beziehung  besonders  charakteristisch  war  die  Rede, 
die  Chamberlain  auf  seiner  südafrikanischen  Reise  am  30.  Januar 
1903  im  Kimberley  gehalten  hat.  Ich  zitiere  nach  der  Times  vom 
2.  Februar  1903:  „Ich  bitte  Euch,  gemeinsam  zu  handeln.  Ich  bitte 
Euch,  die  Ihr  im  kommerziellen  Leben  steht,  gelegentlich  einen 
Blick  auf  das  ganze  weite  Reich  zu  werfen  und  nicht  für  Euch  allein 
zu  leben.  In  den  kleinlichen,  rein  persönlichen  Interessen  steckt 
eine  grosse  Gefahr.  Ihr  müsst  in  Betracht  ziehen,  dass  wir  über 
den  Lokal-  und  Provinzialpatriotismus  längst  hinaus  sind,  denn 
der  Patriotismus  ist  eines  würdigeren,  das  ganze  Reichsleben  um- 
fassenden Zweckes  wert.  Jeder  einzelne  kann  nach  seinem  Ver- 
mögen dazu  beitragen,  die  Grösse  der  Union  zu  sichern.  Eine 
neue  Nation  kommt  und  wächst  unter  unsern  Augen,  und  diese 
Nation  wird  von  der  britischen  Flagge  gedeckt.  Vergesst  nicht 
das  Reich,  vergesst  nicht  das  Mutterland,  das  Euch  geboren  und 
in  Eurer  Not  geholfen  hat.  Es  mag  jetzt  Eure  Unterstützung 
nicht   brauchen;   aber  ihr   müsst   darauf  vorbereitet  sein,   sie  auf 
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alle  Fälle  zu  geben.  Was  für  ein  Reich  ist  es,  für  das  wir 
alle  verantwortlich  sind?  Es  ist  das  grösste  und  weiteste,  das  die 
Welt  jemals  gesehen  hat,  mit  einer  Bevölkerung  von  nahezu  400 
Millionen,  das  hunderte  verschiedener  Rassen  umschliesst,  alle 
Klimata  umfasst  und  Produkte  hervorbringt,  die  alle  Existenz-  und 
Luxusbedürfnisse  befriedigen  können.  Was  für  eine  Erbschaft ! 
Und  ihr  seid  die  Miterben  dieser  Privilegien  und  dieses  Ruhms! 
Werdet  Ihr  aber  Euch  damit  begnügen,  stille  Teilhaber  zu  bleiben  ? 
Ihr  müsst  es  als  eine  Ehre  und  einen  Vorzug  ansehen,  an  den 
Lasten  des  Reiches  teilnehmen  zu  können.  Ihr  müsst  Euch  mit 
uns  verbinden,  um  alles  zu  thun,  was  die  Kraft,  die  Macht,  den 
Einfluss  stärken  kann,  den,  wie  ich  glaube,  Ihr  in  Zukunft  als 
den  stärksten  Pfeiler  in  der  Civilisation  und  im  Weltfrieden  an- 
sehen werdet".  —  Und  in  Johannesburg  schloss  Chamberlain  am 
17.  Januar  1903')  seine  Rede  mit  folgenden  Worten:  „Die  Zeit 
der  kleinen  Königreiche  und  kleinlichen  Eifersüchteleien  ist  vorüber. 
Die  Zukunft  gehört  den  grossen  Reichen.  Das  Mutterland  hat 
das  Beispiel  gegeben.  Es  hat  die  (imperiahstische)  Apathie  und 
Indifferenz  der  grossen  Reiche  abgeworfen.  Nicht  hören  wir 
mehr  von  Staatsmännern,  denen  die  Trennung  von  I<olonien  ein 
Objekt  ihres  Wunsches  ist.^)  Die  Kolonien  ihrerseits  haben  die 
Zusammengehörigkeitsgefühle  erwidert.  Sie  haben  sich  vom 
Provinzialismus  losgelöst  und  sind  einverstanden,  teilzunehmen  an 
dem  glorreichen  Reiche,  das  ihnen  ebenso  wie  uns  gehört.  Sie 
sind  bereit  Verpflichtungen  zu  übernehmen,  die  Hand  in  Hand  mit 
Privilegien  gehen.  Das  ist  der  jetzt  sich  fühlbar  machende  Geist, 
und  ich  wünsche,  er  möchte  so  bleiben." 

Ueberall  wo  Chamberlain  den  Kolonien  oder  Kolonialver- 
tretern gegenübertritt,  gebraucht  er  seine  Beredsamkeit  dazu, 
das  patriotische  Zusammengehörigkeitsgefühl  in  ihnen  zu  wecken. 
Es  ist  ein  Appell  ohne  Vorteilserklärung.  Er  verspricht  ihnen 
noch  nichts;  er  will  die  Kolonien  nur  daran  erinnern,  dass  sie 
auch  ohne  Gegenvorteile  dem  Mutterlande  verpflichtet  sind.  Aber 
er  ist  ein  zu  ausgezeichneter  Politiker,  um  sich  nicht  sagen  zu 
können,  dass  ein  Appell  allein  nur  eine  Vorbereitung  für  die 
wirklich  zu  vollziehende  imperialistische  Verbindung  ist,  dass  eine 
Erinnerung  an   die   patriotischen   Pflichten   die   Kolonien   für  die 

^)  Nach  der  Times  vom  19.  Janur  1903.     ^)  Gladstone. 
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positiven  Vorschläge,  die  er  in  petto  für  sie  hat,  erst  empfänglich 
macht.  Wenn  sein  Appell  Widerhall  findet,  dann  kann  er  ihnen 
die  Frage  vorlegen:  Aber  wie  nun  diese  Einigung  vollziehen? 
Obwohl  Chamberlain  bereits  die  vorangegangenen  Kolonialkon- 
ferenzen als  den  einzigen  Ort  betrachtet  hat,  wo  diese  Frage  zur 
Besprechung  gelangen  konnte,  und  obwohl  schon  die  Kolonial- 
konferenz des  Jahres  1887  in  ihrem  Zustandekommen  überhaupt 
einen  Anflug  zur  Organisation  des  britischen  Imperialismus  bildet, 
ist  es  doch  erst  die  Kolonialkonferenz  von  1902,  auf  welcher 
Chamberlain  Gelegenheit  nahm,  sein  imperialistisches  Programm 
als  ein  einheitliches  systematisches  Ganzes  zu  entfalten.^) 

In  einem  Telegramm  vom  23. 1.  1902,  das  Chamberlain  an  die 
Premiers  der  Selbstverwaltungskolonien  richtete,  sprach  er  den 
Wunsch  aus,  mit  ihnen  die  gemeinsamen  Interessen  des  Mutter- 
landes und  der  Kolonien  zu  beraten  und  ihre  Anwesenheit  bei 
der  Königskrönung  in  London  zu  diesem  Zwecke  zu  benützen. 
Es  war  die  Anregung  der  Konferenz  eine  Fortsetzung  der  seit 
seinem  Amtsantritt  inaugurierten  Politik.  Mr.  Chamberlains  Ab- 
sichten gingen  von  vorneherein  1).  auf  eine  vereinheitlichte  Han- 
delspolitik, die  seiner  Ansicht  nach  nur  zu  erreichen  ist  durch 
einen  Zusammenschluss  der  Kolonien  mit  dem  Mutterlande  zu 
einem  Reichszollverein  mit  Freihandel  nach  innen  und 
Protektionszöllen  nach  aussen;  2).  auf  einen  einheitlichen 
Flotten-  und  Militärschutz  dieses  gemeinsamen  Handels,  der, 
seiner  Ansicht  nach,  zu  erreichen  ist  durch  eine  Beteiligung 
der  selbstständigen  Kolonien  an  den  Ausgaben  des  Mutterlandes 
für  diese  Zwecke,  und  die  dadurch  hervorgerufene  entsprechende 
Verteilung  der  Lasten  auf  Mutterland  und  Kolonien;  3).  auf  eine 
Förderung  von  Massnahmen,  die  zu  einer  allmähligen  Erreichung 
einer  Generalunion  beitragen  können;  4).  auf  Beseitigung  von 
Verbindungsschwierigkeiten  in  der  Seeschiffahrt  zwischen  den 
Kolonien  und  dem  Mutterlande.  Dazu  kommen  Pläne  zur  För- 
derung der  Küstenschiffahrt,  Einführung  eines  einheitlichen  met- 
rischen Systems,  einer  Patentschutzgesetzgebung,  der  Kabelver- 
staatlichung, einer  Erweiterung  des  Einheitsbriefportos  auf  Zeitungen 

^)  Für  die  folgenden  Ausführungen  ist  zur  Grundlage  genommen  das 
Blaubuch  über  die  Kolonialkonferenz   1902. 
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und  Zeitschriften  u.  s.  w.  Die  Konferenz  fand  zu  dem  beabsich- 
tigten Zeitpunkt  statt,  und  zwar  unter  dem  Vorsitze  Chamberlains. 
Ausser  den  Premierministern  waren  bei  den  Sitzungen  anwesend : 
der  Verteidigungsminister  des  austraHschen  Bundes,  die  kana- 
dischen Zoll-,  Miliz-,  Verteidigungs-  und  Finanzminister  und  der 
kanadische  Postmeister.  Auch  der  Staatssekretär  für  den  Krieg,  der 
erste  Lord  der  Admiralität  und  der  Präsident  des  Board  of  Trade 
waren  bei  der  Diskussion  der  speziellen,  ihre  Abteilungen  betref- 
fenden Fragen  zugegen. 

Chamberlain  eröffnete  diese  Konferenz  mit  einer  Rede.  Ich 
kann  nun  keine  quellengerechtere  Darstellung  Chamberlain'scher 
Anschauungen  und  der  bereits  so  eifrig  und  so  lange  diskutierten 
Fragen  mir  denken,  als  gerade  diese  hier  gehaltene  Rede.  Er 
musste  sich  natürlich  über  die  drei  imperialistischen  Kerngedanken, 
die  politischen  Beziehungen,  die  Art  der  kommerziellen  Einrichtung 
und  der  Reichsverteidigung  verbreiten.  So  muss  seine  Rede  in 
Anpassung  an  diese  Fragen  in  drei  Teile  zerfallen.  Zwecke, 
-Ziele  und  Erwartungen,  die  Chamberlain  an  diese  Konferenz 
knüpfte,  gehen  aus  dieser  Rede  hervor.  Wie  bereits,  erwähnt, 
ist  der  hier  zu  besprechenden  Konferenz  eine  ähnliche,  die  in 
Verbindung  mit  dem  Regierungsjubiläum  der  Königin  Victoria  ab- 
gehalten wurde,  im  Jahre  1897  vorausgegangen.  Auf  dieser  Kon- 
ferenz war  man  zu  folgenden  Resultaten  gekommen:  1).  Beibe- 
behaltung  des  Status  quo  ante,  d.  h.  man  sah  die  vorhandenen 
Einrichtungen  angesichts  der  bestehenden  potitischen  Bedingungen 
als^ausreichend  an.  2).  Man  sah  es  als  wünschenswert  an,  dass 
Kolonien,  die  durch  ihre  Nachbarschaft  unter  denselben  histo- 
rischen, politischen  und  wirtschaftlichen  Bedingungen  stehen,  sich 
zu  einem  Bundesstaate  zusammenschliessen  sollen.  3).  Fasste 
man  den  Beschluss,  in  periodisch  wiederkehrender  Weise  solche 
Konferenzen  zu  berufen.  Der  erste  Punkt  bedeutet  eine  grund- 
sätzliche Ablehnung  des  Chamberlainschen  Gedankens;  der  zweite 
Punkt  wurde  verwirklicht  durch  die  Bildung  des  australischen 
Commonwealth  und  den  noch  immer  in  Aussicht  stehenden  süd- 
afrikanischen Bundesstaat.  Den  dritten  Punkt  dieser  Resolution 
zu  verwirklichen,  hat  sich  Chamberlain  selbst  bemüht  und  für  den 
in  Rede  stehenden  Moment  zur  Ausführung  gebracht.  Aber  Wesent- 
Jiches  hat  er  für  die  Verwirklichung  seiner  Hoffnungen  nicht  getan. 
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und  doch  ist  die  Energie,  mit  der  er  für  jene  kämpfte,  nicht  er- 
loschen. Gleich  zu  Beginn  seiner  Rede  sagte  er:  „Ohne  Furcht,, 
für  einen  Enthusiasten  oder  Träumer  gehalten  zu  werden,  behaupte 
ich,  dass  der  Zusammenschluss  des  britischen  Reiches  in  den  Gren- 
zen der  Möglichkeit  liegt.  Ich  kenne  die  Schwierigkeiten,  auf  die 
eine  Aenderung  unseres  Verfassungssystems  stossen  muss;  ich  kenne 
die  Verschiedenheit  der  Interessen,  das  ungeheure  Missverhältnis,, 
das  betreff  Reichtum  und  Bevölkerung  zwischen  den  Gliedern  des 
Reiches  besteht,  vor  allem  die  Distanzen,  die  sie  trennen,  und  den 
Mangel  an  ausreichendem  Verkehr.  Dies  sind  zwar  unüberwind- 
liche Hindernisse,  aber  ähnliche  Schwierigkeiten  sind  bei  der 
Union  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  überwunden 
worden,  und  ebenso  ähnliche  —  vielleicht  nicht  so  grosse,  aber 
doch  bedeutende  —  sind  überwunden  worden,  bei  der  Bil- 
dung des  Dominion  of  Canada.  Deswegen  können  wir,  glaube 
ich,  ruhig  das  Ideal  eines  Zusammenschlusses  auch  für-  uns  er- 
hoffen und  an  seine  Erfüllung  glauben.  Wir  haben  kein  Recht, 
durch  unser  Handeln  dem  Reichspatriotismus  der  Zukunft  Grenzen 
zu  setzen". 

Daraus  spricht  neben  einer  Idealisierung  auch  ein  fester  Glaube 
an  seine  Anschauungen,  und  dieser  lässt  Chamberlain  Vieles 
sehen,  was  gerade  unsere  Presse  nicht  gesehen  hat.  Bekanntlich 
war  in  Mitteleuropa  die  Ansicht  verbreitet,  dass  die  Kolonien  den? 
Kriegsoperationen  des  Mutterlandes  in  Südafrika  keine  grosse 
Sympathie  entgegengebracht  haben.  Aber  was  sagt  nun  im  Gegen- 
satz dazu  Chamberlain?  „Mit  den  gemeinsamen  Interessen  werden 
auch  die  gemeinsamen  uns  bedrohenden  Gefahren  wachsen.  Wir 
haben  in  den  letzten  Jahren  ein  glänzendes  Beispiel  dafür  ge- 
sehen, was  ein  gemeinsamer  Wille  ohne  formelle  Verpflichtungen 
auszurichten  vermag  —  :  es  war  dies  in  der  grossen  Kriegskrisis, 
die  wir  nunmehr  glücklich  überwunden  haben.  Die  Handlungs- 
weise der  Kolonien  während  der  das  Mutterland  bedrohenden 
Gefahr  hat  hier  einen  tiefen  und  andauernden  Eindruck  gemacht. 
Wir  sind  Euch  herzlich  dankbar  dafür.  Es  hat  eine  Verpflichtung 
unsererseits  geschaffen.  Es  hat  uns  das  Wesen  der  Einigkeit,  das 
alle  Gebiete  Seiner  Majestät  verbindet,  vor  Augen  geführt  Ich 
freue  mich,  Gelegenheit  zu  haben,  die  materielle  Hilfe,  die  Ihr 
uns  habt  angedeihen  lassen,  anzuerkennen  ...  Es  ist  ein  be- 
merkenswertes Zeugnis  für  die  Loyalität  und  Ergebenheit  gegen- 
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über  den  Reichsinteressen.  Aber  wie  sehr  ich  auch  die  Hilfe 
schätze,  wie  klar  ich  die  Bedeutung  Eures  Beistandes,  die  glän- 
zenden Eigenschaften  der  Truppen  und  ihre  Tapferkeit  im  Felde 
anerkenne,  —  ich  selbst  lege  mehr  Wert  auf  die  moralische  Unter- 
stützung, die  wir  immer  von  Euch  erhalten  haben.  Das  was 
uns  vereinigt,  ist  unsichtbar,  ist  in  seinem  Cha- 
rakter Gefühl.  Es  muss  zwar  noch  wachsen  und  er- 
starken, hat  sich  aber  zu  einer  Zeit  stark  genug  er- 
wiesen, in  welcher  eine  andere  Form  der  Vereini- 
gung vielleicht  bitter    empfunden    worden  wäre." 

Chamberlain  sieht  also  im  Verhalten  der  Kolonien  zu  der 
Kriegskrisis  ein  Erwachsen  imperialistischer  Gefühle,  imperialistischer 
Zusammengehörigkeit.  Er  hält  dieses  Moment  für  so  wichtig,  dass 
er  der  Konferenz  eine  in  das  (diesem  Kapitel  zu  Grunde  liegende) 
Blaubuch  aufgenommene  Statistik  vorlegt,  ohne  dass  diese  Aus- 
führungen Anlass  zu  weiteren  Resolutionen  geben  konnten.  Er 
will  nur,  dass  die  Konferenz  mit  ihm  in  diesem  Material  den  Be- 
weis für  seine  Behauptung  finden  soll,  „dass  die  Frage,  ob 
eine  Generalunion  kommen  wird,  von  den  Kolonien 
ausgehen  müsse.  Wenn  sie  aber  kommen  werde,  werde  sie 
enthusiastisch  in  England  aufgenommen  werden". 

Chamberlain  will  also  nicht,  dass  England  die  Kolonien,  son- 
dern dass  die  Kolonien  England  zu  einem  Zusammenschluss  auf- 
fordern sollen,  und  er  schliesst  sich  hierin,  wie  er  selbst  sagt,  an 
den  Ausruf  des  kanadischen  Premierministers  Wilfried  Laurier  an, 
welcher  lautet:  „If  you  want  our  aid,  call  us  to  your  Councils". 
(„Wenn  Ihr  unsere  Hilfe  wünscht,  dann  rufet  uns  in  Euern  Rat!!") 
Und  auf  diesen  Ausruf  Laurier's  antwortet  Chamberlain  in  den 
enthusiastischen  Worten:  „Wir  wollen  Eure  Hilfe  und  bitten  um 
Euern  Beistand  in  der  Verwaltung  des  weiten  Reiches,  welches 
ebenso  Euch  wie  uns  gehört.  Wir  haben  diese  Last  viele 
Jahre  getragen  und  denken,  es  ist  Zeit,  dass  unsere  Kinder  dabei 
helfen,  und  wenn  Ihr  uns  helft,  so  seid  Ihr  unserer  Freude  sicher, 
Euch  in  unserem  Rate  zu  sehen.  Nehmt  Ihr  einen  Anteil  an  den 
Reichslasten,  so  sind  wir  bereit.  Euch  einen  Anteil  an  der  Reichs- 
politik zu  gewähren!"  Das,  was  Chamberlain  mit  diesen  Worten 
zum  Ausdruck  bringt,  sind  Versprechungen  und  Bitten.  Er  will 
die  Kolonien  an  der  Reichspolitik  mitwirken  lassen,  aber  nur  nach 
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dem  Prinzipe  „do  ut  des".  Wie  soll  aber  eine  solche  Mitwirkung 
beschaffen  sein?  Soll  ein  Generalunionsparlament  möglich  sein? 
Auf  diese  Fragen  antwortet  Chamberlain :  „die  beste  Form,  ein 
solches  Mittragen  an  den  Reichslasten  und  der  Vertretung  einer 
solchen  Vereinigung  sehe  ich  nicht  darin,  dass  Ihr  Sitz  und  Stimme 
im  Parlament  erhaltet,  sondern  in  Begründung,  eines  speziellen 
Reichsrates,  dem  alle  Fragen  von  Reichsinteressen  unterbreitet 
werden  können.  Da  es  vorläufig  eine  formelle  Reichsverfassung 
nicht  gibt,  so  sehe  ich  die  nächste  Annäherung  an  einen  solchen 
Rat  in  der  Abhaltung  einer  Konferenz,  wie  wir  sie  heute  eröffnen, 
eine  Konferenz  der  hauptsächlichsten  Vertreter  des  Mutterlandes 
und  der  Kolonien,  die  zusammen  mit  dem  vereinigten  Königreich 
das  britische  Weltreich  bilden.  Wenn  diese  Konferenzen  nach  dem 
Antrag  des  Premiers  von  Neuseeland  zu  periodischen  geworden 
sein  werden,  oder  wenn  ein  Reichsrat  gegründet  wird,  so  werden 
diese  hauptsächlich  aus  zwei  Gesichtspunkten  heraus  entstehen : 
aus  dem  der  Reichsverteidigung  und  dem  der  Handelsinleressen." 
Daraus  geht  hervor,  dass  ausser  den  bestehenden  Behörden  eine 
neue,  der  sogenannte  Reichsrat  begründet  werden  soll,  dem  die 
gemeinsamen  Reichsangelegenheiten  unterbreitet  werden  können. 
Eine  Annäherung  an  eine  solche  Organsbildung  sieht  Chamberlain 
in  der  Abhaltung  von  Kolonialkonferenzen.  ^) 

Das  sind  die  grundlegenden  Anschauungen  Chamberlains  von 
einer  politischen  Einigung  des  Reiches.  Diese  politischen  An- 
schauungen werden  ergänzt  durch  gemeinsame  Militär-  und  Marine- 
massnahmen,  die  Chamberlain  für  notwendig  erachtet.  Er  sucht 
vor  allem  die  grossen,  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Ausgaben  für 
Flotte  und  Heer  zu  verteidigen.  Er  erklärt,  dass  diese  Mehraus- 
gaben keineswegs  der  eigenen  Initiative  entspringen,  sondern  dass 
sie  erzwungen  wurden  durch  die  Rüstungen  der  andern  Mächte, 
durch  die  grossen  Fortschritte,  die  diese  (gemeint  ist  besonders 
Deutschland)  im  Flotten-  und  Heerwesen  gemacht  haben.  Wie  viel 
mehr  das  Mutterland  an  den  Militär-  und  Marinelasten  zu  tragen 
hat,  als  die  Kolonien    (und   es   verwendet  ja  seine  Verteidigungs- 

^)  Sir  Frederick-Pollock  machte  neuerdings  im  Gegensatz  dazu  den  Vor- 
schlag, dass  dem  Ministerium  des  vereinigten  Königreichs  eine  Abteilung  zu- 
gefügt werden  möge,  zu  deren  Beratungen  die  Premiers  der  Kolonien  heran- 
gezogen werden  sollen. 
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mittel  zum  Schutze  der  Kolonien)  geht  aus  folgenden  Ziffern  her- 
vor :  Die  Normalausgaben  belasten  —  abgesehen  von  den  ausser- 
ordentlichen Kriegslasten  —  die  grossbritannische  Bevölkerung  mit 
29  s/7  ?>  d  pro  Kopf,  die  Kanadas  mit  ^/ö  d.  Der  kanadische  Staats- 
bürger hat  also  einen  fünfzehnten  Teil  der  militärischen  Lasten 
seines  mutterländischen  Kollegen  zu  tragen. 

Etwas  mehr  betragen  die  militärischen  Lasten  in  den  folgenden 
Kolonien :  in  Neusüdwales  V^  d,  in  Victoria  V^  c/,  in  Neusee- 
land ^U  d,  ebensoviel  im  Kapland  und  in  Natal.  Es  ist  darum 
selbstverständlich,  dass  Chamberlain  das  Bestreben  hat,  diese 
Differenzen  zu  verringern  und  einen  Teil  der  Lasten  für  Aus- 
gaben, die  auch  den  Kolonien  zugutekommen,  von  den  so  schwer 
tragenden  Schultern  des  Mutterlandes  auf  jene  abzuwälzen.  Das 
ist  eine  ganz  gerechte  finanzwirtschaftliche  Forderung.  Wäre  der 
Staatshaushalt  der  Kolonien  untereinander  von  dem  des  Mutter- 
landes nicht  getrennt,  und  kämen  dem  grossbritannischen  Staats- 
haushalte irgendwelche  Einnahmen  aus  den  kolonialen  Volks- 
wirtschaften zugute,  so  würde  vielleicht  für  das  Mutterland  die 
Verpflichtung  erwachsen,  diese  Volkswirtschaften  aus  eigenen  Mitteln 
zu  schützen.  Bei  den  bestehenden  Verhältnissen  aber,  bei  der  voll- 
ständigen Trennung  der  kolonialen  Volkswirtschaften  von  der  des 
Mutterlandes  ist  es  nur  gerecht,  dass  sie  den  Schutz,  der  ihnen 
zuteil  wird,  und  die  Vorteile,  die  ihnen  aus  der  Macht  des  Mutter- 
landes erwachsen,  auch  bezahlen.  Wären  die  Kolonien  zu  einer 
solchen  Belastung  zu  arm,  so  müsste  natürlich  aus  dem  Interesse, 
das  das  Mutterland  an  diesen  Kolonien  hat,  von  einer  solchen 
Belastung  abgesehen  werden.  Tatsächlich  hat,  so  lange  die  Ko- 
lonien noch  jung  und  schwach  waren,  so  lange  sie  noch  nicht 
den  Ehrgeiz  selbständiger  Nationen  hatten,  so  lange  sie  noch  nicht 
imstande  waren,  Summen  für  ihre  eigene  Verteidigung  auszugeben, 
das  Mutterland  den  Schutz  seiner  Kinder  selbständig  in  die  Hand 
genommen,  und  es  hat  sich  auch  keine  Stimme  im  Mutterlande 
geregt,  die  eine  Abwälzung  verlangte.  Jetzt  aber,  wo  die  Kolo- 
nien fast  den  Stand  selbständiger  Staaten  mit  einer  entwickelten 
Volkswirtschaft  erreicht  haben,  ist  die  Forderung  Chamberlains 
selbstverständlich  geworden.  Diese  Begründung  wird  von  folgen- 
den Sätzen  seiner  Rede  illustriert:  „Jetzt  sind  die  Kolonien  reich 
und  machtvoll;  sie  wachsen  von  Tag  zu  Tag;  ihre  materielle  Blüte 
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verspricht  mit  der  des  vereinigten  Königreiches  zu  wetteifern.  Ich 
glaube  daher,  es  ist  unvereinbar  mit  ihrer  Stellung,  ihrer  Würde  als 
Nationen,  dass  sie  das  Mutterland  ganz  allein  diese  Aufgaben  lösen 
lassen.  Die  Rechtfertigung  einer  Union  ist  die,  dass  der  Bund  stärker 
ist  als  die  Stücke,  die  er  verbündet ;  aber  wenn  die  ganze  Last  auf  e  i  n 
Stück  gelegt  wird,  so  ist  es  wenig  vorteilhaft  für  dasselbe,  in  einen 
Bund  einzutreten.  Ich  bitte  Euch  nicht,  Lasten,  die  dem  .aus- 
schliesslichen Vorteil  des  Mutterlandes  dienen,  auf  Eure  Schultern 
zu  laden ;  im  Gegenteil !  Wenn  das  vereinigte  Königreich  allein 
stände,  so  würden  die  Ausgaben  für  diese  Zwecke  bald  verringert 
sein.  Die  Rüstungen  zu  machen,  ist  das  Mutterland  den  Kolo- 
nien gegenüber  schuldig.  Es  ist  dies  seinem  Handel  schuldig, 
an  dem  beide  in  gleichem  Masse  interessiert  sind. 

Der  bisherige  Stand  der  Dinge  in  dieser  Beziehung  ist  un- 
haltbar. Doch  durften  weder  die  Vertreter  des  Mutterlandes,  noch 
die  der  Kolonien  die  politischen  und  finanziellen  Schwierigkeiten 
übersehen,  die  einer  solchen  Änderung  entgegenstanden.  Was 
Chamberlain  auf  der  Kolonialkonferenz  von  seinen  politischen  An- 
schauungen und  Forderungen  verlauten  Hess,  war  nur  eine  Ein- 
leitung  zur   Entwicklung    seines    handelspolitischen  Programmes. 

Chamberlain  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  das  britische 
Reich  sich  völlig  selbständig  erhalten  kann,  d.  h.  dass  die  Pro- 
duktion im  britischen  Reiche  seinem  Bedarf  vollkommen  genügt. 
Gerade  die  klimatischen  und  ökonomischen  Gegensätze  zwischen 
den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  bewirken,  dass  Alles,  was 
zur  Existenz  notwendig  ist,  oder  was  nur  als  Luxusgegenstand 
gewünscht  werden  kann,  innerhalb  der  Grenzen  des  Reiches  pro- 
duziert werden  kann.  Das,  was  Chamberlain  an  zweiter  Stelle 
voraussetzt,  ist  die  Tatsache,  dass  Grossbritannien  der  grosse 
Weltmarkt  ist,  dass  es  in  seinen  notwendigen  Bedarfsartikeln  von 
fremden  Ländern  abhängig  ist,  und  dass  sein  Export  zum  grössten 
Teil  nach  fremden  Ländern  geht.  Chamberlain  sagt  mit  diesen 
Voraussetzungen,  dass  das  britische  Weltreich  als  geschlossener 
Handelsstaat  sich  selbst  vollkommen  genügen  und  sich  selbst  jeder- 
zeit von  jedem  nicht  zum  britischen  Reiche  gehörenden  Lande 
unabhängig  machen  kann.  Wenn  Chamberlain  dies  wiederum  als 
Voraussetzung  seinem  Programm  vorausschickt,  so  liegt  es  seiner 
Ansicht  nach  in  der  Macht  des  britischen  Reiches,    sich  jederzeit 
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wirtschaftlich  .von   der   übrigen  Welt   zu  emanzipieren.     Die  Ver- 
schiebung des  Schwerpunktes  in  der  Welthandelsstellung  Englands 
von  den  Beziehungen  Englands  znm  Auslande  auf  die  Beziehungen 
Englands   zu   den  Kolonien,   ist   der   hauptsächlichste  Programm- 
punkt.    Dass   sich   heute    der  Handel  grösstenteils  zwischen  dem 
Vereinigten   Königreich    und    dem   Auslande    abspielt,    ist   nach 
Chamberlain  „kein  befriedigender  Zustand  der  Dinge";  aus  diesem 
Grunde    muss    der   Güteraustausch    zwischen   den    verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  gefördert  werden.  Das  kann  aber  nur  geschehen 
durch  die  völlige  Freiheit  dieses  Austausches.  Vollständiger  Frei- 
handel innerhalb  der  Reichsgrenzen  muss  das  Prinzip  des  ganzen 
Systemes  sein.  (Free  Trade  within  the  Empire.)  Dann  erst  werde 
man  in  Betracht  zu  ziehen  haben,   wie  sich  die  handelspolitische 
Stellung  des  britischen  Reiches  als  Ganzen  und  die  Stellung  seiner 
verschiedenen  Teile  zum  Auslande  zu  gestalten  hat.  Welche  Aus- 
dehnung kann  nun  der  Handel  zwischen  den  verschiedenen  Teilen 
des  Reiches  annehmen,  wenn  man  das  Freihandelsystem  für  dieses 
Verhältnis    acceptiert?     Die  Entwicklung    der  Kolonien    wird    be- 
schleunigt werden,  die  leeren  Gebiete  werden  sich  mit  einer  tätigen 
und   industriellen  Bevölkerung  füllen;    das  Mutterland  wird  ganz 
unabhängig  von  fremden  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  werden. 
Chamberlain   ist   sich   aber  mitten    in    seiner   Schönmalerei  voll- 
auf der  Dinge  bewusst,  dass  jede  Aufhebung  von  Zöllen  im  Staats- 
haushalt  und   damit  auch    in   der  Volkswirtschaft   der  Selbstver- 
waltungskolonien erhebliche  Lücken  reissen  muss.     Er  muss  sich 
dennoch  bemühen,    auf   die   Empfindungen   der  Kolonialvertreter 
ein  Pflaster   zu   legen.     „Es  läge  ihm   natürlich  trotz   des  aufge- 
stellten  Prinzipes    vollständig  fern",    sagte    er,    „die  völlige  Auf- 
hebung  der  Zölle   zu  wünschen".     Er   müsse   vielmehr   die   Be- 
strebungen der  neuen  Länder,  sich  eine  eigene  Industrie  zu  schaffen, 
anerkennen,   um   so  mehr,    als   diese  Zölle  ihre  Haupteinnahmen 
bilden.     Man  könne  ihnen  nicht  zumuten,    dass  sie  als  Ersatz  für 
die  Ausfälle,  die  sie  dann  in  ihren  Einnahmen  aus  den  indirekten 
Steuern    haben    müssten,    ein    ausgedehntes   System   der   direkten 
Besteuerung  schaffen   sollten,    deren  Durchführung  bei   der  spär- 
lichen und  zerspHtterten  Bevölkerung  mit  grossen  Kosten  verknüpft 
sein  müsste.     Nur  müssten  die  proteklionistisch-prohibitiven  Import- 
zölle   durch  Finanzzölle   ersetzt   werden.     Die   Finanzzölle   seien 
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dann  auch  keine  Durchbrechung  des  Freihandelsprinzips.  Natür- 
lich wird  —  was  als  Folge  der  bisherigen  Kolonialpolitik  ange- 
sehen werden  kann  —  der  durch  die  sich  zuwiderlaufenden  In- 
teressen errichtete  Wall  nicht  durch  ein  Machtwort  fallen.  Cham- 
berlain  sieht  ein,  dass  nur  Schritt  für  Schritt  die  freie  Bewegung 
britischer  Güter  auf  den  kolonialen  Märkten  zu  erreichen  sein  wird. 
Daher  konzentriert  er  seinenWunsch  vorläufig  darauf,  die  britischen 
Güter  vor  den  Erzeugnissen  aller  Länder  bevorzugt  zu  sehen.  Bei  der 
Einfuhr  britischer  Produkte  nach  denjenigen  Kolonien,  die  eine 
ausgeprägte  Schutzzollpolitik  treiben,  sollen  diese  Produkte  im 
Gegensatz  zu  denjenigen  anderer  Länder  so  wenig  von  den  Zöllen 
getroffen  werden,  dass  sie  die  Möglichkeit  erhalten,  mit  den  ein- 
heimischen Produkten  zu  konkurrieren  und  die  fremdländischen  zu 
verdrängen. 

Ein  ausgedehntes  Präferentialiensystem  wird  erst  die  kolonialen 
Märkte  für  die  ausschliessliche  Aufnahme  britischer  Produkte  er- 
ziehen. Durch  diesen  Erziehungsprozess  erhält  Chamberlain  die 
Möglichkeit,  seinem  Ideale  des  völligen  Freihandels  innerhalb  des 
britischen  Weltreiches  der  Erreichung  eines  Reichszollvereins  näher 
zu  kommen.  Wir  werden  auf  diese  Frage  im  nächsten  Abschnitt 
in  ausführlicher  Weise  zu  sprechen  kommen.  Hier  will  sie  nur 
aus  der  imperialistischen  Gesamtanschauung  Chamberlains  ver- 
standen sein.  Und  die  Gesamtanschauung  gipfeh  darin,  dass  der 
politische  Imperialismus  auf  dem  kommerziellen  beruht,  und  dass 
man  zu  diesem  nur  vorschreiten  könne  auf  dem  Wege  des  Präferen- 
tialismus.  Dieser  ist  zwar  nicht  die  absolute,  aber  doch  immerhin 
eine  Lösung  des  imperiahstischen  Problems.  Deswegen  ist  eine 
Stellung  der  Kolonien  zum  Imperialismus  Chamberlains  nur  zu 
ersehen  aus  ihrer  Stellung  zum  Präferenüalismus,  zu  deren  Ana- 
lysierung wir  im  nächsten  Abschnitt  werden  vorgehen  können. 
Der  ImperiaHsmus  ist  die  Basis,  auf  der  der  Chamberlainismus 
sich  aufbaut.  Wir  haben  es  ausdrücklich  vermieden,  noch  andere 
britische  Imperialisten,  die  ausführliche  Organisationspläne  ge- 
schaffen haben,  heranzuziehen,  weil  wir  hier  nur  den  chamber- 
lainistischen  Imperialismus  analysieren  wollten.  Auch  haben  wir 
davon  abgesehen,  den  deutschen  Artikel  von  Hewins  über  den 
britischen  Imperialismus  heranzuziehen,  weil  dieser  viel  zu  wenig 
auf  den  in  seiner  hier  geschilderten  Eigenart  sich  präsentierenden 
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chamberlainistischen  Imperialismus  Rücksicht  nimmt  und  nicht 
klärend  für  die  Behandlung  der  hier  aufgeworfenen  Pläne  wirken 
kann. 

IL  Kapitel. 

Der  Chamberlainistische  Präferentialismus. 

§  1.  Englands  ßandelsvertragspolitik  und  der  Präferentialismus, 

Aus  der  Entwicklung  des  imperialistischen  Programmes  Cham- 
berlains  haben  wir  gesehen,  dass  es  den  Schlüssel  im  Präferen- 
tialiensystem  zu  finden  glaubt.  In  dem  gegenwärtigen  Stadium 
der  Agitation  kann  Chamberlain  auf  das  Präferentialiensystem  als 
auf  etwas  teilweise  bereits  Erreichtes  zurückblicken ;  denn  Kanada 
ist  im  Jahre  1897  diesem  Gedanken  durch  die  Inaugurierung  des 
PräferentiaUarifs  bereits  näher  gekommen,  i)  Am  23.  April  1897 
erliess  Kanada  den  Reziprokaltarif,  indem  es  allen  den  Staaten,  die 
ihm  dieselben  Begünstigungen  einräumen,  einen  ZoUerlass  von 
12,5  V»  versprach.  Das  Mutterland  was  das  erste  auf  dem  Plane 
und  erhielt  so  die  Vergünstigung  zuerkannt.  Dieses  Stadium  lief  mit 
dem  30.  Juni  1898  ab,  und  vom  1.  Juli  wurde  die  Vergünstigung 
verdoppelt,  d.  h.  auf  25V  erhöht.     Diese  Reduzierung  hatte  jedoch 


*)  Mit  der  Umgestaltung  des  Tarif  es  im  Jahre  1879  zu  einem  ausge- 
sprochenen schutzzöllnerischen  wurden  die  Zölle  auf  Fabrikate  von  durch- 
schnittlich 17,57o  auf  307o  erhöht  und  zahlreiche,  bis  dahin  freie  Artikel  mit 
Zöllen  belegt,.  Die  in  dem  Tarife  nicht  benannten  Artikel  sollten  207o  zahlen- 
Zölle,  die  das  Mutterland  schwer  treffen  mussten,  waren  folgende :  Auf  Garne 
15^0  ad  valorem;  für  Baumwoll-  und  Wollgarn  gab  es  noch  spezielle  Zölle; 
Gewebe  zahlten  30",  o,  Eisen  8  sh.  4  d  per  ton  und  Eisenfabrikate  bis  zu  357» 
(dies  ist  fast  ein  Prohibitivzoll  (!)  gegenüber  dem  Mutterlande  zu  nennen); 
irdene  Waren,  Glas-  und  Manufakturwaren  zahlten  15— 307o;  Kohlen  zahlten 
2  sh.  per  ton.  "  Aber  trotzdem  wurden  dem  Mutterlande  offene  und  direkte 
Begünstigungen  gewährt.  Zweck  des  Zolltarifes  sollte  nach  den  Erklärungen 
des  Finanzministers  Tilley  nur  sein,  die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten 
zu  vermindern  und  wieder  lebhafte  Handelsbeziehungen  mit  Westindien  an- 
zuknüpfen. Auch  sollte  der  Handel  mit  dem  Mutterlande  keineswegs  ver- 
mindert, sondern  eher  vermehrt  werden,  soweit  dies  eben  mit  dem  Be- 
streben, eine  ausgedehnte  einheimische  Industrie  zu  schaffen 
vereinbar  war. 
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auf  Wein,  Spirituosen,  alkoholhaltige  Artikel,  flüssige  Medizinen, 
Zucker,  Syrup  und  Tabak  keinen  Bezug.  Schon  am  1.  August 
1898  wurde  der  Reziprokaltarif  aufgehoben  und  durch  den  briti- 
schen Präferentialtarif  ersetz,  d.  h.  Kanada  entzog  allen  nicht  zum 
britischen  Reiche  gehörenden  Vertragsstaaten  das  Recht,  durch 
gegenseitige  Präferentialiengewährung  an  der  kanadischen  Zoll- 
reduktion teilnehmen,  und  beschränkte  den  Bevorzugungsgenuss 
von  257o  auf  das  Mutterland  und  die  andern  Glieder  des  britischen 
Weltreiches.  So  wie  so  hatte  es  nicht  dem  freien  Willen  der 
kanadischen  Regierung  entsprochen,  zu  Anfang  ihrer  zollpolitischeh 
Reformen  auch  fremde  Staaten  an  dem  Begünstigungssystem  teil- 
nehmen zu  lassen,  sondern  die  Teilnahme  auch  fremder  Staaten 
war  ein  juristisches  Ergebnis  der  bestehenden  Verhältnisse.  Eng- 
land hatte  nämlich  in  einem  Handelsvertrag  vom  30.  Mai  1865  in 
Art.  VII  Deutschland  ^)  und  in  seinem  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag vom  23.  Juli  1862  in  Art.  XV  mit  Belgien^)  diesen 
Ländern  die  Meistbegünstigungsklausel  gewährt,  d.  h.  es  hatte  sich 
verpflichtet,  Deutschland  und  Belgien  jedweden  Vorzug,  der  ihm 
von  dritter  Seite  gewährt  werden  würde,  mitgeniessen  zu  lassen. 
So  fielen  also  rechtmässig  die  Bevorzugungen  auch  diesen  Ländern 

Der  Finanzminister  bemühte  sich,  in  einem  besondern  Memorandum 
zu  zeigen,  dass  durch  die  Schutzzölle  in  erster  Linie  die  Vereinigten  Staaten, 
das  Mutterland  aber  nur  wenig  oder  gar  nicht  getroffen  werde.  Aber  doch 
war  mit  ihnen  ein  System  von  Schutzzöllen  an  Stelle  der  bisherigen  Finanz- 
zölle geschaffen.  Kein  Jahr  verging  ohne  Erhöhung  und  Vermehrung  der 
zollpflichtigen  Artikel.  1884  waren  schon  600—700  Artikel  im  kanadischen 
Tarif  besonders  aufgezählt ;  1885  wurden  nahezu  100  hinzugefügt.  Der  Zweck, 
die  Vereinigten  Staaten  mit  den  Zöllen  schwerer  zu  treffen  als  das  Mutter- 
land, wurde  aber  nicht  erreicht.  Bis  zum  Jahre  1885  nahm  die  Einfuhr  zoll- 
freier Waren  aus  England  zu,  die  zollpflichtiger  ab.  Dagegen  nahm  die 
zollpfichtige  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  um  207o  zu,  die  zollfreie 
dagegen  ab  Daraus  musste  man  mit  zwingender  Notwendigkeit  den  Schluss 
ziehen,  dass  das  Mutterland  schwerer  getroffen  wurde  als  die  Vereinigten 
Staaten.  Eine  wichtige  Erhöhung  der  Eisenzölle  fand  im  Jahre  1887  statt. 
Diese  rief  bei  der  Eisenindustrie  des  Mutterlandes  eine  grosse  Entrüstung 
hervor.  Ein  Protest  wurde  an  das  Kolonialamt  gerichtet,  mit  dem  Verlangen, 
zu  intervenieren.  Doch  hatte  der  Protest  keinen  Erfolg.  Nach  der  Er- 
klärung des  kanadischen  Ministers  konnte  die  Verminderung  der  zum  grössten 
Teil  fremden,  nicht  britischen  Einfuhr,  durchaus  nicht  im  Interesse  des  Reiches 

^)  Korrespondenzmemorandum.    Seite  2.     Brief  4. 

^)  11 


—     22     - 

zu.  Nun  sie  ihnen  entzogen  wurden,  um  ausschliesslich  auf  das 
Mutterland  angewendet  zu  werden,  und  sie  sich  dadurch  direkt 
benachteiligt  fühlen  mussten,  reklamierten  Belgien  wie  Deutschland 
ihre  Rechte.  Am  14.  Mai  1897  verlangte  der  deutsche  Botschafter 
in  London,  ^  Graf  Hatzfeld,  von  dem  britischen  Premierminister, 
dem  Marquis  of  Salisbury,  unter  Bezugnahme  auf  den  oben  er- 
wähnten Handelsvertrag  „Schritte  zu  tun,  die  der  Verletzung  des 
Vertrages  durch  die  kanadische  Regierung  ein  Ende  setzen".')  In 
diesem  Sinne  erfolgte  gleichzeitig  eine  durch  den  britischen 
Gesandten  in  Belgien,  Sir  F.  Plunkett,  überreichte  Reklamation 
Belgiens.  Auf  diese  Reklamationen  hin  wurde  am  28.  Juli  1897  2) 
die  gleichlautende  Antwort  erteilt:  „Die  weitere  Aufrechterhaltung 
des  Vertrages  widerstrebt  den  weiteren  Interessen  des  britischen 
Reiches.    Deswegen  und  besonders,    weil   die  britische  Regierung 


gelegen  sein.  Wichtig  für  den  weiteren  Verlauf  der  kanadischen  Handels- 
politik war  es,  dass  es  1890  zu  Reibungen  mit  Neufundland  kam.  Dieser 
Staat  hat  es  hartnäckig  abgelehnt,  dem  Dominion  beizutreten.  Kanada  hatte 
im  Utrechter  Frieden  nämlich  von  Frankreich  das  Recht  zugesprochen  er- 
halten, an  der  Küste  von  Neufundland  Fischereirechte  auszüben.  Diese  nun 
wurden  Kanada  von  Neufundland  streitig  gemacht.  Kanada  ergriff  Repressiv- 
massregeln, die  zu  einem  Zollkrieg  in  optima  forma  zwischen  den  beiden 
englischen  Kolonien  führten.  Praktisch  weit  wichtiger  als  diese  Reibungen 
war  der  Ausbruch  einer  inneren  Krisis  im  Jahre  1891.  Hervorgerufen 
wurde  diese  durch  den  McKinley  Tarif  in  den  Vereinigten  Staaten  Man 
musste  infolge  dessen  den  Weg  mühsamer  Verhandlungen  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  betreten.  Ein  Teil  der  liberalen  Partei  trat,  um  die  Kolonie 
aus  der  Klemme  zu  ziehen,  für  einen  Zollverein  mit  den  Vereinigten  Staaten 
ein.  Der  konservative  Premierminister  McDonald  erkannte  aber  bald,  dass 
ein  solches  Zollbündnis  den  Abfall  vom  Mutterlande  bedeuten  würde,  denn 
Kanada  würde  dadurch  gezwungen,  seine  fremden  Waren  günstiger  zu  be- 
handeln als  die  des  Mutterlandes.  Es  kam  zu  einem  erbitterten  Parteikampf 
zwischen  den  Liberalen  und  den  Konservativen,  diese  unter  der  energischen 
Führung  McDonalds,  in  dem  dieser  schliesslich  den  Sieg  davontrug. 
Kanada  musste  natürlich  seine  Anhänglichkeit  an  das  Mutterland  mit  wirt- 
schaftlichen Nachteilen  bezahlen.  Die  Begünstigung  Englands  in  den  Kolonien 
kam  aber  damit  als  Prinzip  zum  Durchbruch.  Die  Konservativen  behielten 
mit  ungeheurer  Energie  von  1891—1896  das  Ruder  in  der  Hand;  die  Wahlen 
von  1896  verschafften  aber  dann  wieder  der  liberalen  Partei  die  Majorität. 
Unter  dem  Einfluss  der  Liberalen  kam  1897  ein  neuer  Tarif  zustande. 

^)  Korrespondenzmemorandum     Brief  4. 

')  Briefe  9  und  11  des  Korrespondenzmemorandums. 
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in  den  Verträgen  Hindernisse  für  interne  Fiskalarrangements  sieht, 
sind   die  bestehenden  Verträge   nicht   länger  im  Einklang  mit   all- 
gemeinen  Interessen   des  britischen  Reiches  aufrecht  zu   erhalten, 
d.  h.  sie  sind   zu   kündigen.     Gleichzeitig  wird    die  Hoffnung  auf 
den  baldigen    Abschluss    eines   neuen    Vertrages   ausgesprochen". 
Infolge  dieser  Kündigung  liefen  die  seit  32,    resp.  35  Jahren  be- 
stehenden Verträge  Ende  Juli  1898  ab.     Erst  jetzt  hatte  die  kana- 
dische Regierung,  von   den  ihr  lästigen  Fesseln   nunmehr   befreit, 
Gelegenheit,   dem    angenommenen   Bevorzugungsprinzip    die   von 
vorne   herein   gewünschte  Geltung   zu    verschaffen.      Solange   die 
Reciprocität  Prinzip  war,  konnte  von  einer  besonderen,  die  andern 
ausschliessenden  Bevorzugung  britischer  Produkte  nicht  die   Rede 
sein.     Um  die  letztere  erreichen  zu  können,  musste  das  Reciproci- 
tätssystem  dem  Präferentialiensystem  weichen.     Mit  diesem  System- 
wechsel   wurde    das   Recht   des   Bevorzugungsgenusses    auch   auf 
folgende  Kolonien  ausgedehnt:    Bermuda,  Britisch-Westindien,  die 
Windward-  und  Leewardinseln,  Barbados,  Trinidad,  British-Guayana. 
Später  kommen  durch  Beschluss  vom  14.  Juli  1898  hinzu:  Indien, 
Ceylon,  Straits  -  Settlements,    Neu-Südwales.     Als   Massstab   dafür- 
ob  ein  Produkt  britisch  sei  oder  nicht,  wurde   das  Verlangen  auf- 
gestellt,   dass  jeder  importierte  Artikel   für   mindestens    25 '^/o   der 
Produktionskosten   britische  Arbeit  repräsentieren    müsse.  ^)     Nach 
ferneren  2  Jahren,  am  1.  Juli  1900,  wurde  die  bestehende  Bevor- 
zugungsquote von  25  auf  3373  7«  erhöht.  Auch  wird  der  Ausnahme 
des  Zuckers  von  den  Reduktionen  die  Geltung  genommen,   wenn 
er  aus  Rohzucker  innerhalb  des  britischen  Reiches  gewonnen  wird.  '■^) 
Dass    durch   die  Kündigung   des  Vertrages   die   Schwierigkeit 
keineswegs  gehoben  war,  ist  klar ;  denn  Deutschland  blieb  ebenso 
wie   Belgien   benachteiligt;    die   Kündigungsoperation   konnte   nur 
dem   britischen   Reiche   helfen    und  musste   nur    die  Schwierigkeit 
erhöhen,  solange  kein  neuer  Vertrag  an  Stelle  des  ahen  trat.     Das 
Verlangen  Deutschlands  blieb  der  Anspruch  auf  die  Meistbegünsti- 
gung innerhalb  des  britischen  Reiches.     Solange  diesem  Verlangen 
nicht  entsprochen  wurde,  konnte  kein  neuer  Vertrag  abgeschlossen 
werden.     Was  für  Schritte  diesbezüglich  beiderseits  getan  wurden. 


')  Blaubuch  der  Kolonialkonferenz  1902,  S.   9. 

2)  Canada  (Pref.  Tarif  for  Goods  from  the  Un.-Kgdm.)  3.  August  1903. 
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werden  wir  später  zu  sehen  Gelegenheit  haben ;  hier  ist  nur 
vorauszuschicken,  dass  bis  jetzt  kein  neuer  Vertrag  geschlossen 
wurde.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  durch  das  kanadische  Be- 
vorzugungssystem in  dem  Verhältnis  Englands  zu  Deutschland 
herausstellen,  sind  am  besten  wiedergegeben  in  der  diplomatischen 
Korrespondenz  zwischen  diesen  beiden  Ländern.  Es  kommen 
hier  in  Betracht  die  Briefe  70,  71  und  72  des  im  Juli  1903  beiden 
Häusern  des  Parlaments  präsentierten  Papieres,  betitelt:  Corre- 
spondence  with  the  Governments  of  Belgium  and  Germany  and 
their  Relations  with  Great  Britain  and  the  Colonies". 

Am  20.  Juni  1903  erteilte  der  Minister  des  Auswärtigen,  Mar- 
quis of  Lansdowne,  seinem  Bevollmächtigten  in  Berlin,  Mr.  Bu- 
chanan,  folgende  Instruktion: 

„Unter  dem  ,, Zolltarif  vom  Jahre  1897"  bot  Kanada  präfe- 
rentielle  Tarifvorteile  jedem  Lande  an,  das  gewisse  Reciprocitäts- 
bedingungen  erfüllen  wolle,  und  da  das  Vereinigte  Königreich 
diese  Bedingungen  bereits  erfüllt  hatte,  erhielten  britische  Güter 
das  Privilegium  eines  reduzierten  Tarifes  zuerkannt.  Aber  nach 
dem  Vertrag  von  1865  zwischen  Grossbritannien  und  dem  deut- 
schen Zollverein  hatten  die  deutschen  Güter  das  Recht  auf  gleiche 
Behandlung  in  den  britischen  Kolonien  wie  britische  Güter  be- 
handelt zu  werden,  und  als  die  deutsche  Regierung  in  dieser  Hin- 
sicht ihre  Ansprüche  geltend  machte,  hatte  dies  die  Wirkung,  dass 
die  kanadische  Regierung  um  die  Befreiung  von  solchen  Hinder- 
nissen bat.  Demgemäss  wurde  der  Vertrag  S.  M.  Regierung 
am  30.  Juli  1897  gekündigt,  und  lief  am  30.  Juli  1898  ab. 
Zu  Beginn  des  Jahres  1898  wurde  die  „kanadische  Tarifakte" 
erlassen,  und  nach  dem  1.  August  des  Jahres  wurde  präferentielle 
Behandlung  in  Kanada  ausdrücklich  auf  Grossbritannien  und  ge- 
wisse Kolonien  beschränkt,  indem  der  kanadische  Tarif  unparteiisch 
auf  das  ganze  Ausland  angewandt  werden  sollte.  —  Am  11.  Juli 
1898  sanktionierte  der.  deutsche  Bundesrat  den  Vorschlag,  die 
Meistbegünstigungsbehandlung  gegenüber  Grossbritannien,  seinen 
Kolonien  und  Besitzungen  fortzusetzen  --  Kanada  allein 
ausgenommen  ^). 

^)  Dieses  Gesetz  lautet  nach  demselben  Parlamentspapier  (S.  18.  No.  34) 
wie  folgt:  Wir,  Wilhelm,  etc.  verordnen  im  Namen  des  Reiches  nach 
erfolgter    Zustimmung    des    Bundesrates    und     des    Reichstags    was    folgt; 
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Die  kanadische  Regierung  lenkte  dann  die  Aufmerksamkeit  S.  M. 
Regierung  auf  die  Handlungsweise  des  Bundesrats,  und  in 
einem  an  Lord  Srathcona,  High  Commissioner  für  Kanada,  und 
das  Kolonialamt  gerichteten  Briefe  protestierte  sie  gegen  die  Be- 
handlung, der  das  Dominion  unterworfen  war.  Es  wurde  aus- 
einandergesetzt, dass  Kanada  auf  Deutschland  genau  dieselben  Pri- 
vilegien ausgedehnt  habe,  die  es  auch  allen  andern  ausländischen 
Mächten  garantiert  habe,  und  dass  es  seinerseits  dankbar  wäre, 
diese  Politik  fortsetzen  zu  können.  Unter  diesen  Umständen  drückte 
die  Dominionregierung  die  Hoffnung  aus,  dass  die  deutsche  Re- 
gierung Gelegenheit  finden  werde,  ihre  Bestimmungen  zu  ändern.  — 
Dieser  Brief  wurde  durch  Sir  Lascelles  übermittelt,  der  der  deut- 
schen Regierung  auch  mündlich  auseinandersetzte,  wie  die  ka- 
nadische Regierung  ihre  Handlungsweise  betrachte. 

Am  28.  Juni  1899  wurde  die  Aufmerksamkeit  der  deutschen 
Regierung  wieder  auf  diese  Angelegenheit  durch  Viscount  Gough 
gelenkt.  In  Gemässheit  seiner  Instruktionen  bat  er  um  eine 
Feststellung  der  Gründe,  die  die  deutsche  Regierung  veranlassten, 
den  Fall  mit  Kanada  anders  zu  behandeln  als  den  mit  den  fran- 
zösischen Kolonien,  die  die .  Gewohnheit  hatten,  ihre  Tarife  zu 
Gunsten  des  Mutterlandes  zu  verletzen,  und  auch  als  den  Fall 
mit  den  portugiesischen  und  spanischen  Kolonien,  die  unter  den 
Verträgen  von  1872  und  1883  eine  ähnliche  Macht  ausübten.  Lord 
Gough  konstatierte,  dass  Kanada  eine  bei  weitem  grössere  Un- 
abhängigkeit als  diese  Kolonien  besässe,  was  aber  keinen  Ein- 
fluss  auf  die  Angelegenheit  zu  haben  scheine. 

Freiherr  von  Richthofen  antwortete  darauf  in  einer  vom 
6.  August  1899  datierten  Note,  dass  die  Handlungsweise  der 
deutschen  Regierung  auf  Gründen  der  Billigkeit  beruhe,  insofern 
als   Kanada    Deutschland   sein   wertvolles    Recht,    dessen   es    sich 


Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  den  Untertanen  und  Produkten  des  Vereinigten 
Königreichs  von  Grossbritannien  und  Irland,  ebenso  wie  den  Untertanen  und 
Produkten  der  Britischen    Kolonien    und    der   Britischen  Auswärtigen  Besitz- 
ungen für  die  Zeit  bis  zum  30.  Juli  1899  diejenigen  Privilegien  zuzuerkennen, 
die  vom  deutschen  Reich  der  meistbegünstigten  Nation  zuerkannt  sind. 
Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift 
und  beigedrucklem  kaiserlichen  Insiegel. 
Urville,  den  11.  Mai,  1898.  (gez.)  Wilhelm. 

(gez.)  Graf  Posadowsky. 
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während  mehr  als  30  Jahren  erfreut,  genommen  habe.  Im  Herbst 
1901  entschloss  sich  die  kanadische  Regierung,  da  die  diplo- 
matischen Verhandlungen,  die  sie  durch  dieses  Amt  geführt,  sich 
nicht  als  erfolgreich  erwiesen  hatten,  diese  Angelegenheit  mit  Hrn. 
Bopp,  dem  deutschen  Konsul  in  Montreal,  zu  diskutieren.  Doch 
leider  schlugen  auch  diese  Bemühungen,  ein  bessseres  Verständ- 
nis mit  Deutschland  herbeizuführen,  fehl.  —  Nachdem  nun  die 
kanadische  Regierung  geduldig  5  Jahre  lang  in  der  Hoffnung  ge- 
wartet hatte,  doch  zu  einer  Verständigung  mit  Deutschland  zu 
kommen,  entschied  sie  im  April  1903,  dass  sie  nicht  länger  diese 
den  kanadischen  Interessen  zuwiderlaufende  Angelegenheit  schweben 
lassen  wolle.  Es  wurde  demgemäss  dem  kanadischen  Tarif  eine 
Klausel  angefügt,  dass,  wenn  ein  Land  die  Produkte  Kanadas  zu 
weniger  günstigen  Sätzen  zum  Import  zulässt  als  die  andern  Länder, 
ein  Aufschlag  im  Betrage  von  V^  des  Zolles  zu  den  Zöllen  des 
Generaltarifs  dieses  Landes  gemacht  werden  soll.  Diese  Klausel 
war  in  ihrer  Fassung  allgemein,  und  auf  jedes  Land,  das  ka- 
nadische Produkte  ungünstig  behandelte,  anwendbar;  es  wurde 
sofort  auf  den  Fall  mit  Deutschland  angewandt.  Es  trat  am  16. 
dieses  Monats  in  Wirkung  mit  Ausnahme  für  diejenigen  Güter, 
die  vor  dem  17.  April  gekauft  worden  waren,  und  für  diese  trat 
sie  erst  am  1.  Oktober  1903  in  Kraft. 

In  seiner  Mitteilung  vom  16.  April  1903  berichtete  Sir  Las- 
celles,  Freiherr  von  Richthofen  habe  ihn  dahin  informiert,  dass  die 
Meistbegünstigungsbehandlung  des  Vereinigten  Königreichs  gewiss 
fortgesetzt  werden  würde,  dass  aber,  da  die  südafrikanischen 
Kolonien  sich  entschieden  hätten,  englischen  Gütern  einen  Prä- 
ferentialtarif  zuzuerkennen,  diese,  sowohl  wie  Kanada  von  einem 
solchen  Vertrage  ausgeschlossen  werden  würden,  und  dass,  wenn 
Australien  ebenfalls  dem  Mutterlande  einen  Präferentialtarif  ge- 
währen würde,  eine  Situation  entstände,  die  es  der  deutschen  Re- 
gierung unmöglich  machen  werde,  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages zu  einem  Abschluss  eines  Handelsvertrages  zwischen  Deutsch- 
land und  dem  Vereinigten  Königreich  zu  erlangen. 

In  einer  am  21.  April  stattgehabten  Unterredung  führte  Frei- 
herr von  Richthofen  gegenüber  dem  britischen  Botschafter  aus, 
dass,  wenn  das  Beispiel  Kanadas  in  der  Gewährung  von  Tarif- 
bevorzugungen von  den  andern    britischen    Kolonien  so  weit  be- 
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folgt  werden  würde,  dass  ein  grösserer  Teil  des  britischen  Reiches 
von  diesem  Bevorzugungssystem  gedeckt  werden  würde,  die  Zu- 
stimmung des  Reichstags  für  eine  Fortsetzung  der  Meistbegün- 
stigungsbehandlung Englands  schwerlich  erhalten  werden  würde. 
Fernerhin  informierte  er  den  Botschafter  Seiner  Majestät  dahin, 
dass  die  zuständigen  Behörden  gegenwärtig  mit  der  Ausarbeitung 
von  Massnahmen  gegen  die  neuerdings  erfolgte  Handlungsweise 
Kanada's  beschäftigt  seien. 

Daraufhin  erteilte  der  Marquis  von  Landsdowne  dem  bri- 
tischen Geschäftsträger  Mr.  Buchanan  in  Berlin  eine  Instruktion, 
in  der  es  unter  anderm  heisst :  „In  erster  Linie  sollen  Sie  die 
deutsche  Regierung  daran  erinnern,  dass  der  Vertrag  'von  1865 
zwischen  dem  Vereinigten  Königreich  und  Deutschland  durch  S.  M. 
Regierung  dahin  beschränkt  wurde,  dass  dieses  Land  und  seine 
Kolonien  die  Freiheit  haben  sollen,  jedwedes  Arrangement  in 
ihren  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  zu  treffen.  Auf  dem  Stand- 
punkte  dieser  Politiksteht  S.  M.  Regierung. 

Was  Kanada  betrifft,  so  habe  ich  schon  hervorgehoben,  dass 
die  Handlungsweise  des  Dominion  erst  erfolgte,  nachdem  alle  Be- 
mühungen, eine  Billigkeitsbehandlung  kanadischer  Produkte  in 
Deutschland  zu  erlangen,  fehlgeschlagen  hatten.  Deutschland  hat 
fortwährend  sich  geweigert,  den  kanadischen  Produkten  dieselbe 
Meistbegünstigungsbehandlung  zuzuerkennen,  wie  sie  Kanada  den 
deutschen  Produkten  angedeihen  liess.  Kanada  wurde  durch  die 
Selbstverteidigung  zu  dieser  Massnahme  gezwungen.  Wenn  Deutsch- 
land nun  doch  endlich  den  kanadischen  Erzeugnissen  die  Meist- 
begünstigungsbehandlung zuerkennen  wird,  so  besteht  für  S.  M. 
Regierung  nicht  der  leichteste  Zweifel,  dass  der  Zollaufschlag,  dem 
deutsche  Güter  gegenwärtig  unterworfen  sind,  sofort  beseitigt 
werden  wird.  Sollte  aber  die  deutsche  Regierung  auf  der  Stellung 
beharren,  die  sie  bisher  in  dieser  Angelegenheit  angenommen  hat^ 
und  diese  Behandlungsweise  auf  die  Produkte  der  andern  bri- 
tischen Kolonien  oder  gar  auf  die  des  Vereinigten  Königreichs 
ausdehnen,  dessen  Tarife  gegenwärtig  auf  den  liberalsten  Prinzipien 
beruhen,  so  wird  eine  solche  Verletzung,  wie  sie  gegenüber  Kanada 
vorgenommen  wurde,  zu  einer  unvermeidlichen  Störung  der 
Handelsbeziehungen  dieses  Landes  mit  dem  deutschen  Reiche 
führen." 
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Fasst  dieser  Brief  des  englischen  Ministers  die  Entwicklung 
der  Schwierigkeiten  in  englischer  Beleuchtung  zusammen,  so  gibt 
der  Brief  des  Freiherrn  v.  Richthof en  an  den  deutschen  Botschafter 
in  London,  den  Grafen  Metternich,  die  deutsche  Auffassung  wieder. 
Durch  dieses  „audiatur  et  altera  pars"  werden  wir  zu  einer  voll- 
ständigen Klarstellung  der  Sachlage  gelangen.  Das  Datum  dieses 
Briefes  ist  der  27.  Juni  1903. 

Mr.  Buchanan,  der  Geschäftsträger  S.  brit.  Majestät,  händigte 
am  23.  ds.  eine  Kopie  der  Instruktionen  ein,  die  Lord  Landsdowne 
an  die  britische  Botschaft  betreffend  die  Handelsbeziehungen 
Deutschlands  zu  Kanada  gerichtet  hat.  Ich  kann  mit  folgenden 
Beobachtungen  auf  diese  Instruktionen  antworten.  Gleichzeitig 
hoffe  ich,  dass  eine  Erklärung  des  deutschen  Standpunktes  in  dieser 
Angelegenheit  dazu  beitragen  wird,  die  irrtümlichen  Ideen,  die 
allem  Anschein  nach  in  England  vorherrschen,  in  Betreff  der 
Grundlage  und  der  Rechtfertigung  des  deutschen  Vorgehens,  zu 
beseitigen. 

Bis  zum  30.  Juli  1898  waren  die  Handelsbeziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Grossbritannien  mit  seinen  Kolonien  durch  den 
englisch-deutschen  Handelsvertrag  von  1865  geregelt  worden.  Dieser 
Vertrag  sicherte  jeder  der  beiden  Parteien  die  Meistbegünstigungs- 
behandlung in  den  englischen  Kolonien,  auch  gegenüber  Gross- 
britannien, dem  Mutterlande.  Als  der  Handelsvertrag  infolge  der 
Kündigung  von  Seiten  Grossbritanniens  ablief,  verlangten  dieses 
Land  und  seine  Kolonien  nach  dem  Rechte  der  reduzierten  Zoll- 
skala, wie  sie  Deutschland  in  seinen  Verträgen  mit  andern  Staaten 
eingeführt  hat,  behandelt  zu  werden.  Wie  wohl  bekannt  ist,  gibt 
es  in  Deutschland  zwei  Tarife:  L  den  allgemeinen  Zolltarif,  der 
gesetzlich  für  alle  die  Länder  besteht,  mit  denen  kein  gegenteiliges 
Abkommen  getroffen  worden  ist  und  2.  den  sogen.  Konventional- 
tarif, der  in  Betracht  kommt,  wenn  besondere  diesbezügliche  Ab- 
kommen getroffen  worden  sind,  und  welcher  erworben  wird  durch 
Konzessionen  auf  Seite  der  verschiedenen  Vertragsstaaten,  d.  h.  durch 
Herabsetzungen  der  Zölle  auf  zahlreiche  Artikel  gegenüber  den  An- 
sätzen des  autonomen  Tarifs.  Nachdem  also  der  deutsche  Handels- 
vertrag zu  gelten  aufgehört  hatte,  hätte  rechtmässig  der  autonome 
deutsche  Zolltarif  auf  Grossbritannien  und  seine  Kolonien  ange- 
wendet werden   müssen.     Es  bedurfte   eines  speziellen  deutschen 
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Gesetzgebungsaktes,  um  eine  Ausnahme  von  der  in  Frage  stehen- 
den Regel  zu  machen.  Seit  dem  Gesetz  vom  11.  Mai  1898  und 
folgenden  Gesetzen  und  endlich  infolge  des  Gesetzes  vom  29.  Mai 
1901,  wurden  Grossbritannien  und  seinen  Kolonien  mit  Ausnahme 
Kanadas  und  zeitweise  von  Barbados,  die  niedrigen  Sätze  zuerkannt, 
und  zwar  bis  zum  31.  Dezember  1901.  Dieser  Vorgang  zeigt 
einen  speziellen  Wunsch  von  Seiten  Deutschlands,  den  Wünschen 
Grossbritanniens  entgegenzukommen,  dies  um  so  mehr,  als  in  der 
deutschen  Gesetzgebung  kein  Präzedenzfall  dafür  existiert.  Der 
Wunsch  der  Reichsregierung  verursachte  eine  möglichst  freundliche 
Gestaltung  der  Handelsbeziehungen  zu  England  und  seinen  Kolonien, 
auch  nach  Ablauf  des  Handelsvertrages.  Die  Rechtfertigung  dafür 
konnte  nur  in  der  Tatsache  gefunden  werden,  dass  die  Kündigung 
des  Handelsvertrages  keine  Aenderung  in  der  Behandlung  der 
deutschen  Importe  seitens  Grossbritanniens  und  seiner  Kolonien  ein- 
treten Hess,  allenfalls  mit  Ausnahme  Kanadas  und  zeitweise  Barbados'. 
So  war  es  für  das  deutsche  Reich  billig,  mit  diesen  Gebieten  den 
Stand  der  Dinge  aufrecht  zu  erhalten,  wie  er  tatsächlich  existierte. 
Dieses  Verfahren  berührte  jedoch  Kanada  nicht,  weil  es  nach 
Ablauf  des  Handelsvertrages  Präferentialsätze  zu  Gunsten  des  Mutter- 
landes in  Kraft  setzte,  von  deren  Genuss  die  deutschen  Importe 
ausgeschlossen  waren,  und  weil  infolge  dessen  den  letzteren  Privi- 
legien versagt  wurden,  die  Kanada  in  einem  Handelsvertrag  mit 
Frankreich  vom  6.  Februar  1893  zuerkannt  hatte.  Daher  konnte 
die  von  Deutschland  gemachte  Ausnahme  auf  Kanada  nicht  aus- 
gedehnt werden.  —  Die  Anwendung  des  deutschen  Generaltarifs 
auf  Kanada  bedeutet  daher  keine  Ungerechtigkeit  oder  gar  eine 
Bestrafung  dieser  Kolonie,  wie  oft  behauptet  worden  ist.  Die  Mass- 
nahme ist  lediglich  eine  Folge  des  englisch-deutschen  Handels- 
vertrages und  wird  durch  das  deutsche  Gesetz  erzwungen.  Deutsch- 
land hat  gegenüber  Kanada  keine  Straf-  oder  Zollzuschlagsmass- 
nahmen,  wie  besonders  hervorgehoben  werden  soll,  ergriffen.  — 
Deswegen  kann  in  dem  Vorgehen  Deutschlands,  —  und  wir  wünschen 
auch  diese  so  oft  wiederholte  Behauptung  zu  wiederlegen  —  keines- 
wegs eine  Einmischung  in  den  Beziehungen  zwischen  Mutterland 
und  Kolonie  gefunden  werden.  Nach  Ablauf  des  englisch-deutschen 
Handelsvertrages  stand  Deutschland  die  Wahl  frei,  entweder  den 
Generaltarif  auf  Grossbritannien  und  alle  seine  Kolonien  anzuwen- 
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den,  —  wie  es  nach  deutschem  Gesetz  bei  gewöhnUchem  Verlauf 
der  Dinge  notwendig  gewesen  wäre,  —  oder  die  Anwendung  des 
Generaltarifs  auf  diejenigen  Teile  des  britischen  Reiches  zu  be- 
schränken, die  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  deutschen  Importe 
eine  Aenderung  des  Status  quo  vorgenommen  haben.  Die  Wahl 
der  letzteren  Alternative,  die  für  Grossbritannien  und  seine  Kolonien 
weit  günstiger  war,  wurde  deutscherseits  als  im  Interesse  der  gegen- 
seitigen Handelsbeziehungen  betrachtet ;  dies  ist  um  so  mehr 
gerechtfertigt,  als  Grossbritannien  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
erklärt  hat,  dass  seine  Kolonien  für  Zollfragen  unabhängige  Terri- 
torien bilden,  und  unabhängig  wären  betreffs  ihrer  Handels- 
beziehungs-Regulierungen mit  dem  Auslande.  Der  Wunsch,  diese 
Ideen  zu  verwirklichen,  war  nicht  nur  Zweck  und  Grund  der 
Kündigung  des  bestehenden  englisch-deutschen  Handelsvertrages, 
sondern  trat  auch  zu  mehreren  Malen  bei  den  darauf  folgenden 
Verhandlungen  zur  Erneuerung  des  Vertrages  in  den  Vordergrund, 
und  besonders  neulich  auf  der  Brüsseler  Zuckerkonferenz,  bei  der 
die  Kolonien  sich  vollständig  unabhängig  verhielten,  und  das 
Mutterland  ihnen  den  Beitritt  oder  Nichtbeitritt  zur  Konvention 
völlig  freistellte,  und  so  für  die  andern  Staaten  die  Möglichkeit 
einer  differenziellen  Behandlung  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
britischen  Reiches  begründete.  Derselbe  Gedanke  herrscht  auch 
in  den  uns  übermittelten  Instruktionen  vor,  indem  der  für  die 
Kündigung  des  englisch-deutschen  Handelsvertrages  angegebene 
Grund  lautet:  „„dass  dieses  Land  und  seine  Kolonien  die  Freiheit 
betreffs  des  Arrangements  in  ihren  gegenseitigen  Handelsbe- 
ziehungen als  wünschenswert  erachten"". 

Wenn  die  englischen  Kolonien  in  der  Lage  sind, 
eine  eigene  Zollpolitik  zutreiben,  somüssen  andere 
Länder  die  Möglichkeit  haben,  sie  als  gesonderte 
Zollgebiete  zu  behandeln. 

Die  Umstände,  die  Deutschland  zu  einer  Spezialbehandlung 
Kanadas  veranlassten,  sind  wiederholt  von  Deutschland  festgestellt 
worden  und  sind  durch  die  kanadische  Regierung  anerkannt  worden. 
Der  kanadische  Finanzminister,  Mr.  Fielding,  drückt  sich  bei  der 
Budgetdebatte  des  letzten  Jahres  nach  dem  stenographischen  Bericht 
wie  folgt  aus:  „„Wie  ich  bei  früheren  Gelegenheiten  schon  ausein- 
andergesetzt habe,    hat  Deutschland   zwei  Tarife:    Einen   für   die 
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Welt  im  Allgemeinen  und  einen  andern:  Den  Konventionaltarif 
für  die  Länder,  die  zu  Deutschland  im  Handelsvertragsverhältnis 
stehen.  Ich  glaube,  viele  ehrenwerte  Leute  werden  sagen,  dass 
das  eine  gesunde  Politik  ist.  Deutschland  hatte  einen  Vertrag  mit 
Kanada,  oder  Kanada  hatte  am  Reichsvertrag  mit  Deutschland 
Teil  gehabt,  und  unter  diesem  Vertrag  hatte  Kanada  den  Vor- 
teil des  sogenannten  Konventionaltarifs  betreffs  der  kanadischen 
Produkte  genossen.  Kanada  setzte  diesem  Vertrag  für  seine  eigenen 
Zwecke  aus  guten  und  ausreichenden  Gründen  ein  Ende.  Alle 
Parteien  in  Kanada  waren  einstimmig  der  Meinung,  dass  mit  diesem 
Vertrage,  der  weder  im  Interesse  des  Reiches  noch  dem  Kanada's 
lag,  ein  Ende  gemacht  werden  müsse;  unsere  Schwesterkolonien 
traten  unserer  Anschauung  bei;  aber  es  war  zugestandenerweise 
das  Vorgehen  Kanada's,  das  vor  allem  Andern  zur  Kündigung  der 
Verträge  mit  Belgien  und  Deutschland  führte.  Als  der  Handels- 
vertrag mit  Deutschland,  und  damit  gewisse  Privilegien,  die  es  bei 
uns  genoss,  aufhörte,  entzog  uns  Deutschland  die  Privilegien  seines 
Konventionaltarifes.  Kanada  kam  so  in  die  Klasse  der  Nichtver- 
tragsstaaten,  deren  Produkte  dem  höheren  Tarife  unterliegen.  Wir 
können  nicht  bestreiten,  dass  von  diesem  Standpunkt  aus  schon 
eine  Entschuldigung  für  die  Handlungsweise  Deutschlands  gefunden 
werden  kann."" 

Die  Reichsregierung  war  natürhch  um  so  mehr  überrascht, 
als  derselbe  Finanzminister  in  der  diesjährigen  Budgetdebatte, 
nachdem  die  kanadischen  Produkte  fünf  Jahre  lang  dem  autonomen 
Tarif  unterlagen,  einen  Extrazollaufschlag  auf  die  deutschen  Importe 
nach  Kanada  verkündete.  Zieht  man  in  Betracht,  was  England 
und  Kanada  getan,  wer  für  die  Kündigung  des  engHsch-deutschen 
Handelsvertrages,  für  die  differentielle  Behandlung  deutscher  Importe 
in  Kanada  verantwortlich  ist,  und  ebenso  für  die  Auferlegung  von 
Extrazöllen  auf  deutsche  Güter,  so  wird  sich  der  deutsche  Stand- 
punkt betreffs  der  Behebung  der  gegenwärtigen  Streitlage  fol- 
gendermassen  zusammenfassen  lassen:  Die  offizielle  schrift- 
liche Korrespondenz  betreffs  dieser  Angelegenheit  zwischen  der 
Reichsregierung  und  Grossbritannien  besteht  in  den  Noten  vom 
28.  Juni  und  5.  August  1899.  In  der  ersten  Note  fragt  die 
britische  Regierung  an,  warum  Deutschland  Kanada  anders  als  die 
französischen,   spanischen  und  portugiesischen  Kolonien  behandle. 
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Als  Antwort  teilt  die  deutsche  Regierung  in  der  letztern  Note 
mit,  dass  sie,  was  die  französischen  Kolonien  beträfe,  durch  Art.  1 1 
des  Frankfurter  Friedens  gebunden  wäre,  während  sie  den  spa- 
nischen und  portugiesischen  Kolonien  nur  so  lange  die  Meistbegün- 
stigungsbehandlung zugesichert  hätte,  so  lange  die  bestehenden 
Verträge  mit  Spanien  und  Portugal  in  Wirkung  wären.  Auf  die 
fernerhin  bis  ins  einzelnste  auseinandergesetzte  Begründung  des 
deutschen  Vorgehens  ist  England  nicht  eingegangen  und  jede  Ant- 
wort schuldig  geblieben. 

Im  November  1901  lud  der  kanadische  Premier-,  Finanz- 
und  Zollminister,  den  Reichskonsul  in  Montreal  zu  einer  vertrau- 
lichen Besprechung  über  die  Vorbereitung  einer  Verständigung  mit 
Deutschland  ein.  Im  Laufe  dieser  Diskussion  verlangte  die  kana- 
dische Regierung  die  Gewährung  aller  Modifikationen  des  Konven- 
tionaltarifs, und  war  nur  gewillt,  einige  Zollreduktionen,  wie  sie 
im  französisch-kanadischen  Handelsvertrage  vorgesehen  sind,  als 
Gegengabe  zu  gewähren.  Diese  waren  aber  von  verschwindender 
Bedeutung  für  Deutschland,  da  es  die  betreffenden  Waren  in  nur 
sehr  geringem  Maasse  nach  Kanada  einführt. 

Jede  fernere  Verständigung  wurde  von  Kanada  verweigert, 
und  Kanada  verweigerte  Deutschland  sogar  die  Konzession,  die  es 
ohne  Zögern  im  Handelsvertrag  mit  Frankreich  und  anderen  Staaten 
zugestanden,  nämlich  die  der  im  Vergleich  mit  dritten  Staaten  meist- 
begünstigten Nation,  was  aber  Kanada  von  Deutschland  als  etwas 
selbstverständliches  gefordert  hatte.  Obgleich  in  solchem  Abkommen 
alle  Vorteile  auf  Seiten  Kanadas  und  alle  Nachteile  auf  Seiten 
Deutschlands  waren,  brach  die  Reichsregierung  die  Verhandlungen 
nicht  als  hoffnungslos  ab ;  da  aber  der  neue  deutsche  Zolltarif  zur 
Zeit  unter  Diskussion  im  Bundesrat  und  im  Reichstag  stand, 
beschränkte  sich  Deutschland  darauf,  die  so  geschaffene  Lage 
auseinanderzusetzen,  die  es  Deutschland  unmöglich  machte,  zu 
einem  neuen  Handelsabkommen  zu  schreiten,  auch  wenn  dieses 
nur  als  provisorisch  in  Aussicht  genommen  sein  sollte. 

Die  in  den  Instruktionen  erwähnten  Unterhandlungen  mit  Sir 
Frank  Lascelles  folgten  unmittelbar  auf  die  kanadischen  Repres- 
salien. Wenn  daher  zu  dieser  Zeit  vertraulich  erwähnt  worden  ist, 
dass  der  deutsche  Reichstag  bei  einer  ferneren  Verletzung  des 
deutschen  Imports  durch  britische  Kolonien,  nach  dem  31.  Dezember 
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Grossbritannien  und  seinen  Kolonien  die  Konventionalsätze  ent- 
ziehen werde,  so  war  der  Grund  dafür  der,  dass  die  Reichsregierung 
speziell  in  letzter  Zeit,  besonders  bei  der  Verlängerung  des  Gesetzes 
vom  29.  Dezember  1901  grosse  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
hatte,  um  die  Zustimmung  des  Reichstages  zu  erlangen.  Diese 
Zustimmung  ist  aber,  da  ein  Reichsgesetz  in  Frage  steht,  unter 
der  Reichsverfassung  absolut  notwendig.  Diese  Erklärungen  zeigen, 
dass  unserer  Ansicht  nach  die  Anschauungen  Englands  über  das, 
was  geschehen  ist,  in  mancher  Hinsicht  auf  falscher  Annahme 
beruhen,  und  dass  die  Verantwortlichkeit  für  die  Erschwerung  des 
Konfhktes  nicht  Deutschland  zugeschoben  werden  kann.  Aber 
abgesehen  davon,  bleiben  die  theoretischen  Gesichtspunkte  beider 
Parteien  einander  entgegengesetzt,  und  es  muss  der  Versuch,  zu 
einer  praktischen  Lösung  der  Meinungsdifferenzen  zu  gelangen, 
noch  gemacht  werden.  Von  diesen  Gesichtspunkten  geleitet,  erklärt 
sich  die  Reichsregierung  bereit,  in  einen  Ideenaustausch  betreffs 
der  Methode  zur  Behebung  der  bestehenden  Differenzen  zu  treten 
und  es  S.  M.  Regierung  zu  überlassen,  im  Falle  einer  Verstän- 
digung geeignete  diesbezügliche  Vorschläge  zu  machen.  Ich  bitte 
Ew.  Excellenz,  sich  der  Londoner  Regierung  gegenüber  in  Gemäss- 
heit  der  vorausgegangenen  Erklärung  zu  verhalten." 

Diese  Briefe  geben  in  klarer  Weise  die  durch  den  Präferen- 
tialismus  Kanada's  hervorgerufene  Sachlage  wieder.  Auf  englischer 
Seite  beharrt  man  auf  dem  Standpunkt,  dass  durch  die  Sonder- 
behandlung Kanada's  Deutschland  sich  eine  Einmischung  in  britische 
Reichsangelegenheiten  hat  zu  schulden  kommen  lassen.  Es  gehört 
schon  eine  anständige  Portion  imperialistischer  Sophisterei  dazu, 
um  klar  machen  zu  wollen,  dass  eine  Bevorzugung  britischer  Waren 
auf  kolonialen  Märkten  eine  rein  reichsbritische  Angelegenheit  sei. 
Die  Kehrseite  der  Bevorzugung  der  einen  ist  eine  Benachteiligung 
der  anderen,  und  deswegen  ist  das  benachteiligte  Deutschland  —  den 
protektionistischen  Gedankengang  als  solchen  vorausgesetzt  — 
doch  wohl  berechtigt,  dem  bevorzugten  England  seine  Nachteile 
zur  Kenntnis  zu  bringen.  Aber  auch  Kanada  war  seinerseits 
zu  Repressalien  gegenüber  Deutschland  berechtigt,  weil  es  sich 
wirklich  durch  die  Entziehung  des  Konventionaltarifgenusses  benach- 
teiligt sah. 
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Aus  diesem  Dilemma  hat  die  chamberlainistische  Agitation 
naturgemäss  Kapital  zu  schlagen  gesucht.  Nur  irgend  welche 
Retaliationsmittel  auf  englischer  Seite  hätten  der  misslichen  Lage 
sofort  ein  Ende  machen  können.  Solche  Retaliationsmittel  gab 
es  aber  nicht,  und  so  wurde  die  Sachlage  doppelt  fühlbar.  Cham- 
berlain  selber  hat  auch  nicht  die  Gelegenheit  versäumt,  seinem 
diesmal  für  seine  Zwecke  so  nützlichen  Aerger  Luft  zu  machen. 
Am  17.  Mai  1903  hielt  er  eine  nachträglich  berühmt  gewordene 
Rede  in  Birmingham,  in  der  nach  einem  Leitartikel  der  „Times" 
folgender  Passus  vorkommt: 

„Nicht  allein,  dass  wir  unsern  Kolonien  für  das,  was  sie  uns 
gewähren,  keine  Gegengabe  machen  können,  wir  können  sie  so- 
gar nicht  vor  Repressalien  protektionistischer  Staaten  schützen, 
deren  Rücksichtslosigseit  die  Interessen  des  ganzen  Reiches  ver- 
letzt. Weil  wir  nichts  dazu  tun,  um  die  substantielle  Einheit  des 
Reiches  bei  uns  zur  Anerkennung  zu  bringen,  lehnt  Deutschland 
es  überhaupt  ab,  diese  Einheit  anzuerkennen  und  straft  Kanada 
für  die  Begünstigung  seines  Mutterlandes.  Natürlich  steht  mehr 
in  Frage  als  Kanada  allein.  Der  Zweck  des  deutschen  Vorgehens 
ist,  die  andern  Kolonien  von  einer  Befolgung  des  kanadischen 
Beispieles  abzuschrecken.  Eine  Vereinigung  souveräner  Staaten 
würde  den  Bestand  des  britischen  Reiches  überhaupt  bestreiten 
und  in  seine  Angelegenheiten  eingreifen  können.  Es  ist  eine  er- 
niedrigende Lage  für  England,  sich  dies  gefallen  lassen  zu  müssen. 
Aber  wir  müssen  uns  dies  gefallen  lassen,  so  lange  die  Pedante- 
rien der  Freihandelstheorie  nicht  durchbrochen  sind.  Wir  können 
nicht  den  Versuch  machen,  einen  Finger  zur  Verdeidigung  der 
Würde  und  der  Interessen  unserer  Kolonien  zu  rühren".  —  Dies 
ist  eine  so  präzise  Darstellung  der  Sachlage  von  Seiten  des 
imperalistischen  Chamberlainismus,  dass  diese  Worte  keines 
weiteren  Kommentares  bedürfen.  —  Dass  die  innere  Wirkung  des 
Präferentialismus  nicht  ohne  weiteres  als  die  des  Chamberlainismus 
aufzufassen  ist,  geht  aus  der  Haltung  Kanadas  in  dieser  Frage 
auf  der  Konferenz  hervor,  ebenso  wie  aus  der  diesen  Anschauun- 
gen zustimmenden  präferentialistischen  Bewegung  in  den  andern 
Selbstverwaltungskolonien.  Von  diesen  kommen  besonders  in 
Betracht:  1.  die  südafrikanischen  Kolonien;  2.  der  austraUsche 
Commonwealth. 
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§  2.     Kanada  auf  der  Kolonialkonferenz. 

Zur  Beurteilung  der  aufgeworfenen  Fragen  müssen  wir  uns 
vor  allen  Dingen  Kenntnis  darüber  verschaffen,  welches  die  Wir- 
kung der  Präferentialien  war.  Ist  die  Bevorzugung  des  Mutter- 
landes auf  dem  kanadischen  Markte  und  die  Verdrängung  des 
ausländischen  Wettbewerbes  erreicht  oder  nicht?  Zeigt  die  Ent- 
wicklung des  Handels  in  der  seit  der  Einführung  der  Präferen- 
tialien verflossenen  Periode  Tendenzen,  die  auf  die  Erreichung 
der  durch  die  Einführung  der  Präferentialien  gewünschten  Zwecke 
hinweisen?  Die  erste  Antwort  erhalten  wir  durch  die  Diskussion 
der  Präferentialienfrage  auf  der  Kolonialkonferenz  1902.  Die  Dis- 
kussion auf  der  Konferenz  drehte  sich  um  die*  Konsequenzen  der 
von  Kanada  eingeräumten  Bevorzugungen.  Die  Diskussion  wurde 
dadurch  zum  Kampfe,  dass  sich  von  vorne  herein  zwei  Parteien 
gegenüber  standen.  In  dem  zu  Grunde  liegenden  Blaubuche  über 
die  Kolonialkonferenzen  werden  beide  Parteien  durch  je  ein  Me- 
morandum repräsentiert.  Das  eine  wurde  unter  Mr.  Chamberlain 
im  Kolonialbureau  hergestellt,  das  andere  von  Seiten  der  kana- 
dischen Minister  unter  Leitung  Wilfried  Lauriers  eingebracht.  Beide 
Memoranden  vertreten  einander  diametral  gegenüberstehende  Stand- 
punkte. Wie  verschieden  Zahlen  interpretiert  werden  können,  kann 
man  daraus  ersehen,  dass  Chamberlain  aus  den  Zahlen  Tatsachen 
herausliest,  die  im  Resultate  gipfeln,  dass  die  Bevorzugung  Eng- 
land gar  keinen  Nutzen  bringt,  und  die  kanadischen  Minister 
interpretieren  ihrerseits  die  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Zahlen  da- 
hin, dass  die  gewährten  Präferentialien  für  England  einen  grossen 
Nutzen  und  für  Kanada  ein  grosses  Opfer  bedeuten. 

Unterwerfen  wir  die  Argumente  für  diese  Interpretationen  einer 
gesonderten  Betrachtung,  so  finden  wir,  dass  sich  der  oben  aus- 
gesprochene Kontrast  wie  ein  roter  Faden  durch  die  ganze  Be- 
handlung dieser  Frage  hindurchzieht.  Seit  der  Einführung  der 
Präferentalien  ist  eine  zu  kurze  Periode  abgelaufen,  um  den  Er- 
gebnissen der  Beobachtung  einen  absoluten  Wert  zu  verleihen. 
Es  können  noch  andere,  nicht  übersehbare  Ursachen  in  die 
Schwankungen  der  kanadischen  Handelsbilanz  hineingespielt  haben, 
wie  z.  B.  das  rapide  Steigen  der  Goldproduktion  in  Westkanada 
und   des  Exportes    dieses    Goldes    nach    den  Vereinigten  Staaten. 
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Hier  werden  natürlich  nur  die  Ursachen  zur  Sprache  kommen 
können,  die  aus  der  beiderseits  geführten  Statistik  abzulesen  sind.  In 
der  4-jährigen  Periode  der  Jahre  1896/97—1900/01  ist  der  Import- 
wert nach  Kanada  um  14,5  Millionen  ^  gewachsen.  Davon 
kommen  auf  die  dem  Generaltarif  unterworfenen  Güter  67*  Mil- 
lionen ^,  d.  h.  auf  Güter  solcher  Länder,  für  die  die  Bevorzu- 
gungen nicht  in  Betracht  kommen,  und  6V-t  Millionen  ^  ent- 
fielen auf  zollfreie  Güter,  so  dass  für  die  die  Bevorzugung  ge- 
niessenden Güter  nur  2  Millionen  ^  übrig  blieben.  In  Pro- 
zentsätzen ausgedrückt:  Die  Zuwachsquote  für  alle  Güter  zu 
sammen  war  627o,  die  für  die  Generaltarifgüter  67  und  die  für 
Präferentialtarifgüter  557o.  Es  liegt  im  Interesse  Chamberlains, 
zur  Verteidigung  seines  Standpunktes  nur  die  Zuwachsquoten, 
nicht  aber  die  absoluten  Importziffern  vorzulegen.  Anders  verfährt 
das  kanadische  Memorandum.  Es  zeigt  deutlich,  dass  der  Import 
aus  Grossbritannien  von  1887 — 1897  von  ca.  44  auf  ca.  29,5  Mil- 
lionen ^  gesunken  ist  und  erklärt  die  höhere  Zuwachsquote  der 
nichtenglischen  Güter  damit,  dass  diese  zum  grösseren  Teil  aus 
zollfreien  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten  bestehen  als  die  eng- 
lischen. Die  Tendenz  des  Chamberlainschen  Memorandums  geht 
dahin,  zu  zeigen,  dass  1.  die  Präferentialiengewährung  das  Sinken 
des  prozentuellen  Anteils  Englands  an  dem  Gesamtimport  nach 
Kanada  nicht  aufgehalten  hat  und  dass  sie  damit  keine  Wirkung 
auf  die  Belebung  des  englischen  Handels  ausgeübt  hätte.  Von 
dem  Gesamtimport  entfielen  auf  diesen  Handel  1901:  23,57o;  1898 
24,57o;  1895:  28,5%;  1892:  357o;  1888:  40,57o.  Chamberlain 
gibt  aber  selber  zu,  dass  diese  Zahlen  noch  kein  Masstab  für 
die  Bewertung  der  Vorzugswirkung  sind.  Der  prozentuelle  Anteil 
wird  berechnet  aus  dem  Wertverhältnis  des  englischen  zum  aus- 
ländischen Import.  Wie  bereits  konstatiert  wurde,  besteht  letzterer  zu- 
meist aus  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten,  der  englische  zumeist 
aus  Industrieartikeln.  Nun  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  der 
Rechnungsperiode  eine  kolossale  Preissteigerung  der  Nahrungs- 
mittel und  Rohstoffe,  wie  Kohle  und  Eisen,  die  zumeist  aus  den 
Vereinigten  Staaten  kommen,  vor  sich  gegangen,  so  dass  diese 
eine  bedeutende  Wertvermehrung  ohne  eine  gleichzeitige  Quanti- 
tätenvermehrung in  der  kanadischen  Importstatistik  erzeugen  musste. 
Ein  anderer  Punkt,    der  die  Erhöhung   des   ausländischen  Imports 
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im  Verhältnis  zu  der  des  englischen  erzeugt,  ist  folgender.  Die 
schweren,  voluminösen  Güter,  wie  Kohle,  Gedreide,  Rohbaumwolle, 
Eisen  und  Stahl,  und  Produkte  wie  Schienen,  Maschinen  etc. 
werden  von  den  Frachtkosten  so  getroffen,  dass  diese  einen  er- 
heblichen Bruchteil  des  gesamten  Güterwertes  ausmachen.  Insofern 
wird  der  geographische  Zusammenhang  der  Vereinigten  Staaten  mit 
Kanada  entscheidend  für  den  Anteil  an  der  Lieferung  obenge- 
nannter Güter.  Zudem  erhöhen  die  natürlichen  Hilfsquellen  der  Ver- 
einigten Staaten  no.ch  ihre  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  kanadischen 
Markte.  Da  aber  Chamberlain  keine  Statistik  zur  Verfügung  stellt, 
die  es  ermöglicht,  eine  Förderung  des  englischen  Handels  durch 
die  kanadischen  Präferentialien  zu  konstatieren,  so  muss  es  bei 
der  Behauptung  der  Wirkungslosigkeit  dieser  sein  Bewenden  haben. 

2.  Sucht  Chamberlain  zu  zeigen,  dass  die  kanadische  Handelspolitik 
trotz    der  Bevorzugung   britischen    Güter   protektionistisch    bleibt. 

3.  Wegen  der  oben  festgestellten  Tatsache,  dass  der  ausländische 
Import  zum  grossen  Teil  aus  zollfreien  Rohstoffen  besteht,  wirkt 
der  kanadische  Tarif  in  weit  höherem  Masse  prohibitiv  auf  Indu- 
strieartikel, also  meist  englische  Waren,  als  auf  die  Rohstoffe, 
von  meist  ausländischer  Herkunft.  Obgleich  daher  britische  Güter 
im  Vergleich  zu  den  aus  dem  Auslande  importierten  Waren,  eine 
Bevorzugung  von  337»  geniessen,  so  ist  doch  die  Zollbelastung  des 
britischen  Imports  eine  höhere  als  die  durchschnittliche  Zollbelas- 
tung des  Imports  aus  den  Vereinigten  Staaten.  Im  Jahre  1900/01 
waren  die  britischen  Güter  mit  durchschnittlich  187o  belastet,  der 
Gesamtimport  mit  167o,  der  amerikanische  Import  mit  12^0. 
Diese  Differenzen  rühren  davon  her,  dass  über  die  Hälfte  des  ameri- 
kanischen Imports  nach  Kanada  zollfrei  ist.  Es  ist  daher  auch 
trotz  der  33S'3prozentigen  Bevorzugung  keine  Aussicht  vorhanden, 
dass  sich  der  englische  Import  so  schnell  ausdehnen  wird,  wie 
der  ausländische,  der  aus  zollfreien  oder  leichtbelasteten  Rohstoffen 
besteht.  4.  Der  Konsum  britischer  Güter  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung ist  in  Kanada  bedeutend  geringer  als  in  den  anderen  Kolo- 
nien, wie  z.  B.  Australien.  Dies  bezieht  sich  naturgemäss  in  der 
Hauptsache  auf  Textilindustrieartikel.  5.  Chamberlain  stellt  An- 
träge, die  darauf  hinauslaufen,  dass  Kanada  sich  vollständig  gegen 
das  übrige  Ausland  abschliessen  und  die  Zollgrenze  britischer 
Waren  gegenüber  offen  halten  soll. 


—     38     - 

Im  Memorandum  VIII,  das  den  Papieren  über  die  Kolonial- 
konferenz des  Jahres  1902  beigefügt  ist,  hat  Chamberlain  seine  An- 
schauungen zum  zahlenmässigen  Ausdruck  gebracht.  Das  Kolonial- 
amt hat  das  Memorandum,  das  die  wesentlichsten  Punkte  der 
Chamberlain'schen  Anschauung  enthält,  ausgearbeitet;  diesem  Me- 
morandum steht  das  Memorandum  IX  gegenüber,  das  von  kana- 
discher Seite,  die  auf  der  Konferenz  hauptsächlich  von  Mr.  Wilfried 
Laurier  repräsentiert  wird,  herrührt,  und  das  die  Chamberlain'schen 
Anschuldigungen  und  Fragen  zu  entkräften  und  zu  beantworten 
sucht.  Herr  Chamberlain  behauptet  in  seinen  Ausführungen,  dass 
die  Präferentialien  das  Sinken  des  englischen  Anteils  am  Import 
nach  Kanada  nicht  aufgehalten  hätte.  Er  musste  dies  konstatieren, 
weil  er  den  ganzen  Import  zum  Vergleich  heranzog  und  nicht 
allein  den  zollpflichtigen  Import,  für  den  doch  allein  die  Präferen- 
tialien gelten  können.  Was  die  zweite  Behauptung  Chamberlains 
betrifft,  dass  die  durchschnittliche  Zollbelastung  britischer  Importe 
eine  höhere  sei  als  die  des  Importes  des  Auslandes,  so  wird  diese 
Behauptung  durch  die  auch  Herrn  Chamberlain  bekannte  Tatsache 
entkräftet,  dass  der  Import  zollfreier  Güter  aus  Grossbritannien 
sehr  klein  ist.  Nun  aber  kann  die  kanadische  Volkswirtschaft  sich 
nur  entwickeln,  wenn  sie  ihren  Rohstoffbedarf  für  Grossindustrie 
und  Hüttenwesen,  Bergbau  und  Landwirtschaft  zollfrei  importiert. 
Die  Vereinigten  Staaten  sind  wie  geschaffen  zur  Deckung  dieses 
Bedarfes,  umsomehr,  da  Grossbritannien  diese  Rohstoffe  und  Ma- 
terialien gar  nicht  produziert  und  so  keineswegs  durch  den  fremd- 
ländischen Import  benachteiligt  werden  kann.  Grossbritannien 
kann  daher  auch  keinen  Anspruch  machen,  mit  den  Vereinigten 
Staaten  in  diesen  Artikeln  und  Stoffen  auf  dem  kanadischen  Markte 
zu  konkurrieren.  Es  liegt  im  Interesse  Kanadas,  die  Liste  zoll- 
freier Güter  allen  Ländern  in  gleicher  Weise  zugute  kommen  zu 
lassen.  Um  also  den  Vorteil  festzustellen,  der  Grossbritannien 
durch  die  von  Kanada  gewährten  Präferentialien  erwächst,  ist  es 
notwendig,  nur  den  zollpflichtigen  Teil  des  Importes  zu  einem 
Vergleiche  heranzuziehen.  Um  den  Vergleich  betreffend  der  Zoll- 
belastung der  britischen  Güter  noch  gerechter  zu  gestalten,  ist  es 
auch  notwendig,  die  ein  hohes  Zolleinkommen  abwerfenden  Beträge 
aus  Tabak  und  Spirituosen,  auf  welche  die  Bevorzugung  nicht  an- 
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gewendet  ist,  in  Abzug  zu  bringen.  Zieht  man  alle  diese  Umstände 
in  Betracht,  so  war  die  Zollbelastung 

im  Jahre  1897  f.  brit.  Imp.  27,05  7o,  f.  U.  S.  A.  Imp.  26,53  7o, 
„       „     1901   „     „        „      21,65  V,  „         „  »      24,95  7o, 

für  den  Gesamtimport     26,57%, 
„       „  „  zo,  15  /(>. 

Daraus  geht  deutlich  hervor,  dass  während  1897  die  Zollbe- 
lastung britischer  Güter  noch  grösser  war,  als  die  Zollbelastung  des 
gesamten  Imports  im  allgemeinen  und  des  amerikanischen  im  be- 
sonderen, im  Jahre  1901  die  Zollbelastung  des  britischen  Importes 
um  vieles  geringer  war,  als  die  der  andern  Kategorien.  Was  die 
dritte  Behauptung  des  Herrn  Chamberlain  anbetrifft,  dass  der 
Konsum  britischer  Waren  pro  Kopf  der  Bevölkerung  Kanadas  um 
vieles  geringer  ist  als  der  proportioneile  Konsum  in  den  andern 
Kolonien,  so  meinen  die  Verfasser  des  kanadischen  Memorandums 
folgendes :  die  Textilindustrien,  besonders  die  Woll-  und  Baumwoll- 
industrien, haben  im  letzten  Jahrzehnt  so  rapide  Fortschritte  ge- 
macht, dass  sie  jetzt  glänzend  dastehen.  Je  mehr  diese  Entwick- 
lung zunimmt,  in  desto  höherem  Masse  erwächst  für  diese  Industrie 
die  Möglichkeit,  die  Bedürfnisse  des  heimischen  Marktes  selbst  zu 
befriedigen.  Naturgemäss  wird  durch  die  gewährten  Vorzugszölle 
der  Versorgungsanteil  der  heimischen  Indusrie  reduziert  und  der 
britische  Produzent  in  den  Stand  gesetzt,  mit  ihr  auf  dem  kana- 
dischen Markte  zu  konkurrieren.  In  dem  früher  bis  1897  in  Gel- 
tung gewesenen  Tarif  war  die  Zollbelastung  von  Wollwaren  durch- 
schnittlich 32,  die  der  Baumwollwaren  29  Prozent.  Man  wird  zu- 
geben, dass  diese  Zölle  der  englischen  Industrie  die  Konkurrenz 
sehr  wohl  noch  gestatten.  Die  Handelsstatistik  zeigt,  dass  der 
Textilwarenimport  aus  Grossbritannien,  der  die  Wollen-,  Seiden-, 
Baumwollen-,  Flachs-,  Hanf-  und  Jutewaren  umfasst,  von  1893  auf 
1897  um  26  Prozent  gefallen,  und  dass  während  der  gleichen  Pe- 
riode der  gleiche  Import  aus  andern  Ländern  um  20  Prozent  ge- 
stiegen ist.  Unter  der  Wirkung  der  Präferentialien  in  den  Jahren 
1897—1901  ist  der  Textilimport  aus  Grossbritannien  um  57,  der  aus 
andern  Ländern  um  55  Prozent  gewachsen.  Weiter,  wie  bisher, 
kann  Kanada  nicht  gehen;  das  hiesse  ein  Aufgeben  der  eigenen 
Industrie.  Die  kanadischen  Produzenten  beklagen  jetzt  schon  die 
für  sie  zu  scharfe  britische  Konkurrenz.  Sie  behaupten  sogar,  dass 
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diese  sie  ihrem  Ruin  entgegenführe;  sie  verlangen  auch  höhere 
Zölle  auf  Wollwaren,  um  die  Industrie  zu  halten.  Was  also  die 
Behauptung  Chamberlains  bezüglich  des  grösseren  Konsums  bri- 
tischer Waren  in  Australien  als  in  Kanada  betrifft,  so  ist  dies  ein- 
fach darauf  zurückzuführen,  dass  die  Textilindustrie  hier  viel  mehr 
entwickelt  ist  als  dort.  Auch  ist  die  Ansicht  Chamberlains,  der  im 
kanadischen  Tarif  Protektionismus  und  Prohibitivismus  entdecken 
will,  keineswegs  richtig.  Die  kanadischen  Zölle  beruhen  auf 
Finanzzwecken;  der  Schutz  der  Industrie  kommt  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht;  doch  will  der  Tarif  keineswegs  einen  vernünf- 
tigen britischen  und  ausländischen  Wettbewerb  mit  der  einheimischen 
Industrie  verhindern.  Darnach  kann  wohl  kaum  der  Tarif  als  pro- 
hileitiv  bezeichnet  werden.  Interessant  ist  folgende  Konstatierung 
des  kanadischen  Memorandums:  „Während  der  gesamte  Import 
Grossbritanniens  materiell  unter  der  Wirkung  der  Bevorzugung  zu- 
genommen hat,  ist  es  überraschend,  konstatieren  zu  müssen,  dass 
der  ausländische  Import  in  einer  ganzen  Reihe  von  Artikeln,  in 
denen  England  konkurriert  und  Vorzugszölle  geniesst,  in  ebenso 
grossem  Umfange  zugenommen  hat  als  der  britische  Import,  in 
manchen  Fällen  in  noch  bedeutenderem  Masse  als  dieser."  Das 
bedeutet  also,  dass  man,  auch  ohne  eine  besondere  Bevorzugung 
zu  geniessen,  sehr  wohl  konkurrieren  kann.  Zusammengefasst  lauten 
die  im  Gegensatz  zu  Herrn  Chamberlains  ausgesprochenen  An- 
schauungen Kanadas  folgendermassen : 

1.  Die  Bevorzugung  ist  für  Grossbritannien  ausserordentlich 
wichtig.  Sie  gewährt  den  britischen  Kaufleuten  einen  Vorteil  über 
die  ausländischen  Konkurrenten. 

2.  Die  Vorzugszollsätze  sind  nicht  so  hoch,  um  einen  ver- 
nünftigen Wettbewerb  mit  den  kanadischen  Produzenten  anzu- 
schliessen. 

3.  Das  Resultat  der  Bevorzugung  ist,  dass  diese  nicht  nur  das 
fortgesetzte  Sinken  des  britischen  Handels  aufgehalten,  sondern 
diesen  auch  gefördert  hat.  Wenn  es  nicht  garantiert  wäre,  so  wäre 
es  gar  nicht  wünschenswert,  dass  der  Import  Grossbritanniens  nach 
Kanada  grösser  würde,  als  er  gegenwärtig  ist. 

4.  Der  von  Kanada  den  britischen  Produzenten  gewährte  Vorteil 
steht  ausser  Frage;  wenn  diese  das  nicht  einsehen,  so  liegt  dies  weder 
an  der  kanadischen  Regierung,  noch  an  der  kanadischen  Finanzpolitik. 
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Auf  der  Konferenz  referierte  der  kanadische  Minister  über  diese 
Ausführungen  noch  des  weiteren.  Wie  wir  oben*)  gesehen  haben, 
war  die  Konferenz  bezüghch  der  im  Sinne  Chamberlains  gehal- 
tenen Vorschläge  Neuseelands  zu  einer  Resolution  gelangt,  der 
Bevorzugung  des  Mutterlandes  den  weitgehendsten  Vorschub  zu 
leisten.  Dem  referierenden  Minister  erwuchs  also  die  Aufgabe,  die 
Sonderstellung  Kanadas  zu  begründen.  Die  Angaben  des  Memo- 
randums begleitete  er  durch  Ausführungen,  die  im  wesentlichen 
in  folgende  Punkte  zusammengefasst  werden  können:  Kanada  ver- 
lange für  die  dem  Mutterland  gewährte  Bevorzugung  einen  Gegen- 
dienst durch  die  Bevorzugung  des  kanadischen  Nahrungsmittel- 
importes in  Bezug  auf  die  vom  Mutterlande  neulich  aufgelegten  Zölle. 
In  Beantwortung  dieser  Forderung  drückte  Herr  Chamberlain  sein 
Bedauern  aus,  auf  diese  Vorschläge  nicht  eingehen  zu  können, 
und  zwar  begründete  er  die  Ablehnung  damit,  dass  die  bisherigen 
Ergebnisse  der  kanadischen  Präferentialien  eine  solche  Vorteilsein- 
räumung noch  nicht  gestatten,  und  sodann  würde  der  durch  Ka- 
nada als  Gegendienst  gewünschte  Vorteil  einen  erheblichen  Aus- 
fall für  das  Vereinigte  Königreich  erzeugen.  Kanada,  so  sagt  Mr. 
Chamberlain,  müsse  noch  in  seinen  Bevorzugungen  gegenüber  dem 
Mutterlande  viel  weiter  gehen,  um  derartige  Forderungen  zu  recht- 
fertigen. Die  kanadischen  Minister  zeigten,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  welche  Vorteile  Grossbritannien  aus  den  bereits  existieren- 
den kanadischen  Präferentialien  zöge.  Auch  haben  sie  Herrn 
Chamberlain  gegenüber  ihre  Bereitwilligkeit  zu  weiteren  Zollkon- 
zessionen kundgegeben,  wenn  ihnen  als  Entgelt  die  Befriedigung 
ihres  Verlangens  in  Aussicht  gestellt  werden  sollte.  Wie  bedeu- 
tungsvoll, und  mit  welchen  Opfern  verbunden  ein  solches  Aner- 
bieten von  Seiten  Kanadas  war,  geht  zur  Genüge  aus  dem  Um- 
stände hervor,  dass  Kanada  seine  Haupteinnahmen  aus  den  Zöllen 
zieht.  Aber  neben  einer  finanziellen  Beeinträchtigung  durch  die 
Zollreduktion  kommt  auch  weiterhin  der  Umstand  in  Betracht, 
dass  der  kanadischen  Volkswirtschaft  durch  jene  ein  erheblicher 
Schaden  erwächst.  Für  die  Eventualität,  dass  Kanada  in  seinen 
dem  Mutterlande  einzuräumenden  Präferentialien  weitergienge, 
sei     neben     der     Gewährung    des     oben    ausgesprochenen    Ver- 


*)  Im  ersten  Kapitel. 
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langens  der  Bevorzugung  kanadischer  Nahrungsmittel  als  Gegen- 
dienstes, von  Wichtigkeit,  wie  weit  das  Prinzip  der  Präferentialtarife 
bei  den  andern  Kolonien  angenommen  werde.  Die  kanadischen 
Minister  beantragen  also:  1.  gegenseitige  Vorteilseinräumung  für 
kanadische  Importe  nach  dem  Mutterlande.  2.  Weitgehende  all- 
gemeine Annahme  des  PräferentiaHensystems  von  Seiten  der  andern 
Kolonien.  3.  Bei  Vorhandensein  dieser  beiden  Bedingungen  ver- 
sprechen sie,  den  Wünschen  Chamberlains,  in  den  Bevorzugungen 
noch  weiter  zu  gehen,  entgegenzukommen. 

Zur  Ermittlung  der  Frage,  welche  Wirkung  die  kanadische 
Präferentialien  gehabt  haben i),  steht  uns  noch  anderes  offizielles 
Material  zur  Verfügung,  und  zwar  ein  unter  dem  Titel  „Trade  bet- 
ween  the  United  Kingdom,  Canada  and  Germany"  dem  Parlamente 
vorgelegtes  Papier  vom  11.  August  1903,  und  ein  einblättriges 
Parlamentspapier  vom  3.  August  1903,  betitelt:  „Preferential -Tarif 
for  Goods  from  the  United  Kingdom".  Nach  '.der  Haupttabelle 
des  letzteren  Papieres  stieg  vom  Jahre  1897,  in  dem  die  erste 
Begünstigung  stattfand,  bis  zum  Jahre  1902  der  Import  aus  den 
Vereinigten  Staaten  nach  Kanada  von  12,6  auf  24,8  Millionen  Jf. 
Also  was  den  Hauptkonkurrenten,  die  Vereinigten  Staaten,  anbelangt, 
ist  eine  geplante  Zurückdrängung,  und  damit  die  Begünstigung  des 
Vereinigten  Königreiches  keineswegs  gelungen.  Das  zuerst  ge- 
nannte Blaubuch  (England,  Kanada  und  Deutschland)  gibt  dagegen 
Aufschluss,  wie  sich  diese  Wirkung  beim  deutsch -kanadischen 
Handel  gezeigt  hat. 

Der  deutsche  Import  nach  Kanada  betrug  im  Jahre  1890  = 
746,000.3^'^,  im  Jahre  1897  (dem  Einführungsjahre  der  Präferentialien 
unter  dem  Reziprokaltarif)  =  838,000  ^,  1898  (im  Jahre  der 
Beschränkung  des  Bevorzugungssystems  auf  das  britische  Reich) 
-  1,195,000  J'  und  im  Jahre  1902-1,937,000^.  Also  auch 
der  deutsche  Import  hat  sich  trotz  den  Präferentialien  mehr  als  ver- 
doppelt.    Dass   sich   der   Handel   Deutschlands  mit  Kanada  über- 


0  Nach  Rathgen  (Schriften  des  Vereins  f.  Spezialpolitik  LXXXXI,  S.  162) 
ist  im  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Kanada  eine  wesentliche  Wirkung  der 
Kanadischen  Diffentialzölie  nicht  zu  bemerken,  wohl  aber  eine  solche  der  deut- 
schen Vergeltungsmassregeln.  Der  wichtigste  deutsche  Ausfuhrartikel  ist  Roh- 
zucker, und  zwar  betrug  diese  Ausfuhr  im  Jahre  1899  :  40,000  Tons  im  Werte 
von  zirka  8  Millionen  Mark.  Die  Gesamtausfuhr  aus  Deutschland  nach  Kanada 
hatte  im  Jahre  1899  einen  Wert  von  zirka  23,7  Millionen  Mark. 
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haupt  erst  im  letzten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  seine  Be- 
deutung errungen  hat,  erhellt  daraus,  dass  der  deutsche  Totalimport 
aus  Britisch  Nordamerika  sich  im  Jahre  1890  erst  auf  99,000  ^  be- 
lief und  bis  zum  Jahre  1902  auf  472,000  £>  stieg  (nach  Tabelle  A  1 
auf  Seite  5  dieses  erwähnten  Papieres).  Der  Gesamtwert  des 
deutsch-kanadischen  Handels  beläuft  sich  im  Jahre  1902  etwa  auf 
16  Millionen  Mark. 


§  3.     Die  Stellung  5üdafrikas  und  Australiens  zum 
Präferentlalismus. 

a.  Südafrika. 

Wir  betrachten  zunächst  die  präferentialistischen  Bestrebungen 
der  südafrikanischen  Kolonien.  Nachdem  der  Friede  zu  Pretoria 
dem  Transvaalkrieg  ein  Ende  gesetzt  hatte,  begab  sich  der  damalige 
Kolonialsekretär  Chamberlain,  die  Seele  des  Krieges,  nach  Süd- 
afrika, um  die  Popularität  der  englischen  Herrschaft  bei  den  breiten 
Massen  der  südafrikanischen  Bevölkerung  zu  erhöhen.  Die  Reden, 
die  er  hier  gehalten  hat,  haben  ihm,  wie  wir  oben  sahen,  dazu 
gedient,  sein  imperialistisches  Programm  zu  entfalten.  Seine  Reise 
durch  ganz  Südafrika  war  aber  nicht  nur  ein  redneris^cher  Triumph, 
sondern  sie  hat  auch  den  Grundstein  gelegt  zu  einer  engeren 
Vereinigung  der  südafrikanischen  Kolonien,  welche  insofern  ein  Vor- 
bild an  dem  Dominion  of  Canada  und  dem  australischen  Common- 
wealth besitzen.  Was  Chamberlain  auf  dieser  Reise  geleistet  hat, 
das  drückte  der  Lord  Major  von  London  in  einer  ihm  nach  seiner 
Rückkehr  überreichten  Adresse  aus:  „Wir,  der  Lord  Mayor,  Aldermen 
und  Commons  der  City  von  London,  versammelt  im  Common 
Council,  entbieten  Ihnen  ein  herzliches  Willkommen  bei  Ihrer  Rück- 
kehr von  der  langen  und  kühnen  Reise  in  des  Königs  Gebiet  in 
Südafrika,  unternommen  mit  dem  ernstesten  Wunsche,  die  britische 
und  die  holländische  Bevölkerung  zu  vereinigen.  Ihre  fortgesetzten 
Bemühungen,  eine  engere  Vereinigung  der  Nationalitäten  herbei- 
zuführen, haben  die  allgemeine  Bewunderung  Ihrer  Landsleute 
hervorgerufen  und  werden  zweifellos  viel  zur  Konsolidierung  der 
südafrikanischen  Kolonien  beitragen,  ebenso  wie  zur  Stärkung  und 
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Ermunterung  unseres  ruhmgekrönten  Reiches^)."  Chamberlains 
Reise  nach  Südafrika  ist  auch  von  der  deutschen  Presse  als  ein 
ruhmreiches  Blatt  englischer  Kolonialpolitik  angesehen  worden. 
Das  beste  Zeugnis  für  den  Erfolg  legt  jedoch  der  Umstand  ab, 
dass  unmittelbar  im  Anschluss  an  die  Reise  Chamberlains  die 
südafrikanische  internationale  Konferenz  stattfand,  die  ihr  erstes 
Meeting  am  10.  März  1903  abhielt-).  Sie  tagte  unter  der  Präsident- 
schaft des  High  Commissioners  im  Raatsaal  zu  Blcemfontein.  Jede 
der  5  Kolonien  sandte  5  Abgeordnete  und. 2  Beigeordnete.  Auch 
Portugisisch-Ostafrika  war  durch  den  Zolldirektor,  Sennor  Lancastre, 
vertreten.  Die  Konferenz  stellte  sich  zur  Aufgabe,  die  Zolltarif-, 
die  Eingeborenen-  und  die  Einwanderungsfrage  zu  diskutieren. 
Das  Resultat  bezüglich  der  uns  interessierenden  Fragen  war,  dass 
diese  afrikanische  Kolonialkonferenz  beschloss,  britischen  Gütern 
eine  Bevorzugung  von  25  ^/o  des  Wertzolles  einzuräumen,  zweitens 
einen  speziellen  Bevorzugungstarif  für  englische  Maschinen  und 
Bergwerksanlagen  bei  den  einzelnen  Regierungen  in  Vorschlag  zu 
bringen,  drittens  den  britischen  Kolonien  dieselbe  Bevorzugung 
zuteil  werden  zu  lassen  wie  dem  Vereinigten  Königreich,  falls 
diese  auf  reziproke  Abkommen  eingehen^).  Es  war  zwar  schon 
vor  diesen  Beschlüssen  eine  Bevorzugung  beim  Capland  und  Natal 
vorhanden,  aber  wie  aus  den  Verhandlungen  der  Kolonialkonferenz 
hervorgeht,  sind  Bevorzugungen  von  25  7«  erzielt  worden  durch 
eine  Höherschraubung  der  Zölle  für  fremdländische  Waren,  Zölle, 
die  bis  dahin  auch  für  englische  Waren  gegolten  haben.  Chamberlain 
drückte  auf  der  Kolonialkonferenz  seine  diesbezügliche  Meinung 
dahin  aus,  dass  wenn  die  Bevorzugung  so  gehandhabt  wird  wie 
im  Kapland,  dass  die  Zölle  auf  fremde  Waren  einfach  um  so  und 
so  viele  Prozent  erhöht  werden  und  die  Zölle  auf  englische  Waren 
so  bleiben  wie  sie  waren,  dadurch  nur  wenig  oder  gar  nichts 
erreicht  werde.  Die  aber  1903  von  der  südafrikanischen  Konferenz 
gefassten  Beschlüsse  beabsichtigen  einen  Präferentialismus  im 
Chamberlainistischen  Sinne. 


^)  Times  vom  21.  August  1903  (Seite  8). 
^)  Times  vom  11.  August  1903  (Seite  5). 
')  Times  vom  27.  März  1903  (Seite  3). 
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b)  Australien. 

Rathgen^),  dessen  Abhandlung  bereits  3  Jahre  alt,  behauptet, 
dass  eine  Begünstigung  des  Mutterlandes  nur  bedingt  zu  erwarten 
ist.  Im  März  1898  haben  die  Premierminister  der  Kolonien  zu 
Melbourne  den  Entschluss  gefasst,  dass  der  vom  Bundesparlament 
aufzustellende  Zolltarif  das  Mutterland  begünstigen  solle.  Aber 
gegen  eine  solche  Begünstigung  sprechen  folgende  Gründe:  die 
australischen  Kolonien  beziehen  die  Massen  ihrer  Einfuhren  aus 
Grössbritannien.  Dieses  kann  seine  Ausfuhren  gar  nicht  erhebhch 
auf  Kosten  anderer  Länder  ausdehnen. 

Dagegen  verkaufen  die  Kolonien  einen  erheblichen  Teil  ihrer 
Produkte  an's  Ausland,  sodass  Vergeltungsmassregeln  sie  schwer 
treffen  würden.  Fragen,  die  zur  Zeit,  da  Rathgen  seine  Abhandlung 
schrieb,  noch  offen  waren,  können  heute  als  geschlossen  betrachtet 
werden.  Das  Juni-Heft  1904  der  Volksw.-Chronik,  Seite  420,  in  den 
Konrad'schen  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  bringt 
mehrere  interessante  Aufschlüsse  über  die  Momente,  die  die  aller- 
neueste  Handelspolitik  Australiens  charakterisieren.  Erst  im  Oktober 
1903  sind  die  letzten  Schranken,  welche  bis  dahin  den  Handels- 
verkehr der  einzelnen  Bundesstaaten  hemmten,  gefallen.  Nur  für 
Westaustralien  bestehen  noch  Ausnahmen.  Nach  den  „Nachrichten 
für  Handel  und  Industrie"  vom  9.  Dezember  1903  war  nach 
Art.  92  der  australischen  Bundesverfassung  für  Güter  australischen 
Ursprunges,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundeszolltarifes  in  einen 
Bundesstaat  eingeführt  waren  und  von  dort  nach  Inkrafttreten  dieses 
Tarifes  nach  einem  andern  Bundesstaat  eingeführt  wurden,  —  auch 
ohne  dass  sie  hierbei  das  Bundeszollgebiet  verliessen  —  noch  zwei 
Jahre  lang  nach  Einführung  des  Bundeszolltarifs  der  volle  Bundes- 
zoll, abzüglich  des  früher  entrichteten  Schutzzolles,  zu  ent- 
richten. Diese  Bestimmung  ist  am  8.  Oktober  1903  in  Kraft  ge- 
treten, und  nunmehr  können  alle  Güter,  mit  obiger  Ausnahme, 
von  einem  Bundestaat  in  den  andern  zollfrei  eingeführt  werden. 
WestaustraHen  nimmt  doch  insofern  eine  Sonderstellung  ein,  als 
es  sich  auf  Art.  95  der  Bundesverfassung  stützt,  der  diesem  Staate 
gestattet,  biszum  8.  Oktober  1906  für  alle  Waren,  die  aus  den 
andern  Bundesstaaten  stammen,  bei  der  Einfuhr  derselben  gewisse 
sich   jährlich    vermindernde   Prozentsätze    des    alten    australischen 

0  a.  a.  O.  S.  165. 
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Zolltarifes  zu  erheben.  Was  die  Handelspolitik  des  australischen 
Bundesstaates  für  eine  Zukunft  hat,  ist  von  den  Wahlergebnissen 
abhängig,  das  heisst  davon,  welche  Partei  im  Bundesparlament 
die  Oberhand  gewinnt.  Die  Arbeiterpartei  Australiens  ist  schutz- 
zöUnerisch  gefärbt.  Die  letzten  Neuwahlen  im  Dezember  1903 
haben  die  Arbeiterpartei  zu  der  herrschenden  gemacht.  Zum 
Teil  wird  dieses  Ergebnis  darauf  zurückgeführt,  dass  die 
Frauen,  welche  zum  ersten  Mal  an  der  Abstimmung  teilnahmen, 
in  grosser  Zahl  die  Arbeiterkandidaturen  unterstützten.  Nach  einer 
Meldung  der  „Times"  besteht  jetzt  der  australische  Senat  aus  22 
Schutzzöllnern  und  33  Freihändlern,  das  Repräsentantenhaus  da- 
gegen aus  42  Schutzzöllnern  und  33  Freihändlern.  Jedoch  ist 
diese  Klassifikation  unsicher.  Der  im  Jahre  1901  gewählte  Senat 
hatte  eine  freihändlerische  Mehrheit.  Die  Stärkung  der  australischen 
Schutzzollpartei  bedeutet  nicht  etwa  einen  Erfolg  der  imperialis- 
tischen Propaganda  Chamberlain's.  Die  Zollschranken  sollen  auch 
gegenüber  dem  Mutterlande  hoch  bleiben.  Die  Vertreter  der  Ar- 
beiterpartei sind  keineswegs  imperialistisch  gesinnt;  ihre  Haupt- 
forderung ist  Schaffung  eines  weissen  Australiens;  alle  Farbigen 
sollen  ausgeschlossen  werden.  Die  in  Australien  bestehenden  Ein- 
wanderungsvorschriften, die  auf  Verlangen  der  Arbeiterpartei  er- 
lassen worden  sind,  werden  so  streng  gehandhabt,  dass  in  der 
letzten  Zeit  sogar  gelernte  weisse  Arbeiter,  z.  B.  deutsche,  ja  selbst 
englische,  nur  mit  grosser  Mühe  die  Landungserlaubnis  erhielten. 
In  den  Commonwealth  nicht  mit  eingetreten  ist  bekanntlich 
Neu-Seeland,  dessen  Handelspolitik  für  das  Verhältnis  zum  Mutter- 
lande besonders  interessant  sein  dürfte.  Das  Heft  des  oben  er- 
wähnten Jahrbuchs,  zitiert  aus  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  24. 
November  1903:  ,,Mit  der  schnellen  Annahme  des  Zolltarifs  hat 
sich  in  Neu-Seeland  ein  Systemwechsel  vollzogen,  der  für  die 
handelspolitischen  Beziehungen  der  Kolonie  zum  Auslande  von 
schwerwiegenden  Folgen  begleitet  sein  muss.  Der  Premierminister 
Seddon  hat  zwar  zugegeben,  dass  seine  Vorschläge  vom  rein 
wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  „unsound",  d.  h.  falsch 
sein  können.  „Aber",  hat  er  hinzugefügt,  „die  Massregel  selbst  sei 
Neu-Seeland  durch  das  Verhalten  der  fremden  Staaten  aufge- 
zwungen worden;  fremde  Handelsvampyre  dürften  nicht  länger 
das  Blut  des  Kolonialhandels  aussaugen".    Herr  Chamberlain  und 
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diejenigen  Engländer,  die  sein  Programm  ungelesen  unterschreiben, 
werden  aber  schwerlich  von  einer  Massregel  sehr  erbaut  sein,  die 
zwar  die  Zölle  für  ausländische  Produkte  erhöht,  im  übrigen  aber 
mit  einer  einzigen  Ausnahme  die  Herabsetzung  der  bestehenden 
Zölle  vermeidet.  Diese  einzige  Ausnahme  ist  Tee,  der  in  einem 
Teil  des  britischen  Reiches  gewachsen  ist.  Doch  kommt  diese 
Ausnahme  nicht  einmal  England  selbst  zugute;  sie  dürfte  für 
dieses  sogar  keinen  Wert  haben.  .  .  .  Das  neue  Gesetz  hat  ausser- 
dem für  das  englische  Mutterland  die  bedenkliche  Seite,  dass  Neu- 
seeland' durch  dasselbe  zum  ersten  Mal  die  Berechtigung  in  An- 
spruch nimmt,  auf  eigene  Faust  mit  andern  Staaten  Handels-  und 
Gegenseitigkeitsverträge  abzuschliessen.  In  Wahrheit  bedeutet  das- 
selbe noch  einen  weiteren  Schritt  zur  völligen  Unabhängigkeit. 
„Was  Herr  Seddon  für  Neu-Seeland,  was  die  Herren  Deakin  und 
Genossen  für  den  Bereich  des  australischen  Commonwealth,  das 
ist  eine  Erschwerung,  das  ist  der  Ausschluss  der  fremden  Kon- 
kurrenz, in  erster  Linie  auch  der  englischen." 

Diese  letzten  Sätze  fassen  in  gediegener  Weise  das  Endziel 
der  handelspolitischen  Bestrebungen  der  australischen  Staaten  zu- 
sammen. Die  Aeusserungen  der  leitenden  Staatsmänner  dieser  Ko- 
lonien unterrichten  uns  am  besten  über  die  präferentialistischen 
Bestrebungen  und  Aussichten.  Diese  Aeusserungen  fielen  im  An- 
schlüsse an  die  imperialistisch-präferentialistische  Brandrede  Cham- 
berlain's,  die  er  am  18.  Mai  1903  in  Birmingham  hielt. 

2)  Handelspolitik  Australiens.  Vor  ihrem  Zusammenschluss 
zum  jetzigen  Bundesstaat  waren  Neu-Südwales,  Victoria,  Queensland,  Süd-, 
Westaustralien,  Neu-Seeland  und  Tasmanien  selbständige  Staaten,  d.h.  Kolo- 
nien mit  von  einander  abweichenden  handelspolitischen  Anschauungen.  Die- 
jenige Kolonie,  welche  sich  frühzeitig  zu  einer  ausgedehnten  Schutzzollpolitik 
bekannte,  ist  Victoria,  das  dauernd  zu  den  extrem  freihändlerischen  Nachbarstaaten 
in  Gegensatz  blieb.  Fuchs  sagt  (Schriften  d.  Vereins  f.  Sozialp.  I.  VII.  S.  208): 
„Während  die  Handelspolitik  Kanada's  von  Anfang  an  und  jederzeit  beherrscht  ist 
durch  seine  Beziehungen  zu  den  benachbarten  Vereinigten  Staaten  und  durch  die 
Handelspolitik  der  letzteren,  konnten  die  australischen  Kolonien  ihre  Handels- 
politik völlig  unabhängig  nach  ihren  Bedürfnissen  und  Neigungen  gestalten, 
und  es  ist  um  so  charakteristischer,  dass  sie  trotzdem  derjenigen  Kanada's 
so  ähnlich  geworden  ist."  1860/61  gab  es  in  allen  australischen  Staaten  (mit 
Ausnahme  Westaustraliens)  nur  Finanzzölle,  die  ebenso  wie  die  57oigen  Wert- 
zölle von  1870  Finanzbedürfnissen  entsprangen.  Ein  Uebergang  von  diesem 
Finanzzollsystem  zu  einem  ausgesprochenen  Schutzzollsystem  vollzog  sich,  wie 
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Sir  Edm.  Barton,  der  Premierminister  des  australischen  Bundes, 
erklärte  sich  in  einem  Interview  keineswegs  mit  Chamberlain  ein- 
verstanden. „Die  wahren  Freunde  des  britischen  Imperialismus", 
sagte  er,  „sind  über  Zolltheorien  erhaben.  Grosse  Kolonien,  wie 
Kanada  und  Australien,  müssen  einerseits  ihre  Industrien  schützen 
und  andrerseits  ein  grosses  Zolleinkommen  haben.  Innerhalb  eines 
solchen  Systems  wäre  zwar  Raum  für  eine  Bevorzugung  britischer 
Güter.  Ob  diese  aber  einen  Einfluss  auf  den  Handel  mit  dem 
Auslande  haben  können,  ist  mehr  als  zweifelhaft."  ') 

Mr.  Jenkins,  der  Premierminister  von  Südaustralien,*  sagte: 
„Die  Bundesregierung  hat  die  ausschliessliche  Macht,  Handels- 
verträge abzuschliessen  und  Tariffragen  zu  behandeln.  Dies  nimmt 
der  Einzelstaatspolitik  die  Möglichkeit,  in  solchen  Dingen  mitzu- 
wirken. Es  verdient  besondere  Erwägung,  ob  Australien  durch 
Befolgung  des  kanadischen  Beispiels  mehr  gewinnen  als  verlieren 
wird,  wenn  Deutschland  und  die  andern  Mächte  gezwungen  wären, 
eine  Politik  zu  acceptieren,  wie  sie  Deutschland  gegenüber  Kanada 
bereits  inauguriert  hat." 

oben  erwähnt,  zuerst  1877  in  Victoria.  Massgebend  war  auch  hier  der  Wunsch, 
eine  eigene  Industrie  heranzuziehen,  der  gestärkt  wurde  durch  die  politische 
Haltung,  die  das  Mutteriand  eine  Zeitlang  gegenüber  den  Kolonien  einnahm. 
Das  Schutzzollsystem  Victoria's  wuchs  sich  zu  einem  Schutz  gegenüber  der 
Industrie  des  Mutterlandes  aus.  Südaustralien  suchte  sich  durch  seine  Schutz- 
zollpolitik nicht  so  gegen  das  Mutterland  wie  gegen  seine  Nachbarkolonien 
zu  schützen.  Victoria  hat  es  durch  seine  Schutzzollpolitik  erreicht,  den  Bedarf 
an  gröberen  Fabrikaten  selbst  befriedigen  und  auch  seine  Nachbarkolonien 
zum  Teil  versorgen  zu  können  Neusüdwales  ist  im  Gegensatz  zu  den  Be- 
strebungen seiner  Nachbarstaaten  beim  Freihandel  geblieben,  indem  es  sich 
ganz  nach  seinem  Mutteriande  richtete  Ein  Wahlkampf  des  Jahres  1891,  in 
dem  die  Schutzzollpartei  die  Freihandelspartei  mit  Hilfe  der  Arbeiterschaft  be- 
siegte, führte  einen  plötzlichen  Uebergang  zu  einer  Schutzzollpolitik  herbei 
Die  Gründe  waren  finanzielle  Bedürfnisse,  Budgetdefizit,  Wachstum  der  Be- 
völkerung, Arbeitslosigkeit,  ferner  die  Konkurrenz  Victoria's.  In  der  Gleich- 
mässigkeit  der  Bestrebungen  und  Bedürfnisse  waren  schon  die  Keime  für 
einen  Zusammenschluss  zu  einem  Zollverein  gelegen.  Auch  Neu-Seeland  und 
Queensland  sind  zu  einem  Schutzzollsystem  übergegangen.  Tatsächlich  sind 
schon  frühzeitig  solche  Zollvereinsbestrebungen  zutage  getreten.  Schon  1870 
war  eine  australische  Zollvereinskonferenz  einberufen  worden.  Hier  wurde 
das  Prinzip  des  interkolonialen  Freihandels  ausgesprochen,  und  es  kam  hier 
zur  Annahme  des  Intercolonial-Free-Trade-Act  oder  der  Colonial-Reciprocity- 
Bill  Aber  die  Genehmigung  zu  diesem  Schritte  wurde  vom  Mutteriande 
')  Diese  und  die  folgenden  Ausführungen  sind  der  «Times»  vom  20.  Mai 
1903  entnommen. 
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Mr.  Propsting,  der  Premier  von  Tasmanien,  sagt  in  einem 
Interview:  „Ich  bin  herzlich  mit  Mr.  Chamberlain  einverstanden. 
Ich  denke,  das  zeugt  von  einem  Fortschrittsgeist  und  neuen  Wegen 
für  das  kommerzielle  Leben.  Der  kleine  Verlust,  den  der  Common- 
wealth zu  erleiden  haben  wird,  ist  durch  die  Erleichterung  des 
Handels  innerhalb  des  Reiches  mehr  als  aufgewogen." 

Mr.  W.  H.  James,  der  Premier  von  Westaustralien,  sagte : 
„Wenn  die  Engländer  die  Reichshomogenität  zu  sichern  wünschen, 
so  müssen  sie  Konzessionen  machen,  die  meist  mit  Münze  gewogen 
werden  können". 

Diese  Aeusserungen  der  australischen  Minister  werden  durch 
die  charakteristische  Bemerkung  des  australischen  Organes  „The 
Argus"    ergänzt.     „Ein   Präferentialabkommen    zwischen   Grossbri- 


versagt,  und  die  Erfüllung  dieser  Wünsche  als  unmöglich  bezeichnet.  Auch 
weitere  Schritte  hatten  keinen  Erfolg  bis  zum  Zusammentreten  der  Federal- 
Convention  zu  Sidney,  1891.  Schon  1885  war  durch  ein  Gesetz  die  Organi- 
sation des  Federal  Council,  des  Bundesrats  für  die  australischen  Kolonien 
mit  gewissen  gemeinschaftlichen  Kompetenzen  geschaffen,  damals  aber  nur 
von  Victoria,  Queensland,  Westaustralien,  Tasmanien  und  Fiji  angenommen 
worden.  1890  hat  dann  zu  Melbourne  eine  Konferenz  von  Delegierten  von 
Australien  (im  eigentlichen  Sinne)  und  Neu-Seeland  zur  Beratung  einer  Bun- 
desverfassung getagt  und  beschlossen,  dass  im  nächsten  Jahre  zu  diesem 
Zweck  eine  Konvention  von  bevollmächtigten  Delegierten  zur  endgültigen 
Vereinbarung  der  Verfassung  stattfinden  sollte  Diese  wurde  nun  am  21  März 
1891  zu  Sidney  eröffnet  und  am  9  April  geschlossen,  nachdem  sie  den  Ver- 
fassungsentwurf angenommen  hatte.  Danach  sollte  im  Allgemeinen,  soweit 
nicht  durch  die  Bundesregierung  beschränkt,  die  Verfassung  der  einzelnen 
Kolonien,  welche  Staaten  genannt  werden,  unverändert  erhalten  bleiben  Die 
Bundesverfassung  ist  nach  dem  Muster  der  Vereinigten  Staaten  gebildet,  im 
Gegensatz  zu  dem  mehr  zentralisierten  Dominion  of  Canada.  In  handels- 
politischer Beziehung  einigte  man  sich  zu  einem  Freihandel  nach  innen  und 
zu  Schutzzöllen  nach  aussen.  Es  haben  sich  aber  gerade  in  dieser  Beziehung 
noch  mannigfaltige  Gegensätze  eingefunden,  die  vorderhand  einen  solchen 
Zusammenschluss  nicht  ermöglichten.  1895  war  Neusüdwales  zum  Frei- 
handel zurückgekehrt;  sonst  fanden  aber  keine  wesentlichen  Aenderungen 
handelspolitischer  Art  statt.  Der  erst  in  allerletzter  Zeit  zustande  gekommene 
Bund  soll  e  i  n  Handelsgebiet  ohne  alle  Zollschranken  zwischen  den  einzelnen 
Staaten  bilden.  Die  Einnahmen  aus  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  gehen  auf 
den  Bund  über.  Der  Hochschutzzolltarif  Victorias  und  der  Freihandel  von 
Neusüdwales  müssen  sich  zu  einem  Kompromisstarif  verbinden. 
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tannien  und  den  Kolonien  bedeutet  einen  steigenden  Protektionismus 
in  Australien.  Die  Protektionisten  werden  mit  einer  Erhöhung  der 
Zölle  einverstanden  sein,  aber  niemals  mit  einer  Reduzierung.  Der 
bestehende  Tarif  ist  tatsächlich  gegen  die  britischen  Produzenten 
gerichtet  und  die  Protektionisten  wenden  alles  auf,  um  den  Tarif 
noch  zu  erhöhen."  Ein  anderes  australisches  Organ,  das  „Age" 
sagt:  „Australien  hat  kein  solches  Interesse  an  der  Reziprozität, 
und  betrachtet  sie  nicht  mit  einem  solchen  Enthusiasmus,  wie 
Kanada.  Australien  kann  in  Zukunft  darauf  vorbereitet  sein,  Eng- 
land Reziprozität  auf  protektionistischer  Basis  anzubieten,  aber 
Australien  kann  nicht  einer  Politik  zustimmen,  die  seine  industrielle 
Stellung  gefährden  kann." 

Erst  neuerdings  sind  positive  Schritte  getan  worden,  die  den 
vorhandenen  präferentialistischen  Bestrebungen,  die  im  wesentlichen 
bei  der  Opposition  der  gegenwärtigen  Regierung  zu  finden  sind, 
Ausdruck  verleihen.  So  beabsichtigte  nach  der  „Times"  vom 
17.  Oktober  1904  Sir  William  Lyno  am  20.  Oktober  1904  einen 
Antrag  einzubringen  zu  dem  bereits  gefassten  Beschluss  der  Regie- 
rung, eine  diesbezügliche  Kommission  tagen  zu  lassen,  der  fol- 
gendermassen  lauten  solle:  „Das  Bundesrepräsentantenhaus  ist  der 
Meinung,  dass  mit  der  Reichsregierung  sofort  und  ohne  Aufschub 
Verhandlungen  eröffnet  werden  sollen,  mit  dem  Zwecke,  nach 
Möglichkeit  zwischen  Grossbritannien  und  Australien  Präferentialien- 
verkehr  einzurichten",  und  nach  dem  „Daily  Telegraph"  vom 
3.  November  1904  brachte  Mr.  Deakin  im  Bundeshause  folgenden 
Antrag  ein : 

Das  Haus  beschliesst:  1.  Die  Förderung  des  Handels  und 
der  Industrie  innerhalb  des  Reiches  ist  eine  nationale  Aufgabe 
von  höchster  Wichtigkeit.  2.  Die  Vorschläge  des  Kolonial- 
sekretärs auf  der  Konferenz  von  1902  geben  Zeugnis  von  einer 
patriotischen  und  staatsmännischen  Politik,  die  Entwicklung  nach 
innen  und  Einfluss  nach  aussen  bezweckt,  eine  Politik,  deren 
Einzelheiten  auf  einer  so  bald  als  möglich  abzuhaltenden 
Konferenz  diskutiert  werden  sollen.  3.  Das  Haus  verlangt  vom 
Premier,  die  Eröffnung  von  Verhandlungen  zur  Etablierung  eines 
Präferentialhandels  zwischen  Australien  und  den  andern  Kolonien 
in  Betracht  zu  ziehen.  4.  Das  Haus  ersucht  den  Premierminister, 
Daten  für  die  Vorbereitung  des  Maasses  zusammenzustellen,  in  dem 
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den  britischen  Importen  nach  AustraUen,  die  allein  mit  auslän- 
dischen Importen  konkurrieren,  Bevorzugung  gewährt  werden  soll, 
und  ermächtigt  gleichzeitig  den  Premierminister,  dem  Vereinigten 
Königreich  diese  Bevorzugung  zu  offerieren,  und  als  Entgelt  eine 
Bevorzugung  unserer  Importe  nach  Grossbritannien  und  Irland 
nach  dem  vom  Parlament  zu  sanktionierenden  Schema  zu  ver- 
langen. ')  Der  „Daily-Telegraph"  fügt  diesem  Antragsschema  die 
Worte  zu:  „Der  von  Mr.  Deakin  eingebrachte  Antrag  wird  von 
den  Unterstützern  der  Regierung  und  der  Arbeiterpartei  als  eine 
offene  Frage  behandelt  werden.  Mr.  Reid  (der  gegenwärtige  Pre- 
mierminister) wird  dem  Antrag  wahrscheinlich  widersprechen,  und 
Mr.  Watson,  der  Arbeiterfüher,  wird  sie  unterstützen.  Eine  sofortige 
Diskussion  ist  unwahrscheinlich." 

Gerade  in  dem  Umstände,  dass  die  Arbeiter  Australiens  dem 
Chamberlainismus  günstig  gesinnt  sind  und  in  ihrer  Bedeutung 
für  die  Regierung  des  Bundes,  wie  auch  in  dem  Umstände,  dass 
Chamberlain  neuerdings  von  Australien  zu  einer  Hinreise  aufge- 
fordert wurde,  ist  es  ausgesprochen,  dass  der  Antrag  Mr.  Deakins 
in  seinen  Grundzügen  auf  Erfolg  rechnen  darf.  Ob  eine  Begünsti- 
gung des  Mutterlandes  und  die  damit  zu  verbindenden  Zollreduk- 
tionen den  Finanzen  des  Commonwealth  nicht  erheblichen  Schaden 
bereiten  wird,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Betrachtet  man  das 
neulich  durch  den  Bundesschatzmeister  (Finanzminister)  Sir  George 
Turner  veröffentlichte  Budget,  so  ergibt  sich,  dass  die  Zölle  die 
wichtigste  Einnahmequelle  des  Bundes  sind,  d.  h.  dass  ausser  den 
Zöllen  nur  noch  die  Postverwaltung  Einnahmen  abwirft.  Im  Jahre 
1903/04  beliefen  sich  die  Zolleinahmen  auf  J,^  9,105,758,  die 
Posteinnahmen  auf  ^  2,510,264.^)  Jede  Beschränkung  der  Zollein- 
nahmen birgt  also  wirklich  die  Gefahr  einer  Versiegung  der  Bundes- 
einnahmequellen in  sich.  Es  fragt  sich  allerdings,  wie  weit  das  Mut- 
terland an  den  im  gleichen  Bericht  auf  ^  36,244,453  angegebenen 
Import  beteiligt  ist.  Nach  der  in  dem  dem  Parlament  am  20.  Juli 
1903  vorgelegten  Papier,  betitelt  „Trade"  (Colonies  &  United  King- 
dom) enthaltenen  Tabelle    ist  für  das   letzte  Berichtsjahr  1900  der 

*)  Im  „Daily-Telegraph"  (nach  einer  „  Reutermeldung")  vom  3.  No- 
vember 1904. 

2)  «Times »  vom  19  Oktober  1904  (The  Austral.  Commonwealth,  Budget 
Statement.) 
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Import  aus  dem  Vereinigten  Königreich  nach  Australien  auf 
^  25,363,000  angegeben.  Man  muss  annehmen,  dass  der  abso- 
lute Importwert  bis  heute  noch  gestiegen  ist;  1900  belief  sich 
aber  der  Gesamtimport  auf  ^  41,388,000.  Er  ist  also  um  un- 
gefähr 5  Millionen  zurückgegangen.  Zieht  man  aber  trotzdem 
noch  den  auch  von  den  Zollreduktionen  mitbetroffenen  interkolo- 
nialen Verkehr  in  Betracht  (1904  -=  4,6  MiUionen),  so  kommt 
man  doch  zum  Schlüsse,  dass  niedrig  angesetzt  70—75*^/0  des 
australischen  Gesamtimports  auf  das  britische  Reich  entfallen,  und 
dass  Zollreduktionen  in  der  Höhe  der  beabsichtigten  Präferentialien 
einen  empfindlichen  Ausfall    im  Bundesbudget   bedeuten    werden. 

Alle  präferentialistischQn  Bestrebungen  der  Kolonien,  die  be- 
reits zur  Wirkung  und  zum  Antrag  bei  der  zuständigen  Gewalt 
gelangt  sind  oder  gelangen  werden,  sind  nur  die  Befolgung  des 
auf  der  Kolonialkonferenz  1902  gefassten  Beschlusses;  für  das 
handelspolitische  Verhältnis  des  Mutterlandes  zu  den  Kolonien 
wurde  da  ein  ganz  bestimmtes  Prinzip  aufgestellt ;  das  Prinzip  der 
Bevorzugung  und  der  Wortlaut  des  auf  diesem  bestimmt  ausge- 
sprochenen Prinzipe  beruhenden  Beschlusses:  „Die  Premier- 
minister der  Kolonien  sollen  seiner  Majestät  Regierung  darauf  hin- 
weisen, dass  es  ratsam  ist,  im  Vereinigten  Königreich  einen  Be- 
vorzugungstarif für  koloniale  Produkte  und  Produzenten  einzu- 
führen, die  ZöUe  auf  koloniale  Waren  aufzuheben".  Die  bei  dieser 
Konferenz  anwesenden  Premierminister  übernahmen  es,  ihren  Re- 
gierungen bei  der  frühesten  Gelegenheit  die  gefasste  Resolution 
zu  unterbreiten  und  sie  zu  ersuchen,  die  zur  Durchführung  des 
Prinzipes  erforderlichen  Massnahmen  zu  ergreifen.  Die  Vertreter 
der  Kolonien  werden  ihren  Parlamenten  Bevorzugungstarife  für 
britische  Güter  vorlegen.^) 

Mackenzie  sagt  in  seinem  Werke:  „Dynamics  of  the  Fiscal 
Question"  .  .  „Jedem  der  die  Vorgänge  auf  der  Kolonialkonferenz 
studiert,  und  die  wachsende  Neigung  der  Kanadier,  sich  zur  Er- 
reichung einer  gemeinsamen  Kontrolle  des  ganzen  Kontinents  des 
Westens  mit  ihrer  Nachbarrepublik  zu  vereinigen,  wird  die  Hand- 
lungsweise der  kanadischen  Regierung,  Grossbritanien  aus  freien 
Stücken  Bevorzugungen  einzuräumen,  zeigen,   dass    diese  Kolonie 


^)  Konferenzblaubuch  (Einleitung). 
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die  Aufrechterhaltung  der  allerengsten  Beziehungen  mit  dem  Mut- 
terlande wünscht.  Dass  ähnliche  Bewegungen  in  allen  unsern 
Kolonien  an  der  Tagesordnung  sind  ist  ein  Beweis  dafür,  dass  sie 
wesentlich  britisch  im  Charakter  sind,  und  dass  ihre  Völker  mit 
einer  gewissen  angelsächsischen  Gedankenklarheit  kein  unwürdiges 
Beispiel  für  die  Betätigung  der  Freundschaft  von  Leuten  geben,  die 
ihre  Gefühle  nicht  in  Heldentaten,  aber  in  hilfreiche  Handlungen 
umsetzen".^) 

§  4.    Das  5^hema  der  Reform. 

Ein  Fiscal-  Reform-  Schema  ist  bisher  nicht  entworfen  worden. 
Wir  können,  um  uns  ein  Bild  davon  zu  machen,  bestenfalls  aus 
dem  vorangegangen  Kapitel  ein  solches  Schema  konstruieren. 
Dieses  Hesse  sich  in  folgende  8  Punkte  zerlegen: 

1.  Die  britischen  Besitzungen  nehmen  weniger  als  ^/s  des 
englischen  Gesamtexports  auf,  und  der  Kolonialimport  des  Mutter- 
landes bildet  nur  V-^  des  Gesamtimports  des  Vereinigten  Königreichs. 
Im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  sind  die  Kolonien  die  besten  Kon- 
sumenten des  Vereinigten  Königreichs.  Der  Chamberlainismus  be- 
hauptet, gestützt  auf  diese  Tatsache:  Es  liegt  im  Interesse  des 
Mutterlandes,  die  ökonomischen  Kräfte  der  Kolonien  zu  einer  Ent- 
wicklung zu  bringen,  dass  sie  immer  mehr  Produkte  an  das  Mutter- 
land zu  verkaufen  und  immer  mehr  vom  Mutterlande  zu  kaufen 
imstande  sind.  Dies  kann  erreicht  werden  durch  Erhöhung  ihrer 
Bevölkerungsziffer  und  Stärkung  ihrer  Kaufkraft. 

2.  Die  Bevölkerung  wächst  nur  in  prosperierenden  Ländern. 
Daher  muss  die  Prosperität  der  Kolonien  gesichert  werden,  und 
dies  geschieht  durch  Anregung  der  durch  die  natürlichen  Verhält- 
nisse gegebenen  Industrien,  wie  in  Kanada  des  Getreidebaues,  in 
Australien  der  Fleischproduktion,  in  Ceylon  der  Teepflanzungen. 
Das  Ausland  wünscht  nicht  die  Produkte  der  Kolonien;  denn  es 
schliesst  sich  ebenso  gegen  diese,  wie  gegen  die  des  Mutterlandes 
durch  Zolltarife  ab.  Das  Schicksal  des  britischen  Reiches  hängt  daher 
lediglich  von  den  Schritten  ab,  die  das  Mutterland  zur  Stärkung 
und  Entwicklung  der  Produktivkräfte  im  überseeischen  Grossbritan- 
nien tut. 

-)  Mackenzie,  Dynamics  of  the  Fiscal  Question.  London  1904.  Seite  237» 
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3.  Dass  das  Vereinigte  Königreich  seine  Pflichten  diesbezüg- 
lich bisher  vernachlässigt  hat,  ist  darin  begründet,  dass  die  Kolo- 
nien das  Mutterland  als  ein  fremdes  Land  behandelt  haben  und 
Zölle  auf  britische  Produkte  legten.  Es  war  dem  Vereinigten  König- 
reich gleichgiltig  geworden,  woher  es  seine  Nahrungs-  und  Roh- 
stoffe bezog.  Das  ist  jetzt  anders.  Die  Kolonien  sind  bereit,  die 
britischen  Produkte  zu  den  günstigsten  Bedingungen  zuzulassen 
und  der  Einfuhr  aus  dem  Auslände  grössere  Schranken  aufzulegen. 
Die  Kolonien  sagen  zum  Mutterlande:  „Gebet  uns  die  Möglichkeit, 
Euch  mit  Nahrungsmitteln  zu  versorgen;  wir  wollen  dafür  von 
Euch  Euere  Manufakturprodukte  kaufen. 

4.  Der  Chamberlainismus  gibt  zu,  dass  sich  der  grösste  Teil 
des  britischen  Handels  mit  dem  Auslande  vollzieht.  Aber  gerade 
darin  sieht  er  einen  bedeutenden  Nachteil.  Chamberlain  sagt:  „Es 
ist  wahr,  dass  ^/t  unseres  Aussenhandels  auf  das  Ausland  kommen ; 
aber  das  bedeutet  nicht,  dass  wir  ^ji  unserer  Produkte  an  das 
Ausland  verkaufen,  sondern  dass  wir  den  ganzen  Nahrungsbedarf 
im  Auslande  decken.  Tatsächlich  kaufen  wir  V^  unseres  Imports 
im  Auslande,  das  dafür  als  Gegengabe  alles  daran  setzt,  unsere 
Produkte   von   ihren  Märkten  auszuschliessen  .  .  .  ." 

5.  Es  ist  ein  Gebot  kaufmännischen  Verstandes,  die  Freund- 
schaft derer  zu  nähren,  die  dem  Mutterlande  bereits  als  die  re- 
lativ besten  Konsumenten  gegenüberstehen,  und  sie  denen  vorzu- 
ziehen, die  offensichtlich  seine,  kommerziellen  Feinde  sind.  Je 
mehr  wir  von  den  britischen  Besitzungen  kaufen,  destomehr  wer- 
den sie  von  uns  kaufen,  während  sonst  das  Gold,  das  vom  Ver- 
einigten Königreich  ins  Ausland  abfliesst,  hier  Industrien  entstehen 
lässt,  die  den  Briten  eine  von  Tag  zu  Tag  gefährlicher  werdende 
Konkurrenz  machen.     * 

6.  Der  Chamberlainismus  behauptet:  Wird  ein  Zoll  auf  aus- 
ländischen Weizen,  Fleisch  und  Thee  gelegt,  so  werden  die  Ko- 
lonien sofort  mehr  davon  produzieren;  wir  werden  diese  Artikel 
von  ihnen  kaufen  und  sie  in  den  Stand  setzen,  desto  mehr  Indu- 
strieartikel von  uns  zu  erwerben.  Die  Bevölkerung  und  das  in 
Kultivation  befindliche  Areal  von  Kanada  und  Australien  wird 
wachsen,  und  die  Kolonien  werden  vielleicht  imstande  sein,  das 
Doppelte  zu  kaufen  als  jetzt,  und  anstatt  dass  Englands  Geld  ins 
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Ausland  fliesst,    wird  es  jetzt  nur   den  Weg  zwischen  Mutterland 
und  Tochterstaaten  machen. 

7.  Das  Hauptargument  gegen  die  kolonialen  Präferentialtarife 
ist,  dass  der  heimische  Nahrungsmittelpreis  steigen  wird ;  doch  — 
sagt  der  Chamberlainismus  —  ist  dies  keineswegs  sicher.  Der  Aus- 
länder wird  sich  natürlich  auch  seiner  Güter  entledigen  wollen ; 
er  wird  die  Eisenbahntarifsätze  herabsetzen  und  wird  jedenfalls  den 
Produktionspreis  zu  vermeiden  suchen,  um  mit  den  Kolonien  kon- 
kurrieren zu  können.  Somit  wird  der  Nahrungsmittelzoll  zum  grossen 
Teil  nicht  von  England  selbst,  sondern  auch  vom  Auslande  ge- 
tragen werden. 

8.  Um  unter  allen  Umständen  die  Abwälzung  der  Belastung 
sicherzustellen,  wird  vorgeschlagen,  das  aus  den  Nahrungsmitteln 
resultierende  Einkommen  zur  Reduzierung  der  Inlandsteuern  zu 
verwenden.  Die  Arbeiter  zahlen  den  grössten  Teil  der  indirekten 
Steuern.  Werden  diese  Steuern  reduziert,  so  wird  sich  sein  Ein 
kommen  erhöhen.  Somit  —  sagen  die  Chamberlainisten  —  zerfällt 
def  einzige  Einwand,  der  gegen  das  Schema  erhoben  werden  kann, 
zu  Staub. 


IL  Abschnitt. 

Die  kommerziellen  Grundlagen 


III.  Kapitel. 

Der  Verlust  der  englischen  Suprematie  im 
Welthandel. 


Einleitung. 

Wir  haben  in  den  obigen  Kapiteln  gesehen,  welche  Stellung 
Chamberlain  zu  den  Kolonien  Grossbritanniens  einnimmt,  indem 
wir  sein  imperialistisch -präferentialistisches  Programm  aufgerollt 
haben.  Ehe  wir  aber  zur  Prüfung  seiner  wesentlichen  Reform- 
vorschläge übergehen  können,  müssen  wir  uns  Klarheit  darüber 
verschaffen : 

1.  Wieso  Chamberlain  die  wirtschaftliche  Zukunft  Englands  be- 
droht sieht. 

2.  Da  er  die  passiven  und  aktiven  Handelsbeziehungen  Englands 
auf  das  britische  Reich  nach  Möglichkeit  beschränken  will, 
müssen  wir  untersuchen,  welche  Handelsbeziehungen 

a)  zwischen  England  und  den  Kolonien, 

b)  den  Kolonien  und  der  England  bedrohenden  Konkur- 
renz, d.  h.  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland 
vorherrschen. 

3.  Wir  werden  die  positiven  Konkurrenzeigenschaften  Deutsch- 
lands und  Amerikas,  ebenso  wie  die  negativen  Englands  kurz 
zu  resümieren  haben. 
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4.  Wir  werden  zu  untersuchen  haben,  welche  Fäden  der  Welt- 
handelsbeziehungen England  mit  der  übrigen  Welt,  insbeson- 
dere seinen  bisherigen  Nahrungsmittellieferanten  und  Industrie- 
artikelabnehmern verknüpfen. 

5.  Wir  werden  die  Konkurrenzfähigkeit  der  wichtigern  Industrien 
Englands  zu  erwägen  und  dann 

6.  aus  den  so  gewonnenen  Bildern  von  den  statistisch  nach- 
weisbaren Gefahren,  in  denen  England  nach  Versicherung 
Chamberlains  schwebt,  die  Gründe  für  oder  wider  eine  Tarif- 
reform- zu  extrahieren  haben. 

Bei  allen  diesen  Fragen  wird  sich  Verfasser  auf  vorwiegend 
offizielle,  bisher  in  der  Litteratur  ungenügend  berücksichtigte  Ma- 
terialien stützen,  unter  denen  eine  besonders  hervorragende  Stelle 
einnehmen  wird  ein  im  Jahre  1897  erschienenes,  aus  einer  an  die 
einzelnen  Kolonien  gerichteten  Umfrage  Mr.  Chamberlains  hervor- 
gegangenes Blaubuch,  betitelt:  Trade  of  the  British  Empire  and 
the  Foreign  Competition.^)  Zur  Ergänzung  der  etwas  weit  zurück- 
liegenden statistischen  Angaben  wird  Verfasser  ein  im  August  1903 
erschienenes,  nur  wenige  Seiten  umfassendes  Parlamentspapier, 
betitelt:  Trade  of  British  Colonies  with  Foreign  Countries,  heran- 
ziehen. Ausserdem  kommt  eine  Reihe  kleinerer  Parlamentspapiere 
für  einzelne  hier  zu  behandelnde  Fragen,  wie  sie  jeweilig  zur 
Information  des  Unterhauses  herausgegeben  wurden,   in   Betracht. 


§  1.     Die  wirtschaftlichen  Beziehungen  Englands 
zu  seinen  Kolonien. 

Nach  der  letzten  Tabelle  des  am  20.  Juli  1903  ausgegebenen 
Parlamentspapieres  Trade  (Colonies  and  Untid  Kingdom)  betrug 
im  Jahre  1900  der  Totalexport  des  Vereinigten  Königreichs  nach 
sämüichen  Kolonien  und  Besitzungen  116,823,000  ^,  der  Gesamt- 
import des  Vereinigten  Königreichs  aus  sämtlichen  Kolonien  und 
Besitzungen    107,932,000  ^.      Der    bedeutendste   Abnehmer    der 


')    Dies  Blaubuch    und  dessen  Informationen  haben  den  Anlass  zu  vor- 
liegender Arbeit  gegeben. 
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Produkte  des  Vereinigten  Königreichs  war  Indien  mit  45,8Millionen, 
desgleichen  der  bedeutendste  Lieferant  mit  28,6  Milhonen  J^y. 
Unter  den  eigenthchen  Kolonien  ist  es  der  australische  Common- 
wealth, der  als  bedeutendster  Lieferant  und  Abnehmer  dem  Ver- 
einigten Königreich  gegenübersteht.  Sein  Export  nach  dem  Ver- 
einigten Königreich  und  sein  Import  aus  dem  Vereinigten  König- 
reich gleichen  sich  im  Jahr  1900  aus.  Sie  betragen  je  25,2  resp. 
25,3  Millionen  ^.  Das  Dominion  of  Canada  exportiert  nach 
dem  Vereinigten  Königreich  im  Betrage  von  22,1  Milllionen  ^ 
bedeutend  mehr  als  es  aus  dem  Vereinigten  Königreich,  nämlich 
nur  9,3  Millionen  ^  importiert.  Die  Kapkolonie  und  Natal 
stehen  wiederum  dem  vereinigten  Königreich  als  bedeutend  grössere 
Abnehmer  wie  als  Lieferanten  gegenüber.  Sie  importieren  ge- 
meinsam für  17,4  Millionen  ^  aus  dem  Mutterlande  und  geben 
diesem  nur  7  Millionen  ^  als  Gegengabe.  Neuseeland  expor- 
tierte im  Verkehr  mit  England  für  10,2  und  importierte  6,5 
Millionen  ^.  Diese  Zahlen  sind  natürlich  von  Jahr  zu  Jahr 
schwankend.  Das  Resume  dieser  Angaben,  nämlich,  dass  Indien 
und  die  südaferikanisch en  Kolonien  bedeutend  höhere 
Werte  vom  Mutterlande  empfangen,  als  sie  diesem 
zurückgeben  und  dass  umgekehrt  das  Dominion  of 
Canada  dem  Mutterlande  mehr  an  Werten  gi  bt,  als 
es  von  diesem  empfängt,  ist  eine  wertvolle  Fest- 
stellung. 

Mit  der  Feststellung,  dass  im  Jahre  1900  die  Handelsbezie- 
hungen des  Mutterlandes  zu  den  Kolonien  so  und  so  waren,  ist 
unsere  Frage  keineswegs  beantwortet,  wenn  wir  nicht  wissen,  wie 
die  Entwicklung  dieser  Handelsbeziehungen  vor  sich  gegangen 
ist  und  welchen  Schwankungen  sie  unterworfen  war.  Ein  im 
Jahre  1903  erschienenes  Blaubuch  „British  and  Foreign  Trade  and 
Industry"  gibt  uns  in  höchst  übersichtlicher  Weise  Aufschluss 
darüber.  Die  auf  Seite  27  dieses  Blaubuches  folgende  Karten- 
serie „B"  enthält  ein  dieses  Thema  behandelndes  Diagramm. 
Der  zweckmässigen  Einteilung  der  Kolonien  in  1.  Zollschutzländer 
(Kanada  und  Viktoria),  2,  Indien,  3.  alle  andern  britischen  Kolo- 
nien und  Besitzungen  können  wir  uns  anschliessen.  Im  Jahre 
1850  hatte  der  Handel  mit  Kanada  und  Viktoria  einen  Stand  von 
3—4   Millionen    ^'^,     im    Jahre     1802    einen    solchen    von    15 
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Millionen;  übertroffen  wurde  dieser  Stand  um  etwa  1  Million  ^ 
von  den  Jahren  1872,  74,  82,  88.  In  den  letzten  Jahr- 
zehnten hatte  das  Jahr  1895  den  letzten  grössten  Tiefstand  von 
9  Millionen.  Im  grossen  ganzen  kann  man  aus  der  Lauflinie  den 
Schluss  ziehen,  dass  der  Handel  mit  Kanada  und  Viktoria  seit 
30  Jahren  mit  bedeutenden  Schwankungen  nach  unten  und  geringen 
Schwankungen  nach  oben  auf  demselben  Standpunkte  von  15  bis 
16  Millionen  ^  pro  Jahr  geglieben  ist.  Grössere  Schwankungen 
aber  auch  ein  bedeutend  grösseres  Wachstum  zeigt  der  Handel 
mit  Indien.  Im  Jahre  1850  hatte  er  einen  Stand  von  7V2  Millionen  ^ 
und  erreichte  1901:  35  Millionen;  1902:  30  Millionen  ^\  Den 
grössten  Aufschwung  nahm  dieser  Handel  von  1879 — 80,  in 
welchem  Jahre  er  von  21  Millionen  um  fast  10  Millionen  ^^  wuchs. 
Ebenso  wie  im  Handel  mit  Kanada  und  Viktoria  erreichte  das 
Jahr  1895  den  grössten  Tiefstand;  von  1890  auf  95  war  der  Handel 
von  33  auf  25  Millionen  gefallen.  Das  Jahr  1902  steht  also 
bloss  auf  dem  ungefähren  Standpunkte  des  Jahres  1890,  ohne  für 
die  Zwischenzeit  irgend  einen  Fortschritt  zu  verzeichnen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Gruppen  hat  der  Handel  mit  allen 
übrigen  Kolonien  und  Besitzungen  einen  ganz  ungeheuren  Auf- 
schwung genommen,  ein  Umstand,  der  lediglich  in  der  hier  vor- 
genommenen äussern  Einteilung  zu  suchen  ist.  1893  stand  dieser 
Handel  auf  33  Millionen  ^^  1902  auf  60  Millionen;  er  hat  sich 
also  in  den  letzten  10  Jahren  verdoppelt;  gegen  das  Jahr  1850, 
in  dem  er  auf  9  Millionen  ^  stand,  hat  sich  dieser  Handel  sogar 
versiebenfacht.  Schon  aus  diesem  Vergleich  heraus  wird  man 
überrascht,  dass  der  Handel  mit  den  Kolonien  extrem 
schutzzöllnerischer  Richtung  Konstant  und  Ab- 
nahme, dagegen  der  Handel  mit  nichtschutzzöllne- 
rischen  Kolonien  ein  ungeheures  Wachstum  zeigt. 
Doch  wäre  es  übereih,  an  dieser  Stelle  daraus  den  Schluss  ziehen 
zu  wollen,  dass  England  durch  die  Schutzpolitik  seiner  Kolonien 
direkt  geschädigt  worden  ist.  Eine  Schätzung  des  gesamten  eng- 
lischen Kolonialhandels  im  Jahre  1902  ergibt  110  Millionen  ^'^, 
davon  entfallen  auf  die  Schutzzollgebiete  und  Indien  50,  auf  die 
andern  60  Millionen.  Die  3  Gruppen  verhalten  sich  ihrer  Grösse 
nach  zu  einander  wie  1:2:4.  Der  Schluss  zu  dem  wir  gelangen, 
ist    der,      dass    Grossbritannien    in    gewissen    Teilen 
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seines  Weltreichs,  wie  z.  B.  Kanada,  seit  30  Jahren 
keine  Fortschritte  gemacht  hat,  in  andern  dagegen 
vermöge  veränderter  Kultur-  und  Aufnahmefähigkeits- 
verhältnissen, wie  z.B.  in  Indien,  ein  rapides  Wachs- 
tum zu  verzeichnen  hat. 


§  2.     Die  wirtschaftlichen    Beziehungen    Englands   zu  seinen 

Konkurrenten. 

Am  19.  April  1900  wurde  dem  Parlament  ein  Papier 
vorgelegt,  betitelt  „Trade  of  the  Unted  Kingdom  with  Ger- 
many".  Dieses  Papier  enthält  eine  für  unsere  Zwecke  äusserst 
wertvolle  zweiseitige  Statistik.  Sie  zeigt  erstens  wie  der  deutsch- 
englische Handel  von  englischer  Seite,  zweitens  wie  er  von  deutscher 
Seite  erfasst  wird.  Die  Statistik  der  erstem  stützt  sich  auf  das 
Annual  Statement  of  the  Trade  of  the  United  Kingdom  with  Foreign 
Countries  and  British  Possessions,  die  deutschen  Angaben  stützen 
sich  auf  die  Ausgabe  des  Reichsstatistischen  Amtes,  betitelt:  „Aus- 
wärtiger Handel  des  deutschen  Zollgebietes".  Die  beiden  Dar- 
stellungen beruhen  auf  verschiedenen  handelsstatistischen  Methoden 
und  kommen  daher  zu  von  einander  abweichenden  Zahlen-Resul- 
taten. Die  Verschiedenheit  der  handelsstatistischen  Methoden  ist 
folgende.  Die  englische  Statistik  macht  bei  der  Feststellung  des 
englischen  Exports  nach  Deutschland  den  Unterschied,  welcher 
Teil  dieses  Exports  völlig  britisch-irischer  Herkunft  ist  und  welcher 
Teil  die  britischen  Kolonien  und  das  Ausland  zum  Ursprung  hat. 
Die  deutsche  Statistik  macht  sowohl  beim  Import  wie  beim  Export 
den  Unterschied  zwischen  „Generalhandel"  und  „Spezialhandel". 
Die  Spezialhandelszahlen  sind  diejenigen,  die  viel  mehr  für  den 
inländischen  Konsumenten  und  Produzenten  von  Interesse  sind, 
indem  sie  die  Waren,  wie  sie  in  den  Konsum  treten  oder  für  den 
jährlichen  Export  bestimmt  sind,  erfassen ;  dagegen  sind  die  im 
Generalhandel  angegebenen  Zahlen  von  grösserem  Interesse  für  den 
ausländischen  Konsumenten  und  Produzenten,  indem  sie  tatsäch- 
lich die  nach  der  deutschen  Grenze  gesandten  und  von  ihr  em- 
pfangenen Waren  erfassen.  Somit  kann  man  nur  von  den  Zahlen  des 
deutschen  Generalhandels  erwarten,   dass  sie  mit  den  in  der  eng- 
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lischen  Statistik  gegebenen  Zahlen  übereinstimmen  sollen  ^).  Anderer- 
seits sind  die  Differenzen  auf  folgende  Tatsachen  zurückzuführen : 
1.  In  England  werden  meistens  alle  Waren,  die  nach  deutschen 
Seehäfen  abgehen,  als  „nach  Deutschland"  registriert.  2.  Auf 
deutscher  Seite  aber  stehen  die  wichtigsten  Seehäfen,  die  Freihäfen 
Hamburg  und  Bremerhafen  ausserhalb  des  Zollvereins.  Diese  Frei- 
häfen werden  als  fremde  Länder  in  der  deutschen  Handelsstatistik 
behandelt.  Dieser  Umstand  wird  dadurch  abgeschwächt,  dass  diese 
Häfen  meist  dem  Durchgangsverkehr  dienen,  dem  in  der  deutschen 
Statistik  genügend  Rechnung  getragen  wird  und  dieser  so  auf 
die  Vergleichung  der  deutschen  und  der  englischen  Handelsstatistik 
nur  wenig  Einfluss  ausübt.  3.  Ein  wichtiger  Grund  ist  der,  dass 
zum  Beispiel  Exporte  nach  der  Schweiz,  die  keine  Seeküste  hat, 
dem  Lande  zugeschrieben  werden,  in  dem  der  Bestimmungshafen 
gelegen  ist.  Aus  demselben  Grunde  ist  auch  ein  gewisser  Teil 
des  nach  Russland  und  Oesterreich  bestimmten  englischen  Exportes 
Deutschland  zugute  gekommen.  4.  Der  Import  aus  Deutschland, 
wie  er  in  der  englischen  Statistik  dargestellt  wird,  ist  bedeutend 
kleiner  als  nach  den  entsprechenden  in  der  deutschen  Statistik 
gegebenen  Zahlen,  besonders  deswegen,  weil  ein  grosser  Teil  des 
von  Deutschland  nach  England  bestimmten  Exportes  via  Antwerpen 
l  und  Rotterdam  geht  und  von  der  deutschen  Statistik  als  nach 
'  Belgien  und  Holland  bestimmt  registriert  ist.  Nach  der  englischen 
Statistik  ist  der  deutsche  Import  nach  England  in  dem  Jahrzehnt 
1893  '1902  von  26,3  Mill.  Jf  auf  33,6  Mill.  ^^  gestingen,  und  zwar 
so,  dass  dies  Wachstum  insbesondere  den  letzten  5  Jahren  zugute 
kommt.  Merkwürdigerweise  gleichen  die  für  den  gesamten  eng- 
lischen Export  nach  Deutschland  in  der  englischen  Statistik  ge- 
gebenen Zahlen  für  1902  fast  den  Import  aus  Deutschland  aus. 
Interessanter  ist  die  Konstatierung,  dass  dieser  Export  nach  der 
englischen  Statistik  in  den  Jahren  1893—1900  von  27,9  auf  38,5 
Millionen  ^  gestiegen,  dann  aber  in  den  beiden  folgenden  Jahren 
gefallen  und  zwar  bis  auf  rund  33  Millionen  ^^.  Zieht  man  nur 
den  Export  britisch-irischer  Produkte  in  Betracht,  so  findet  man 
genau  dasselbe  Verhältnis  von  1893—1900,  eine  Steigerung  von 
17,7  auf  zirka  28  Millionen  ^'',  dann  von  1900  ein  gesteigertes 
Sinken  auf  22,8  Millionen  ^.   Auch  wenn  man  die  in  der  deutschen 

')  Seite  4  des  zitierten  Memorandums. 


-     62      - 

Statistik  die  für  den  Export  Grossbritanniens  nach  Deutschland 
gegebenen  Zahlen  betrachtet,  so  ist  (im  Generalhandel)  der  Export 
in  den  Jahren  von  1893—1900  von  29,6  auf  38,8  Millionen  ^ 
gestiegen,  von  da  an  auf  29,6  Millionen  ^  gefallen.  Nach  der 
deutschen  Darstellung  stellt  sich  der  Import  Deutschlands  nach 
dem  Vereinigten  Königreich  bedeutend  grösser  als  na'ch  den  eng- 
lischen Angaben  dar.  Hier  ist  er  in  den  Jahren  1903—1904  von 
36,3  auf  50,5  Millionen  ^  gestiegen.  Die  Entwicklungstendenz 
ist  aber  dieselbe  wie  nach  der  englischen  Darstellung,  denn  auch 
hier  kommt  das  hauptsächlichste  Wachstum  den  letzten  5  Jahren 
zugute.  Daraus  geht  klar  folgendes  hervor:  Während  der  Ex- 
port Englands  nach  Deutschland  in  den  letzten 
Jahren  bedeutende  Abnahme  zeigt,  zeigt  der  Import 
Englands  aus  Deutschland  eine  bedeutende  Zunahme. 
Fragen  wir  weiter,  welche  Entwicklung  hat  der  englische 
Aussenhandel  gegenüber  dem  deutschen  genommen ,  so  wird, 
wenn  wir  diese  Frage  werden  beantworten  können,  das  Resultat 
noch  viel  präziser  werden.  Erleichtert  wird  uns  die  Beantwortung 
dadurch,  dass  wir  uns  wieder  an  das  oben  zitierte  Blaubuch ^y  des 
Jahres  1903  anpassen  können  und  zwar  bildet  die  zugrunde  liegende 
Tabelle  die  Einführung  in  dasselbe.  Wir  nehmen  das  Jahr  1880  zum 
Ausgangspunkt,  da  die  Zahlen  für  Deutschland  erst  von  diesem  Jahre 
datieren.  Im  Jahre  1879  hatten  Deutschland,  Viktoria  und  Kanada  den 
Schutzzoll  inauguriert.  Dass  eine  solche  Massnahme  nicht  unmit- 
telbar sofort  zu  einem  empfindlichen  Schlage  für  England  ge- 
worden war,  ist,  obwohl  eigentümlich,  doch  natürlich.  Gerade  von 
1879  auf  1880  hat  der  englische  Aussenhandel  einen  Aufschwung 
genommen  wie  in  keinem  Jahre  zuvor;  der  Import  war  von  363 
auf  411  Millionen  ^  (also  um  48  Millionen),  der  Export  von 
192  auf  223  Millionen  ^  (also  um  31  Millionen)  gestiegen.  Da 
der  Export  von  schutzzollpolitischen  Massnahmen  anderer  Länder 
naturgemäss  mehr  beeinflusst  wird,  als  der  Import,  so  ist  auch  in 
den  folgenden  Jahren,  obwohl  der  Import  des  Jahres  1881  auf 
397  Millionen  ^  zurückging,  kein  Einfluss  zu  bemerken.  Nun 
kommen  andere  Ereignisse:  Russland  erhöht  seine  Zölle  1881/2; 
Frankreich  inauguriert  einen  neuen  Konventionaltarif,   der  Zoller- 

^)  Das  „Fiscal  Blew-Book."    I.  Teil  (der  im  Dezember  1904  erschienene 
II.  Teil  konnte  bei  dieser  Arbeit  nicht  mehr  benutzt  werden). 
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höhungen  auf  Eisen  und  Maschinen  bringt;  Oesterreich-Ungarn 
erhöht  seine  Zölle.  Diese  Tatsachen  kommen  schliesslich  darin 
zur  Geltung,  dass  1883  eine  allgemeine  Abnahme  des  englischen 
Aussenhandels  stattfindet.  Der  Import  hatte  in  diesem  Jahre  eine  Höhe 
von  427  Millionen  J^  erreicht  und  sinkt  im  folgenden  Jahre  auf 
390  (also  um  37  Millionen),  der  Export  sinkt  von  240  auf  233 
Millionen  ^\  Erhöhung  der  russischen,  deutschen  und  schwei- 
zerischen Tarife  1884/5  beschleunigen  das  Sinken,  sodass  1886 
der  Import  einen  Tiefstand  von  350  Millionen  ^,  der  Export  von 
213  Millionen  erreicht.  Trotz  der  grossen  Handelskrisis  des  Jahres 
1886,  die  wohl  kaum  zum  geringsten  Teile  durch  den  in  diesem 
Jahr  abgeschlossenen  englisch-spanischen  Handelsvertrag  aufge- 
wogen wird  und  trotz  der  abermaligen  Erhöhungen  der  russischen 
und  österreichischen  Zolltarife  im  Jahre  1887,  der  italienischen 
1888,  beginnt  der  Export  wie  der  Import  wieder  in  beschleunigtem 
Maasse  zu  wachsen.  1890  stand  der  Import  auf  421,  der  Export 
auf  263  Millionen  ^.  Das  Jahr  1890  bringt  den  England  ausser- 
ordentlich belastenden  McKinley-Tarif  in  den  Vereinigten  Staaten; 
ebenso  erhöhte  Russland  in  diesem  Jahre  seine  Zölle  um  etwa 
2070.  Hinzu  trat  noch  das  russische  Getreideexportverbot  im 
Jahre  1891.  Dies  kommt  zum  -Ausdruck  im  Sinken  der  Export- 
wie  der  Importziffern  der  Jahre  1892,  93  und  94.  Indessen  ^be- 
reiten sich  draussen  auf  dem  Weltmarkt  grosse  Dinge  vor,  die 
mitteleuropäischen  Handelsverträge  des  Jahres  1892  werden  ab- 
geschlossen und  bringen  für  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn, 
Italien,  Belgien  und  die  Schweiz  grosse  Erleichterungen  und  im 
gleichen  Jahre  erhöht  Frankreich  seine  Tarife  bedeutend.  Dann 
kommen  die  Ereignisse  des  Jahres  1893.  Der  russisch-französische 
Handelsvertrag,  der  Ausbruch  des  russisch-deutschen  und  fran- 
zösisch-schweizerischen Zollkrieges.  Dies  und  der  Wilson-Tarif  des 
Jahres  1894  in  den  Vereinigten  Staaten  ermöglichen,  wie  es  scheint, 
ein  neues  Wachstum.  Aus  der  Tabelle  lässt  sich  leicht  kon- 
statieren, dass  seit  1899  weder  im  Import  (hier  gar  nicht)  noch 
im  Export  (hier  nur  eine  verhältnismässig  kleine  Abnahme  von 
1896—98)  eine  nennenswerte  Abnahme  stattgefunden  hat.  Jeden- 
falls scheint  der  spanisch-amerikanische  und  der  südafrikanische 
Krieg  sehr  wenig  die  Entwicklung  Englands  in  seinem  Aussen- 
handel  gehemmt  zu  haben.  Anderseits  könnte  der  kanadische  Be- 
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vorzugungstarif  im  Jahre  1898  die  Entwicklung  nur  beschleunigt 
haben.  1902  beHef  der  Import  auf  528,  der  Export  auf  278  Mil- 
lionen ^  (abgesehen  von  Kohlen  und   Schiffen). 

Wie  lagen  nun  in  demselben  Zeiträume  die  Verhältnisse  in 
Deutschland?  Der  Import  für  die  heimische  Konsumtion  beläuft 
sich  auf  141  Millionen  ^  im  Jahre  1880,  der  Export  auf  144 
Millionen.  (Ich  mache  auf  die  grossen  Differenzen  zwischen  Ex- 
port und  Import  aufmerksam).  Ob  es  durch  die  Schutzzölle  her- 
vorgerufen worden  ist  oder  nicht,  dass  eine  langsamere  Zunahme 
des  Exports,  eine  schnellere  des  Imports  stattfindet,  kann  hier  nicht 
festgesteUt  werden.  Bis  1884  steigt  der  Import  auf  160  Mill  ^, 
sodass  in  diesem  Jahre  die  Exportziffer  von  der  Importziffer 
überholt  wird.  Sowohl  der  Wirkung  der  neuen  Tarife,  wie  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Depression  um  die  Mitte  der  80er 
Jahre  ist  es  zuzuschreiben,  wenn  1885  und  86  eine  Abnahme  beim 
Import  auf  144  Millionen  £"  stattfindet,  der  Export  fällt  1885 
gegen  84  bedeutend  ab,  steigt  aber  im  Jahre  1886  wieder  auf 
149  Millionen  ^.  Wohl  dadurch,  dass  nun  alle  kontinentalen 
Staaten  auch  ihrerseits  zum  Schutzzollsystem  übergehen,  kann  sich 
der  Export  nicht  recht  entwickeln.  Er  steigt  und  fällt  zwischen 
186  und  166  MiUionen,  dagegen  nimmt  der  Import  (wohl  wegen 
der  günstigem  russischen  Ernten  in  den  Jahren  1887  und  88) 
fortgesetzt  zu  bis  zum  Einsetzen  der  Gedreidenot  und  des  Gedreide- 
ausfuhrverbotes  in  Russland.  Die  neuen  deutschen  Handelsverträge 
mit  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Italien  und  der  Schweiz  sind 
nicht  imstande,  dem  russischen  Gedreideausfuhrverbot  und  den 
Wirkungen  des  Zollkrieges  mit  Russland  die  Wage  zu  halten.  Der 
Import  sinkt  von  207  Mill.  ^  in  1891  auf  191  in  1894,  der  Export  im 
gleichen  Jahre  auf  146  Millionen  ^.  Der  riesige  Aufschwung 
der  deutschen  Industrie  seit  der  Mitte  der  90er  Jahre,  unterstützt 
durch  die  günstigen  Handelsverträge  mit  den  umliegenden  Staaten 
veranlassen  ein  ganz  rapides  Wachsen  des  deutschen  Exports  wie 
des  Imports.  Dieser  steigt  von  196  Millionen  J^  im  Jahre  1894 
auf  288  im  Jahre  1900;  der  Export  steigt  von  148  Millionen  im 
Jahre  1894  auf  230  Millionen  Jg  im  Jahre  1900.  Durch  die  wirt- 
schaftlichen Depression  dieses  und  des  folgenden  Jahres  sinkt  der 
Import  auf  271  Millionen,  der  Export  auf  221  Millinoen  jB". 
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Welche  Schlüsse  lassen  sich  aus  dem  Vergleich  dieser  Ent- 
wicklungsvorgänge ziehen  ? 

In  England  ist  von  1890  auf  1900  der  Import  um  rund  100 
Millionen  ^*^  gestiegen,  der  Export  dagegen  in  demselben  Zeit- 
raum nur  um  20  Millionen  ^,  Kann  man  schon  daraus  den 
Schluss  ziehen,  dass  der  Bedarf  des  Marktes  nach  ausländischen 
Produkten,  vorwiegend  nach  Lebensmitteln  und  Rohstoffen,  ge- 
stiegen, die  Fähigkeit  dagegen  die  heimische  Industrie  auf  derjenigen 
Höhe  zu  halten,  dass  sie  nach,  wie  vor,  im  gleichen  Verhältnis 
den  ausländischen  Markt  mit  gewerblichen  Produkten  versehen 
kann  abgenommen  hat,  so  wird  dieser  Umstand  um  so  auffallen- 
der bei  einem  Vergleiche  mit  Deutschland.  Hier  hat  sowohl  der 
Export  wie  der  Import  von  1890/1900  in  gleichem  Masse  zuge- 
nommen, der  erstere  um  64,  der  letztere  um  80  Millionen  ^\ 
wenigstens  ist  hier  der  Abstand  nicht  so  bedeutend.  Es  wird 
kein  zu  kühner  Schluss  sein,  wenn  ich  aus  diesem  Verhältnis 
entnehme,  dass  der  englische  Export  von  dem 
deutschen  Export  beeinflusst  wurde  und  sie  zu- 
einander in  ein  Konkurrenzv  erhältnis  getreten  sind. 

Dieser  Schluss  wird  noch  dadurch  unterstützt 
dass  das  Wachstum  des  englischen  Exports  von 
1880  —  90  ein  bedeutend  inten  siveres  wa  r,  als  das 
der  Jahr  e  1  890— 1900  ;  in  der  erst  en  Peri  od  e  nahm 
er  um  40  Millionen  zu,  d.  h.  um  das  Doppelte  wie  im 
folgenden  Jahrzehnt.  Der  deutsche  Export  dagegen 
hatte  in  der  letzten  Periode  ein  fünf  Mal  so  grosses  Wach- 
tum  als  in  der  erstem. 

Verfasser  bittet  diese  Verhältnisse  als  typisch  für  die  Be- 
einflussungen aufzufassen,  denen  der  englische  Aussenhandel 
durch  die  rapide  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Grossmächte, 
Deutschlands  und  die  Vereinigten  Staaten,  im  letzten  Jahrzehnt 
des  19.  Jahrhunderts  ausgesetzt  gewesen  ist.  Da  die  Vereinigten 
Staaten  in  ihren  Handelsbeziehungen  zu  England  meist  als  Nah- 
rungsmittellieferanten auftreten  und  ihr  Import  aus  dem  Vereinigten 
Königreich  gerade  im  letzten  Jahrzehnt  ein  verschwindender  ge 
wesen  ist,  glaubt  Verfasser  an  der  Entwicklung  des  deut- 
schen Handels  gegenüber  der  des  englischen    schon    gezeigt    zu 
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haben,  dass  die  Suprematie  Englands  im  Welthandel  gebrochen 
ist.  Dies  an  dem  weniger  typischen  Beispiel  der  Vereinigten 
Staaten  noch  einmal  zu  wiederholen,  wäre  zwecklos. 

Im  dritten  Paragraphen  dieses  Kapitels  will  Verfasser 
an  der  typischen  Entwicklung  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  wie 
der  Baumwollindustrie  untersuchen,  ob  die  Entwicklung  dieser 
wichtigsten  Industrien  Englands  eine  Erhöhung  oder  eine  Ver- 
minderung der  Konkurrenzfähigkeit  Englands  auf  dem  Weltmarkte 
bedeutet. 


§  3.  Die  Entwicklung  der  englischen  Stahl-  und  Eisen- 
und  der  Baumwollindustrie. 

a)  Die  britische  Eisen-  und  Stahlindustrie  und  die  ausländische 

Konkurrenz 

auf  Grund  des  am  8.  Juli  1904  veröffendtlichten  Parlaments- 
berichtes betitelt  „Iron  and  Steel,  1903". 

Der  Parlamentsbericht,  auf  den  sich  die  vorliegende  Unter- 
suchung stützt,  verfällt  in  5  Teile:  1.  In  ein  Memorandum  über 
die  gesammte  Frage,  2.  in  Tabellen,  die  sich  auf  die  Eisenerz- 
produktion und  -Konsumtion  in  den  Ländern  Europas  und  den 
Vereinigten  Staaten  beziehen,  3.  in  Tabellen,  die  sich  auf  die  Pro- 
duktion und  Konsumtion  von  Roheisen  beziehen,  4.  in  Tabellen, 
die  sich  auf  die  Stahlproduktion  beziehen,  5.  in  Tabellen,  die 
sich  auf  den  Export  und  Import  von  Eisen-  und  Stahlwaren  im 
Vereinigten  Königreich,  in  den  Vereinigten  Staaten,  Deutschland 
und  Frankreich  beziehen.  Aus  der  Reichhaltigkeit  der  Betrach- 
tungsobjekte wird  sich  mit  Leichtigkeit  ein  Bild  der  britischen 
Eisen-  und  Stahlindustrie  und  der  ihr  vom  Auslande  drohenden 
Konkurrenzgefahr  erhalten  lassen. 

Der  primärste  Rohstoff  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  ist  das 
Eisenerz.  In  der  gesamten  Welt  wurden  im  Jahre  1902  95  Mil- 
lionen tons  Eisenerz  produziert.  Die  Hauptproduktionsländer 
sind  die  Vereinigten  Staaten,  Deutschland,  das  Vereinigte  König- 
reich und  Spanien,  und  zwar  entfallen  auf  diese  vier  Länder  807o 
der  Gesamtproduktion.  Das  Eisenerz  ist  von  sehr  verschiedener 
Beschaffenheit   und   kommt  in   den  verschiedensten  geologischen 
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Formationen  vor.  Beim  Schmelzen  wirft  das  Eisenerz  20 — 60  7» 
seines  Gewichtes  Roheisen  ab.  In  dem  Hauptproduktionsland  des 
Eisenerzes,  den  Vereinigten  Staaten,  ist  die  Produktion  auf  die  Staaten 
Michigan  und  Minnesota  beschränkt.  Im  deutschen  Zollgebiete 
findet  die  Eisenerzproduktion  in  Luxemburg,  Lothringen,  Westfalen, 
Rheinland  und  Oberschlesien  statt,  in  Spanien  sind  es  die  drei  Nord- 
provinzen Biscaya,  Santander*  und  Oviedo,  welche  die  Stätte  der 
spanischen  Eisenerzproduktion  bilden.  In  England  gibt  es  drei  Produk- 
lionsgebiete  L  Nordyorkshire,  das  verschiedene  Eisensteinaten  her- 
vorbringt, 2.  Lincolnshire,  Northamtonshire,  Leicestershire,  die  ein 
sehr  geringhaltiges  Eisenerz  hervorbringen,  3.  Cumberland  und 
Lancashire  mit  ihrem  roten  Eisenerz,  dass  das  reichhaltigste  des 
ganzen  Landes  bildet.  Wirft  man  die  Frage  auf,  wie  verwenden 
<iie  verschiedenen  Eisenerzproduktionsländer  ihre  Produktion,  so 
ist  es  interessant  festzustellen,  dass  die  Vereinigten  Staaten,  trotz- 
dem sie  das  bedeutendste  Eisenerzerzeugungsland  sind,  noch  etwa 
1  Million  tons  mehr  importieren  als  sie  exportieren,  was  unbe- 
dingt auf  den  Höchststand  der  Roheisenproduktion  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gegenüber  der  ganzen  Welt  hindeuten  muss.  Da- 
gegen exportiert  Spanien  fast  seine  gesamte  Eisenerzproduktion, 
-ebenso  Schweden ;  in  Oesterreich  und  Russland  überwiegt 
der  Export  um  ein  Weniges  den  Import,  Deutschland  importiert 
mehr  als  es  exportiert,  was  angesichts  der  Tatsache,  dass  es  in 
■der  Eisenerzproduktion  die  2te  Stelle  einnimmt,  ebenfalls  auf  eine 
hochentwickelte  Eisenindustrie  hindeutet,  und  Belgien  importiert 
fast  Alles  was  es  an  Eisenerz  braucht.  Zieht  man  den  Gesamt- 
Yerbrauch  von  Eisenerz  während  der  Jahre  1900/02  in  Betracht, 
so  sind  die  Vereinigten  Staaten  ansteigend  an  erster  Stelle  ge- 
blieben, der  Gesamtverbrauch  des  Vereinigten  Königreichs  und 
Deutschlands  an  Eisenerz  ist  der  Quantität  noch  fast  gleich.  Im 
Jahre  1900  nahm  England  die  zweite,  Deutschland  die  dritte 
Stelle  ein,  im  Jahre  1901  vertauschten  sie  ihre  Stellungen  zu 
Gunsten  Deutschlands,  im  Jahre  1902  wieder  zu  Gunsten  Eng- 
lands. Im  Jahre  1902  betrug  der  Gesamtverbrauch  Englands 
-an  Eisenerz  19,8  Millionen  tons,  der  Deutschlands  rund  19  Mil- 
lionen tons,  der  der  Vereinigten  Staaten  36,6  Millionen  tons.  In 
Bezug  auf  die  Eisenerzgewinnung  ist  also  England  definitiv  an 
die  dritte  Stelle  gerückt,  dagegen  noch   nicht  in  Bezug    auf    den 
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Eisenerzverbrauch.  Aus  der  Entwicklung  während  der  Sjährigem 
Periode  1900/02  lässt  sich  auch  nicht  entnehmen  ob  die  Stel- 
lung Englands  durch  die  deutsche  Konkurrenz  in  Frage  gestellt 
ist.  Von  den  6Y4  Millionen  tons  Eisenerz,  die  während  der  Jahre 
1902  und  1903  nach  Grossbritannien  importiert  wurden,  kamen 
im  ersteren  Jahre  5V4,  im  letzteren  5  Millionen  tons  aus  Spanien, 
während  Griechenland  zu  diesem  .Import  300,000  und  Algier 
200,000  tons  beitrug.  Stellt  man  die  Frage:  Ist  die  gegen- 
wärtige Eisenerzproduktion  Englands  gegenüber  der  früherer 
Jahre  zurückgegangen,  so  kann  man  nach  den  Angaben  der  Ta- 
belle I,  die  sich  auf  die  Periode  1890/1903  erstreckt,  antworten:; 
Der  absolute  Rückgang  als  solcher  ist  nur  sehr  gering.  Denn  im 
Jahre  1890  betrug  die  Eisenerzproduktion  des  Vereinigten  König- 
reichs etwa  13,78  Millionen  tons  und  im  Jahre  1903  13,71  Mil- 
lionen tons.  Sie  ist  also  quantitativ  annähernd  die  gleiche  ge- 
blieben. Bemisst  man  aber  die  Eisenerzproduktion  nach  dem^ 
Kopf  der  Bevölkerung,  so  verhält  sich  der  Rückgang  des  letzten 
Jahres  zum  ersten  der  in  Betracht  gezogenen  Zeitspanne  wie 
32 :  37.  Danach  wird  man  das  Urteil  über  den  gegenwärtigen 
Stand  der  englischen  Eisenerzproduktion  lauten :  Absolut  qua n- 
titativ  gemessen  ist  der  Rückgang  zwar  gering, 
relativ  d.  h.  im  Verhältnis  zum  Bevölkerungswac  hs- 
tum  schon  bedeutend.  Ich  will  bemerken,  dass  nach  Tabelle  I 
in  der  gleichen  Periode  die  Eisenerzproduktion  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  von  16  Millionen  tons  auf  31,6  Millionen 
und  die  Deutschlands  nach  Tabelle  I  von  11,4  auf  21,2  Millionen 
tons  gestiegen  ist.  Während  also  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  Deutschland  in  der  Zeit  von  1890/03 
die  Eisenerzproduktion  sich  beinahe  verdoppelt  hat, 
ist  diese  in  England  zurückgeblieben.  Der  Rückgang 
fällt  also  in  erhöhtem  Masse  ins  Gewicht. 

An  Roheisen  wurde  in  der  gesamten  Welt  iui  Jahre  1902 
circa  44  Millionen  tons  gewonnen.  Die  Hauptproduzenten  sind 
die  Vereinigten  Staaten,  das  Vereinigte  Königreich  und  Deutsch- 
land und  zwar  in  der  genannten  Rangordnung.  Die  Vereinigten 
Staaten  produzieren  soviel  wie  England  und  Deutschland  zusammen 
und  die  Produktion  an  Roheisen  in  diesen  drei  Ländern  bilden 
etwa    drei   Viertel    der  gesamten   Weltproduktion.     Nach    der   im. 
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einleitenden  Memorandum  aufgestellten  Produktionstabelle  ist  die 
englische  Eisenproduktion  von  1900 — 1902  von  8,9  Millionen 
Ions  auf  8,6  Millionen  tons  gefallen.  Der  Stand  des  Jahres 
1902  bedeutet  eine  Verbesserung  gegenüber  dem  Jahre  1901.  Das 
Merkwürdigste  ist,  dass  Deutschlands  Produktion  während  der  drei 
Jahre  immer  fast  die  gleiche  geblieben  ist,  wie  die  englische.  Die 
Produktionsdifferenz  im  Jahre  1902  beträgt  nur  162,000  tons 
zu  Ungunsten  Deutschlands.  Im  Jahre  1900  betrug  diese  Differenz 
-453,100  tons.  England  nimmt  also  zwar  die  zweite  Stelle  ein, 
hat  aber  in  Bezug  auf  die  Produktionsmenge  absolut  keine  Vor- 
teile gegenüber  seinem  Konkurrenten,  Deutschland.  Der  Betrag 
des  Roheisenexportes  ist  im  Verhältnis  zur  produzierten  Menge 
.gering.  Daher  fällt  es  nur  wenig  ins  Gewicht,  dass  der  Roheisen- 
export des  Vereinigten  Königreichs  grösser  war,  als  der  aller  andern 
Länder.  Nichtsdestoweniger  betrug  der  durchschnittliche  Roheisen- 
export aus  dem  Vereinigten  Königreich  während  der  Jahre  1900 
bis  1902  etwa  13  Prozent  der  Durchschnittsproduktion  dieser  Jahre. 
Das  Produkt  Roheisen,  als  solches,  ist  ein  Halbfabrikat,  das  für 
•den  Welthandel  nur  wenig  ins  Gewicht  fällt.  Es  sind  daher  die 
Export-  und  Importziffern  nur  von  geringer  Bedeutung.  Während 
England  in  der  Roheisenerzeugung  sich  gegenüber  Deutschland 
den  zweiten  Rang  bewahrt  hat,  ist  England  in  Bezug  auf  den 
Roheisenverbrauch  von  Deutschland  auf  die  dritte  Stelle  verdrängt 
worden,  obwohl  die  Differenz  zu  Gunsten  Deutschlands  im  Jahre 
1900  eine  grössere  war,  als  im  Jahre  1902.  Im  grossen  Ganzen 
bleibt  die  Produktion  nur  wenig  hinter  dem  Verbrauche  aus  den 
.•soeben  angeführten  Gründen  zurück. 

In  der  Roheisenproduktion  ist  nach  Tabelle  IIa  England  im 
Jahre  1903  gegenüber  der  Produktion  des  Jahres  1890  nicht  zurück- 
geblieben. Der  Fortschritt  ist  aber  so  gering,  dass  er  nicht  zum 
Ausdruck  kommt,  wenn  man  die  Produktion  im  Verhältnis  zum 
Bevölkerungswachstum  betrachtet. 

Gegenwärtig  wird  der  grösste  Teil  des  Roheisenverbrauchs 
:zur  Herstellung  von  Stahl  verwandt.  Die  gesamte  Stahlproduktion 
der  Welt  beläuft  sich  auf  etwa  33  Millionen  tons.  Tabelle  III  a 
gibt  einen  Ueberblick  über  die  gesamte  Stahlproduktion  in  der 
Welt.  In  der  Stahlproduktion  stehen  gegenwärtig  die  Vereinigten 
Staaten  an  erster,  Deutschland  an  zweiter   und  England  an  dritter 


—     70     — 

Stelle.  Am  intensivsten  ist  die  Entwicklung  der  Stahlproduktion 
in  Amerika  vor  sich  gegangen :  Von  4,2  Millionen  tons  im 
Jahre  1890  ist  sie  im  Jahre  1902  auf  annähernd  15  MiUionen 
tons  gewachsen,  hi  der  Zeit  von  1890  bis  1903  ist  die  eng- 
lische Stahlproduktion  von  3,5  auf  5  Millionen  tons  gestiegen^ 
die  deutsche  von  2,2  auf  8,8  Millionen  tons  gestiegen.  Seit 
1894  hat  Deutschland  England  von  der  zweiten  Stelle  verdrängt. 
Obwohl  also  die  englische  Stahlproduktion  absolut 
gestiegen  ist,  ist  dieses  Wachstum  keineswegs  zu 
vergleichen  mit  dem  der  deutschen,  geschweige 
denn  mit  der  amerikanischen  Produktion.  In  den 
Vereinigten  Staaten  werden  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung etwa  19  tons  produziert,  in  Deutsch- 
land 15,  im  Vereinigten  Königreich  12.  Die  Rückstän- 
digkeit der  englischen  Stahlproduktion  ergibt  sich  also  völlig  aus 
dem  riesigen  Wachstum  der  Produktion  seiner  beiden  Konkurrenten. 
Es  sind  keine  Zahlen  erhältlich,  die  genau  darüber  Aufschluss 
geben,  welche  Quantitäten  Roheisen  in  den  verschiedenen  Ländern 
zu  Stahl  verarbeitet  werden.  Aber  ein  Vergleich  der  produzierten 
Stahlquantitäten  mit  dem  Roheisenverbrauch  zeigt,  dass  sowohl 
in  den  Vereinigten  Staaten,  wie  in  Deutschland  ein  grösserer  Teil 
des  verbrauchten  Roheisens  zu  Stahl  verarbeitet  wird,  als  im  Ver- 
einigten Königreich.  Von  jeden  100  tons  des  verbrauchten 
Roheisens  produzierte  das  Vereinigte  Königreich  etwa  64  tons 
Stahl,  Deutschland  79  tons,  die  Vereinigten  Staaten  81  tons. 
In  allen  Ländern  aber  ist  die  Stahlproduktion  bedeutend  schneller 
gewachsen  als  der  Roheisenverbrauch.  Die  beim  Siemens-Martin- 
Prozess  hervorgebrachte  Stahlmenge  ist  im  Vereinigten  Königreich 
gegenwärtig  doppelt  so  gross,  als  die  im  Bessemerprozess  gewonnene 
Menge.  In  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  andererseits 
ist  das  Verhältnis  umgekehrt,  ungefähr  zwei  Drittel  der  Gesamt- 
produktion dieser  Länder  werden  im  Bessemer-Prozess  hervorge- 
bracht. Der  Bessemer-Prozess  verbraucht  eine  grössere  Quantität  Roh- 
eisen auf  eine  Tonne  Stahl,  als  der  Siemens-Martin-Prozess ;  daraus 
folgt,  dass  der  Roheisenverbrauch  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
Deutschland  grösser  sein  muss,  als  der  des  Vereinigten  Königreichs. 
Fast  der  ganze  in  Deutschland  produzierte  und  der  grössere  Teil 
des  amerikanischen  Stahls  ist  Thomas-Stahl,  da  die  eigenen  Eisen- 
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erze  für  die  saure  Schlackenbildung  nicht  geeignet  sind.  In  England 
ist  aber  gerade  nach  dem  im  letzteren  Prozess  gewonnenen  Stahl  eine 
grosse  Nachfrage  und  der  grösste  Teil  des  gewonnenen  Stahls,  möge 
es  im  Bessemer-  oder  Siemens-Martin-Prozess  erfolgen,  ist  unter  sau- 
rer Schlackenbildung  gewonnener  Stahl.  Dergrosse  Import  von  Eisen- 
erzen nach  England  rührt  in  grossem  Masse  von  dieser  Nachfrage  her, 
da  das  Eisenerz  des  Vereinigten  Königreichs,  mit  Ausnahme  des  von 
Cumberland  und  Lancashire,  zum  grossen  Teil  Phosphor  enthält  und 
so  für  den  Säureprozess  nicht  geeignet  ist.  Diese  letzteren  Bemerk- 
ungen weisen  darauf  hin,  dass  der  geringere  Roheisenverbrauch, 
wie  der  grössere  Eisenerzimport  in  betriebstechnischen  Gebräuchen 
ihre  Gründe  haben  und  nicht  als  absolute  Tatsachen  in  der  Beur- 
teilung der  Wettbewerbsverhältnisse  zu  behandeln  sind.  Von  dem 
primären  Rohstoff,  dem  Eisenerz,  bis  zum  fertigen  Stahlprodukt 
ist  ein  weiter  Weg.  Sowohl  das  Eisenerz,  wie  das  fertige  Stahl- 
produkt, sind  bedeutungsvolle  Gegenstände  des  Welthandels.  Aber 
erst  in  dem  Fertigprodukt,  der  Stahlware,  und  an  ihrer  Bewegung 
kann  die  Lage  der  Eisen-  und  Stahlindustrie  eines  Landes  bemessen 
werden.  Erst  aus  dem  Export-  und  Importverhältnis  dieser  Pro- 
dukte im  Vereinigten  Königreich  und  in  den  Ländern  seiner  Kon- 
kurrenten werden  wir  unsere  Urteile  ableiten  können. 

Die  wesentlichen  Artikel  der  Einfuhr  nach  dem  Vereinigten 
Königreich  sind  Roheisen,  speziell  von  Schweden  und  Spanien, 
Stab-  und  Brucheisen ;  unverarbeiteter  Stahl,  der  hauptsächlich  aus 
Deutschland  ausgeführt  wird,  und  verschiedene  fertige  Stahlprodukte 
aus  Belgien.  Was  den  Export  betrifft,  so  ist  er  in  den  Jahren 
1901  —  1903  fast  für  alle  Artikel  gewachsen,  aber  nicht  in  dem 
Masse,  wie  der  deutsche  Eisen-  und  Stahlwarenexport,  von  dem 
besonders  bemerkenswert  das  Wachstum  des  Roheisens  und  der 
Halbfabrikat  ein  Eisen  und  Stahl  ist,  das  importierte  Roheisen 
bezieht  Deutschland  im  Wesentlichen  aus  dem  Vereinigten  König- 
reich, Stabeisen  und  Pflugscharen  aus  Schweden,  Blech  dagegen 
durchweg  aus  dem  Vereinigten  Königreich.  Angesichts  dessen  ist 
es  interessant  festzustellen,  dass  die  Vereinigten  Staaten  einen  ver- 
schwindend kleinen  Export  in  Eisen  und  Stahlwaren  haben,  der 
noch  von  Jahr  zu  Jahr  zurückgeht  und  dass  der  Import  von  Roh- 
eisen und  Stahl  im  Zunehmen  begriffen  ist. 

Daraus  kann  man  folgende  Schlüsse  ziehen:  1.  Der  Eisen- 
und  Stahlwarenexport  ist  im  Verhältnis  zur  Produktion  verschwindend 
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klein.  2.  Die  Produktion  der  Hauptproduktionsländer  wird  auf  den 
heimischen  Märkten  konsumiert.  3.  Eine  bedeutungsvolle  Kon- 
kurrenz amerikanischer  und  deutscher  Eisen-  und  Stahlwaren  auf 
englischen  Märkten  ist  ausgeschlossen.  4.  Obwohl  England  gegen- 
wärtig den  dritten  Rang  unter  den  Eisen  und  Stahl  produzierenden 
Ländern  einnimmt,  bedeutet  das  nicht  eine  Bedrohung  der  eng- 
lischen Eisen-  und  Stahlindustrie.  5.  Als  der  Eisen-  und  Stahl- 
bedarf noch  relativ  gering  war,  hat  England  die  führende  Stellung 
behauptet.  Der  Eisen-  und  Stahlbedarf  ist  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Deutschland  rapid  gestiegen,  und  hat  seine  Befriedigung 
durch  eine  eminent  erhöhte  Produktion  in  den  Bedarfsländern  selbst 
gefunden.  Dadurch  wurde  England  aus  seiner  führenden  Stelle 
verdrängt,  indem  es  im  Bedarf  von  Eisen  und  Stahl  von  den 
Vereinigten  Staaten  und  teilweise  auch  von  Deutschland  übertroffen 
wurde.  6.  Die  handelspolitische  Technik  stellt  keine  Mittel  zur 
Verfügung,  um  einen  nicht  vorhandenen  Bedarf  künstlich  zu 
erzeugen. 

b)  Die  englische  Baumwollinduslrie  und  die  ausländische 

Konkurrenz. 

Eine  der  wichtigsten  Industrien,  für  die  ein  Schutzzoll  in 
erster  Linie  in  Betracht  kommen  würde,  ist  die  Baumwollindu- 
strie. England  hat  sich  von  allen  Weltmarktwaren  am  längsten 
die  Suprematie  in  Baumwollwaren  erhalten.  Die  Wichtigkeit  der  briti- 
schen Baumwollindustrie  kann  nicht  hoch  genug  angeschlagen  wer- 
den. Dass  in  dieser  Industrie  investierte  und  von  dieser  Industrie 
abhängige  Kapital  ist  enorm.  Die  Zahl  der  Schiffseigner,  Kaufleute, 
Bankiers,  Makler,  Versicherungsgesellschaften,  Kohlenbergwerks- 
besitzer, Spinner,  Weber,  Schiffer,  Verkäufer,  Käufer,  Ingenieure, 
Direktoren  und  Arbeiter,  denen  diese  Industrie  Beschäftigung  gibt, 
ist  unmögHch  zu  schätzen  ;  jedenfalls  ist  aber  die  Zahl  derer,  deren 
Existenz  von  dem  Gedeihen  dieser  Industrie  abhängt  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  Englands  eine  riesige.  In  einer  mit  halboffi- 
ziellem Stempel  veröffentlichten  Broschüre  „Relative  Progress  of  the 
Cotton  Industries  of  the  World  under  „Free  Trade"  and  Protektion" 
(London  1904)  gibt  der  Verfasser  F.  Pennefather  die  Entwicklung  der 
englischen  Baumwollindustrie  wie  folgt  an:  „Vor  zweihundert 
Jahren    (1701)    betrug    der    Export    an    Baumwollwaren    zirka 
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^  23,000.  65  Jahre  später  stieg  er  auf  ^^i- 221,000.  Im  Jahre 
1783  wurde  ein  Gesetz  zur  Förderung  des  britischen  Baumwoll- 
warenexports vermittelst  Prämien  erlassen.  Das  Resultat 
war  staunenerregend.  Der  Export  stieg  von  ^  355,000  im  Jahre 
1780  auf  £^  16,500,000  im  Jahre  1812,  d.  h.  ein  Wachstum  von 
5000  ^0  in  32  Jahren!  In  dem  gleichen  Jahre  wurde  die  Export- 
prämie aufgehoben  und  20  Jahre  hindurch  fand  praktisch  keine 
weitere  Ausdehnung  statt,  aber  diese  Industrie  befestigte  sich  in 
ihrer  Stellung.  England  wurde  zum  ersten  BaumwoUwarenland  der 
Welt.  Diese  Lage  führte  nicht  blos  denen  Reichtümer  zu,  die 
unmittelbar  an  der  Baumwollindustrie  beteiligt  waren,  sondern 
auch  vielen  andern  Gewerben,  wie  Schiffahrt,  Schiffs-  und  Maschinen- 
bau und  einer  Anzahl  verbündeter  Gewerbe.  Diese  Stellung 
wurde  uns  viele  Jahre  hindurch  nicht  streitig  gemacht,  aber  andere 
Länder  nahmen  sich  an  uns  ein  Beispiel,  wie  man  so  eine  Indu- 
strie zur  Blüte  bringt.  Sie  dachten  nicht  daran,  uns  in  der  An- 
nahme des  Freihandels  zu  folgen,  und  wandten  im  Gegensatz  zu 
uns  verschiedene  protektive  Massnahmen  an,  um  die  Baumwoll- 
industrien ihrer  eigenen  Länder  zu  heben.  Im  Interesse  der  Kürze 
wollen  wir  uns  gleich  den  letzten  Jahren  zuwenden.  Wir  finden 
dann,  dass  im  Jahre  1892/93  Grossbritannien  nicht  länger  mehr 
Rohbaumwolle  importierte,  als  alle  andern  Länder  zusammen 
genommen.^)  Unter  dem  „Freihandel"  erreichte  Grossbritannien 
einen  Totalverbrauch  an  Rohbaumwolle  aller  Sorten  von 
1,412,000,000  Ibs.  oder  2,824,000  Ballen  ä  500  Pfund;  dagegen 
belief  sich  der  Totalkonsum  der  zollgeschützten  kontinentalen 
Nebenbuhler  auf  1,799,000,000  Ibs.  oder  auf  3,598,000  Ballen 
.ä  500  Pfund.  Während  des  Jahrzehnt  1892/93  -  1901/02  ist  der 
britische  Gesamtverbrauch  an  allen  Sorten  Rohbaumwolle  zwar  um 
224,000,000  Ibs.  oder  448.000  Ballen  ä  500  Ibs.  gestiegen.  Es 
würde  dies  an  und  für  sich  als  ein  ausreichender  Fortschritt  an- 
gesehen  werden    können,    wenn    nicht   gleichzeitig   der   Gesamt- 

^)  Im  Gegensatz  zu  Pennefather  gibt  Oppeln,  die  Baumwolle,  Leipzig 
1902,  folgende  Zahlen  für  den  Rohbaumwollenimport: 

Jahre     1831-35     1851-55      1871-75       1891—95  1900 

<jrossbritan.  u  Irland  903(587o)  1895  517o)  3191(48»  3224  (327o)  3334  (297o) 
Europa  (Festland)        460  1140  2301  4085  4576 

Ver.  Staaten  v.  N.-A.    193 659  1195  2587  3687 

Total     1556  3694  6687  9896  11597 

Oppeln.  Die  Baumwolle.  Leipzig  1902.  S.  637. 
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verbrauch  unserer  zollgeschützten  Quoten  um  620,000,000  Ibs. 
oder  um  1,240,000  Ballen  ä  500  Pfund  gestiegen  wäre.  Mit  andern 
Worten:  Während  den  letzten  zehn  Jahren  haben 
unsere  Konkurrenten  drei  Mal  so  grosse  Fortschritte 
gemacht  als  England.  Wenn  wir  uns  von  dem  gesamten 
Rohbaumwollverbrauch  (der  ägyptische,  indische,  amerikanische, 
brasilianische  und  andere  Gewächse  umfasst)  speziell  zur  Betrach- 
tung des  Verbrauchs  amerikanischer  Baumwolle,  die  die  Haupt- 
quelle des  Weltbedarfes  bildet,  zuwenden,  so  finden  wir,  dass  die 
Menge,  die  die  übrige  Welt  uns  zu  verbrauchen  gestattet,  im  Ab- 
nehmen  begriffen  ist.  Grossbritannien  importierte  im  Jahre  1889/90 
4  0  "/o  des  gesamten  amerikanischen  Gewächses,  1902/03  nur 
noch  2  6  ^o". 

Diese  letzte  Feststellung  Pennefathers  ist  ausserordentlich 
klar.  In  keinem  andern  Lande  hat  die  Baumwollwarenproduktion 
solche  Fortschritte  gemacht,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
kein  anderes  Land  ist  auf  dem  Gebiete  dieser  Industrie  zu  Eng- 
land in  Konkurrenz  getreten.  Denn  die  Konkurrenz  Deutschlands 
und  Belgiens  vollzieht  sich  viel  mehr  auf  dem  Gebiete  der  Eisen- 
und  Stahlwaren,  der  Maschinen-,  der  chemischen  und  der  Kurz- 
warenindustrie. Die  Vereinigten  Staaten  sind  es  dagegen,  die 
Englands  Suprematie  auf  dem  Gebiete  der  Baumwollwarenindu- 
stie  gebrochen  haben.  Sie  haben  sich  vom  Export  ihres  wert- 
vollsten Rohstoffes,  der  Baumwolle,  abgewandt  und  sich  seiner 
Verarbeitung  und  damit  dem  Export  von  Baumwollwaren  zuge- 
wandt. Es  ist  also  eigenthch  unrichtig,  mit  Pennefather  die  An- 
sicht zu  teilen,  dass  es  „die  übrige  Welt  ist,  die  England  daran 
hindert,  ihren  Anteil  an  der  amerikanischen  Rohbaumwollproduktion 
zu  erhalten.  Dieser  Ansicht  steht  die  Wahrscheinlichkeit  entgegen, 
dass  Amerika  seine  Rohbaumwolle  gegenwärtig  in  bedeutend 
grösserem  Masse  selber  verarbeitet  als  ehedem  und  dass  sein  Export  an 
Rohbaumwolle  als  solcher  zurückgegangen  ist.  Aber  Pennefather 
begnügt  sich  nicht  mit  der  Feststellung,  dass  Englands  Anteil  an 
der  amerikanischen  Rohbaumwollproduktion  zurückgegangen  ist. 
Er  zeigt  auch  auf  einer  besonderen  Tabelle,  dass  gleichzeitig  der 
prozentuelle  Anteil  Deutschlands,  Frankreichs,  Italiens  gestiegen, 
der  Spaniens  stetig  geblieben  ist.  Er  verschweigt,  dass  England 
aber  noch  immer  '/•»  der   amerikanischen    Produktion    konsumiert 


-     75     - 

und  dass  eben  Deutschland,  Frankreich,  ItaHen  und  Spanien  zu- 
sammen diesen  Rohstoffverbrauch  kaum  um  ein  Weniges  über- 
treffen. Natürlich  musste  sich  bei  England  als  dem  grössten 
Partizipanten  der  amerikanischen  Baumwollproduktion  ein  Rück- 
gang angesichts  des  immensen  Steigens  der  Eisenindustrie  im 
Rohstofferzeugungslande  zuerst  und  am  intensivsten  bemerkbar 
machen.  Natürlich  ist  die  Bedeutung  dieses  Verhältnisses  nur  zu 
beurteilen,  wennman  mit  der  Ausdehnung  dieser  amerikanischen 
Rohbaumwollproduktion  vertraut  ist.  Diese  belief  sich  nach  Penne- 
fathers  Angaben  im  Jahre  1889/90  auf  7,313,000  Ballen,  und 
Grossbritannien  verbrauchte  von  diesen  2,933,000  Ballen.  Im 
Jahre  1902/03  war  aber  die  amerikanische  Rohbaumwollproduktion 
auf  10,728,000  Ballen  angewachsen.  Trotz  dieses  46Voigen  Wachs- 
tums in  der  Rohstoffproduktion  betrug  der  Grossbritannien  Verbrauch 
86,000  Ballen  oder  147o  weniger.  Dagegen  nahm  der  Verbrauch 
der  zollgeschützten  Rivalen  (Pennefather  vermeidet  hier  hervor- 
zuheben, dass  unter  diesen  das  Produktionsland,  die  Vereinigten 
Staaten,  miteinbegriffen  sind.  Dieser  Mangel  führt  zu  einer  kolossalert 
Täuschung  in  der  Auffassung  der  Zahlen.)  um  diese  14  7«  zuge- 
nommen hat.  Er  kommt  also  zum  Schlüsse,  dass,  während  mit 
der  Ausdehnung  der  amerikanischen  Rohstoffproduktion  die  Manu- 
fakturwarenproduktion der  Konkurrenten  Englands  gestiegen,  die 
Englands  selbst  gefallen  ist.  Im  Jahre  1889/90  verbrauchten  das 
zollgeschützte  Amerika,  Kanada  und  die  Vereinigten  Staaten  zu- 
sammen von  ihrer  Rohstoffproduktion  nur  2'/2  Millionen  Ballen,, 
während  der  Verbrauch  Grossbritanniens  sich  gleichzeitig  auf 
3  Millionen  belief.  In  den  Jahren  1902/03  hat  sich  das  Verhältnis 
umgedreht:  jetzt  verbrauchen  Kanada  und  die  Vereinigten  Staaten; 
von  ihrer  Produktion  etwa  4,3  Millionen  Ballen  und  lassen  für 
Grossbritannien  nur  2,85  Millionen  übrig.  Was  zeigt  besser,  als 
diese  letzten  von  Pennefather  selbst  angegebenen  Zahlen,  dass 
die  Steigerung  der  amerikanischen  Rohbaumwollproduktion  während 
des  letzten  Jahrzehnts  zum  grössten  Teile  dem  Erzeugungslande 
des  Rohstoffes  selbst  zu  Gute  kommt.  Der  gesteigerte  amerika- 
nische Eigenverbrauch  ist  auf  die  geringe  Entfernung  der  BaumwoU- 
produktionsstätten  zurückzuführen,  obgleich  es  zweifelhaft  ist,  ob 
die  Produktionskosten  von  der  Produktionsstätte  nach  den  Fabriken, 
der  amerikanischen  Ostprovinzen  viel  geringere  sind,  als  die  Trans- 
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portkosten  nach  England.  Jedenfalls  steht  das  nichtenglische 
Europa  inbezug  auf  Frachtkosten  viel  ungünstiger  da  als  England. 
Es  ist  z.  B.  Tatsache,  dass  dieselbe  Baumwolle  in  kontinentalen 
Häfen  teuerer  ist  als  in  englischen.  Der  relativ  zurückgegangene 
Verbrauch  des  zu  importierenden  Rohstoffes  ist  noch  kein  ge- 
nügender Grund  von  einem  Rückgang  der  englischen  Baumwoll- 
industrie und  ihres  Exports  zu  sprechen.  Nun  gibt  Pennefather 
zu,  dass  der  englische  Baumwollgarn-  und  Baumwollwarenexport 
nach  Deutschland,  Belgien,  Holland,  Frankreich,  Russland,  Italien 
und  den  Vereinigten  Staaten  um  1  Million  ^  gestiegen  ist,  da- 
gegen ist  aber  auch  der  Baumwollgarn-  und  Warenimport  nach 
Orossbritannien  um  27^  Millionen  ^  gestiegen  (und  zwar  auf 
6  Millionen  ^);  ziehen  wir  das  Ausgeführte  vom  Eingeführten 
ab,  so  geht  die  Bilanz  zu  Gunsten  Britanniens  von  etwa  8  auf  G^A 
Millionen  ^  zurück,  was  einem  Sinken  von  1 V4  Millionen  ^ 
gleichkommt.  Gleichzeitig  ist  aber  der  englische  Baumwollwaren- 
und  Garnexport  nach  allen  britischen  Kolonien  und  Besitzungen 
(mit  Ausnahme  von  British  Indien,  das  praktisch  keinem  Wechsel 
unterlag)  um  2\/4  Millionen  ^  gestiegen.  Also  mehr  als  das  was 
England  an  seiner  Baumwollwarenindustrie  durch  seinen  Export 
nach  den  Absatzgebieeen  des  Auslandes  verloren  hat,  hat  es  durch 
seinen  Export  'nach  seinen  eigenen  Kolonien  wieder  hineingebracht. 
Auch  ist  der  festgestellte  Rückgang  nur  sehr  relativ  aufzufassen; 
denn  1.  der  englische  Export  als  solcher  ist,  auch  wenn  er  sich 
nach  dem  Auslande  richtet,  gewachsen.  2.  Andererseits  bedeutet 
der  gesteigerte  Import  als  Parallele  zum  gesteigerten  Export  der 
gleichen  Ware,  nur  dass  die  englische  Baumwollindustrie  den 
heimischen  Absatzmarkt  nicht  monopolisiert  hat,  und  dass  es  ein- 
zelne im  Auslande  hergestellte  Baumwollartikel  gibt,  nach  denen 
sich  auf  dem  englischen  Markt  eine  gesteigerte  Nachfrage  geltend 
gemacht  hat,  nicht  aber,  dass  die  englische  Baumwollindustrie  als 
solche  Schaden  genommen  hat.  3.  Ob  daher  von  dem  Export  der 
Import  abgezogen  werden  kann,  um  zu  zeigen,  dass  der  erstere 
an  Bedeutung  zurückgegangen  ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  Eher 
ist  schon  eine  andere,  nur  beiläufig  erwähnte  Zahlenangabe 
Pennefathers  dazu  angetan,  für  einen  Rückgang  in  der  Baumwoll- 
warenindustrie während  des  letzten  Jahrzehnts  zu  sprechen.  Im 
Jahre  1891    war   die  Zahl   der  Arbeiter,    die   diese   Industrie  be- 
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schäftigte,  605,000,  zehn  Jahre  später  ist  diese  auf  582,000  zurück- 
gegangen. Diese  Industrie  gibt  also  gegenwärtig  23,000  Menschen 
weniger  Beschäftigung  als  vor  zehn  Jahren.  Auch  an  einem  Ver- 
gleich des  Wachstums  der  Spindelzahl  in  England  und  den  Kon- 
kurrenzgebieten lässt  sich  der  relative  Stand  der  englischen  Baum- 
wollindustrie erweisen.  In  Grossbritannien  betrug  die  Zahl  der 
Spindeln  im  jähre  1891/92:  45,350,000  und  ist  bis  1901/02  auf 
47,000,000,  also  um  nur  S^s  ^  o  gewachsen ;  im  kontinentalen 
Europa  ist  in  der  gleichen  Zeitspanne  die  Spindelzahl  von  26,405,000 
auf  33,000,000,  also  um  287570  gestiegen;  in  den  Vereinigten 
Staaten  sogar  von  15,200,000  auf  21400,000,  also  um  407570  ge- 
wachsen. Erschwert  wird  dieses  relative  Zurückbleiben  Englands 
gegenüber  seinen  Konkurrenten  inbezug  auf  Rohstoffverbrauch, 
Spindelzahlentwicklung  und  die  Arbeiterzahl  durch  den  Um- 
stand, dass  Englands  Bevölkerung  im  gleichen  Zeitraum 
um  rund  fünf  Millionen  Leute  gewachsen  ist.  Das  erhöht  die  Eng- 
land nachteilige  Relation.  Um  ein  ferneres  Wachsen  der  Nachteile 
zu  verhüten  und  die  bereits  entstandenen  Nachteile  zu  beseitigen, 
gibt  es  nach  Pennefather  nur  ein  Mittel,  und  das  ist  der  Zollschutz 
dieser  Industrie. 

Ich  bin  in  der  Lage,  an  der  Hand  des  am  11.  August  1903 
herausgegebenen  Parlamentpapieres,  die  wie  gesagt  auch  halboffi- 
ziellen Angaben  Pennefathers  zu  ergänzen.  Dies  Parlamentspapier 
bezieht  sich  auf  den  Export  von  Baumwoll-,  Woll-  und  Kurzwaren 
und  besteht  aus  einer  unvollkommenen  Quantitäts-  und  einer  voll- 
kommenen Wertkolonne.  Da  wir  bisher  nur  vom  Werte  des  Ex- 
ports gesprochen  haben,  und  nur  diese  einen  Beurteilungsmass- 
stab an  die  Hand  gaben,  andererseits  aber  auch  nur  die  Entwick- 
lung der  Totalwerte  des  Baumwollwarenexports  in  dem  erwähnten 
Parlamentspapier  angegeben  sind,  so  wollen  wir  uns  auf  diese 
beschränken.  Die  Zeitspanne,  auf  die  sich  diese  völlig  offiziellen 
Angaben  (sie  sind  von  Francis  J.  S.  Hopwood  vom  Board  of  Trade 
unterzeichnet)  erstrecken,  sind  die  Jahre  1877/1902. 

Im  Jahre  1877  betrug  der  Export  von  Baum- 
wollwaren nach  dem  Auslande  ^  42,773,366 

Im  Jahre  1882  erreicht  er  den  Höchststand  von     £>  45,413,649 

Im  Jahre  1897  erreicht  er  den  Tiefstand  von     £>  39,147,938 

Im  Jahre  1902   erhebt  er  sich  kaum  auf  die 

von  1877  £^  42,598,978 
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Danach  ist  es  klar  und  deutlich  ausgesprochen,  dass  der 
^Baumwollwarenexport  nach  dem  Auslande  relativ  zurückgegangen 
ist,  wenn  man  angesichts  des  Bevölkerungswachstums  ermisst, 
dass  am  Anfang  und  am  Ende  eines  Vierteljahrhunderts  die  Ex- 
portquantitäten noch  mit  einer  grösseren  Differenz  zu  Ungunsten 
des  letzteren  sich  gegenüberstehen.  Allerdings  lässt  diese  Aufstellung 
die  Frage  offen,  wie  die  Entwicklung  des  Baumwollwarenexports 
nach  den  britischen  Kolonien  und  Besitzungen  vor  sich  gegangen 
ist.  Und  erst  an  der  Hand  solcher  Angaben  Hesse  sich  ein  end- 
gültiges Urteil  darüber  fällen,  ob  der  englischen  Baumwollindustrie 
wirkliche  Gefahren  drohen. 


IV.  Kapitel. 

Die  Ergebnisse  der  Chamberlainistischen 
Konkurrenzenquete    der  ]ahre  1895—1897. 

Einleitung. 

Im  Jahre  1895  am  28.  November  richtete  der  damalige  Kolonial- 
sekretär Chamberlain  eine  Umfrage  an  die  einzelnen  Kolonien. 
Er  sagt  in  seinem  Schreiben  an  die  Gouverneure,  er  wünsche 
soviel  Material  als  nur  erhältlich  über  die  gegenseitigen  Handels- 
beziehungen des  Mutterlandes  heranzuziehen;  er  wünsche  vor  allem 
zu  untersuchen,  welche  Ausdehnung  die  Konkurrenz  des  Auslandes 
.auf  den  kolonialen  Märkten  nähme  und  wieweit  es  dieser  gelungen 
wäre,  die  britischen  Güter  von  den  kolonialen  Märkten  zu  ver- 
drängen. Was  er  von  den  Gouverneuren  zu  beantworten  verlange, 
wären  die  Fragen,  in  welchen  Gütern  es  dem  Auslande  gelungen 
wäre,  eine  Konkurrenz  zu  entfalten  und  welches  die  Gründe  wären, 
die  den  kolonialen  Konsumenten  veranlassen,  den  ausländischen 
Produkten  vor  den  britischen  den  Vorzug  zu  geben.  Die  Ant- 
worten  sollen   insbesondere   auf  Preis-  und  Qualitätsunterschiede, 
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ferner  auf  Differenzen  betreffs  der  Ausstattung,  der  Verpackung, 
der  Geeignetmachung  für  den  Markt  der  Güter  Bezug  nehmen; 
auch  sollen  sie  nach  Möglichkeit  all  das  enthalten,  was  zur  Er- 
läuterung der  Frage  dienlich  sein  kann.  Die  Zeitpunkte,  die  diese 
Untersuchung  festhalten  solle,  seien  die  Jahre  1884,  1889  und 
1894.  Aus  der  Beantwortung  dieser  Umfrage  ist  nun  das  Blaubuch 
„  Trade  of  the  British  Empire  and  Foreign  Competition"  hervorgegangen 
und  im  Juli  1897  veröffentlicht  worden.  Es  enthält  eine  Fülle 
statistischen  Materials,  das  sich  aber,  da  nach  den  verschiedensten 
Prinzipien  geordnet,  für  jede  Kolonie  anders  gestaltet  und  daher 
einen  unbedingten  Vergleich  der  Wettbewerbsbedingungen  in  den 
einzelnen  Kolonien  nicht  gestattet.  Doch  werden  wir  aus  der 
Fülle  nur  das  Wesentliche  herausgreifen  und  nach  möglichst  all- 
gemeinen Gesichtspunkten,  die  endgültige  Aufstellung  des  chamber- 
lainistischen  Reformprogrammes  im  Auge,  gruppieren.  Es  liegt 
bei  der  ganzen  Anlage  des  Blaubuches  die  Gefahr  vor,  dass  Be- 
arbeiter sich  ins  einzelne  verlieren  könnten.  Da  dies  aber  unserem 
Zwecke  zuwiderlaufen  würde,  wollen  wir  dies  hier  möglichst  ver- 
meiden. Es  handelt  sich  .für  uns  hier  darum,  die  im 
chamberlainistischen  Sinne  gehaltene  Begründung 
des  fremdländischen  Wettbewerbes  in  den  bri- 
tischen Kolonien  und  Besitzungen,  im  engen  An- 
schluss  an  die  in  diesem  Blaubuch  geäusserten  — 
und  um  es  noch  einmal  hervorzuheben,  von  Chamberlain  in- 
spirierten —  Anschauungen  der  Kolonialregierungen 
zu  analysieren.  Es  kommt  uns  dagegen  keineswegs  darauf 
an,  den  zahlenmässigen  Umfang  der  einzelnen  Waren,  in  denen 
die  verschiedensten  Produktionsländer  dem  Vereinigten  Königreiche 
gegenüber  konkurrieren,  aus  dem  Blaubuch  zu  kopieren.  Wir 
werden  vielmehr  uns  auf  folgende  Fragen  beschränken:  „Welches 
sind  die  (negativen)  Eigenschaften  des  vom  Vereinigten  König- 
reiche nach  den  Kolonien  sich  erstreckenden  Handels,  die  der 
ausländischen  Konkurrenz  Vorschub  leisten?"  und  zweitens  „Wel- 
ches sind  die  (positiven)  Eigenschaften  des  sich  nach  den  britischen 
Kolonien  erstreckenden  Handels  des  Auslandes,  die  eine  erfolg- 
reiche Konkurrenz  gegenüber  der  Tätigkeit  des  Mutterlandes 
ermöglichen?" 
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§  1.     Welches  sind    die   (negativen)   Eigenschaften  des  vom: 

Mutterlande  nach  den  Kolonien  sich  erstreckenden  Handels^ 

die  der  ausländischen  Konkurrenz  Vorschub  leisten? 

1.  Mängel  der  Verkehrs-  und  Tarifpolitik. 

Beim  kolonialen  Handel,  der  mit  den  grössten  Entfernungen 
zu  rechnen  hat,  müssen  die  Transportkosten  ein  ausschlaggebender 
Faktor  sein.  Es  fragt  sich  hier  in  erster  Linie  :  verhält  sich  Eng- 
land zu  dieser  Tatsache  passiv  oder  aktiv?  Würde  sich  England 
zu  dieser  Frage  aktiv  verhalten,  so  müsste  es  Stellung  nehmen 
a)  zur  Verstaatlichung  der  Schiffahrtslinien  b)  zur  Erteilung 
von  staatichen  Subventionen  an  die  Schiffahrtsgesellschaften,  die  es 
diesen  ermöglichen  sollen,  gewisse  Verkehrsfunktionen  im  Interesse 
des  Staates,  hier  also  des  britischen  Reiches,  auszuüben. 

Die  Passivität  die  England  gegenüber  der  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  einnimmt,  überträgt  es  auf  sein  Verhältnis  zum  Schiff- 
fahrtsverkehr, obwohl  für  kein  anderes  Land  die  Verstaatlichung 
der  Schiffahrtslinien  von  solcher  Wichtigkeit  ist  wie  für  England. 
Aber  auch  seiner  Verpflichtung  zu  Subventionen,  die  den  englischen 
Schifffahrtslinien  ermöglichen  könnten  den  Verkehr  auf  unlohnenden 
Strecken  aufrecht  zu  erhalten,  kommt  England  in  verhältnismässig 
nur  sehr  geringem  Grade  nach.  Es  unterstützt  lediglich  die 
Peninsular  and  Oriental  Steam  Ship  Navigation  Company-  und 
die  Oriental  Company-Linien,  beide  erhalten  je  85000  ^  für  den 
Verkehr  mit  Australasien.  Was  will  das  jedoch  gegenüber  den 
200,000  ^^  bedeuten,  wo  denen  das  an  dem  Weltverkehr  be- 
deutend weniger  interessierte  Deutschland  den  Norddeutschen  Lloyd 
für  die  gleiche  Richtung  unterstützt.  Jedenfalls  sind  die  Leistungen 
Englands  auf  diesem  Gebiete  unverhältnismässig  geringe  im  Ver- 
gleich mit  den  übrigen  Staaten.  Was  für  eine  Wirkung  die  Sub- 
ventionen auf  die  Frachtkosten  haben,  ist  aus  den  Feststellungen 
des  südaustralischen  Berichtes  zu  ersehen.  Bei  den  Peninsular  and 
Oriental  Steam  Ship  Navigation  Company-  und  Oriental  Company- 
Linien,  die,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  je  85,000  ^  erhalten,  kostet 
die  Fracht  nach  Adelaide  40—50  sh  für  leichte  Güter ;  die  Fracht 
für  schwere  Güter  ist  Sache  des  Arrangements.  Bei  der  Orient- 
Linie  (Subvention  :  85,000  ^'')  kostet  die  Fracht  nach  Adelaide  gleich- 
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falls  40  bis  50  sh  beim  Norddeutschen  Lloyd,  dessen  Unterstützung 
für  diesen  Verkehr  200,000  ^  beträgt,  kostet  die  Fracht  von  Ham- 
burg nach  Adelaide  45  sh  in  der  ersten,  35  sh  in  der  zweiten  und 
30  sh  in  der  dritten  Güterklasse  per  Ton.  Bei  der  deutsch-austra- 
lischen Gesellschaft  kostet  die  Fracht  sogar  nur  41/6  sh  in  der 
ersten  und  34 '.—  sh  in  der  zweiten  Klasse.  Man  muss  nicht  ver- 
gessen, dass  ohne  Subventionen  die  einzelnen  Linien  wohl  kaum 
mit  Profit  den  Verkehr  aufrecht  erhalten  können,  dass  diese  erst  die 
Ursache  billigerer  Frachten  sein  können,  dass  ohne  sie  die  Schiff- 
fahrtsgesellschaften ihren  ganzen  Profit  aus  den  Frachten  ziehen 
müssen.  Die  britischen  Kaufleute  unterwerfen  sich  natürlich  nicht 
ohne  Weiteres  den  höheren  Tarifraten  ihrer  heimischen  Schiffahrts- 
linien, sie  bemühen  sich,  aus  den  billigeren  Tarifen  ausländischer 
Dampferlinien  Vorteil  ziehen  zu  können,  und  umgehen  damit  den 
englischen  Schiffahrtsverkehr.  Wie  sehr  England  es  nötig  hat, 
auf  diesem  Gebiete  eine  den  Handel  begünstigende  Politik  zu 
treiben,  d.  h.  die  Frachtkosten  auf  ein  Minimum  zu  beschränken, 
tritt  besonders  da  zutage,  wo  England  durch  weite  Entfernung 
von  seinen  Kolonien  die  Konkurrenz  eines  näher  und  günstiger 
gelegenen  Landes,  wie  die  der  Vereinigten  Staaten  gegenüber  den 
anglo-amerikanischen  Kolonien  zu  fürchten  hat.  In  Bermuda')  und 
Bahamas  gibt  es  einen  regelmässigen  Verkehr  nur  mit  den  Vereinig- 
ten Staaten.  Ebenso  in  Honduras.  Es  gibt  also  Kolonien,  die  mit 
dem  Mutterlande  einen  beschränkteren  Verkehr  pflegen,  als  mit 
benachbarten  Fremdländern.  Dass  es  natürlich  auch  die  Schnellig- 
keit des  Verkehres  ist,  die  dem  Konkurrenten,  den  Vereinigten 
Staaten,  in  den  amerikanischen  Kolonien  Englands  einen  Vorteil 
gewährt,  ist  natürlich,  doch  kann  der  Entfernungsunterschied  durch 
keine  Massnahme  von  Seiten  Englands  ausgeglichen  werden.  In 
interessanter  Weise  begründet  der  Bericht  von  Barbados  die  Fracht- 
unterschiede  zwischen  England  und   seinem  amerikanischen  Kon- 


^)  Seite  84  des  Blaubuches:  Die  Nähe  der  Kolonie  von  den  Vereinigten 
Staaten  und  der  häufige  und  schnelle  Dampfschiff  verkehr  mit  New-York,  der 
sich  alle  10  Tage  vollzieht,  während  der  Erntesaison  noch  häufiger,  setzt  die 
Importeure,  insbesondere  die  Materialwarenhändler  in  den  Stand,  ihren  Be- 
stand an  leicht  verderblichen  Artikeln  häufig  in  kleineren  Quantitäten  zu 
erneuern  und  so  einem  Verderben  ihrer  Waren  während  der  Sommerzeit 
vorzubeugen 
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kurrenten.  „Was  die  Frachten  betrifft,  so  sind  die  Vereinigten 
Staaten  vor  dem  Vereinigten  Königreich  immer  im  Vorteil  gewesen, 
selbst  auch  vor  den  nächstgelegenen  britischen  Kolonien;  die 
Frachtraten  aus  den  Vereinigten  Staaten  betragen  9—10  d  per  barrel, 
nach  Tonnenmass  7—10  sh,  dagegen  beträgt  die  Fracht  aus  dem 
Vereinigten  Königreich  15  sh  für  Rohstoffgüter,  25—50  sh  für 
feinere  Güter"  ^).  Schnelligkeit  und  Billigkeit  sind  aber  Faktoren, 
gegen  die  England  wegen  der  Entfernung  nicht  ankämpfen  kann, 
und  auf  diese  Gründe  ist  es  auch  zurückzuführen,  dass  England 
mit  einer  Reihe  seiner  kleinern,  in  unmittelbarer  Nähe  der  Vereinigten 
Staaten  gelegenen  Kolonien  keinen  regelmässigen  Verkehr  aufrecht 
erhalten  kann.  Eine  in  sehr  vielen  Berichten  stets  wiederkehrende 
Klage  ist  die  über  die  „Schiffahrtskonferenz  oder  -konvention".  Die 
Tätigkeit  dieser  Konferenz  beschreibt  E.  Jaffe  folgendermassen  ■) : 
„Fast  sämtliche  engHsche  Dampferlinien  haben  eine  Konvention 
(„Conference"),  in  der  sie  sich  an  eine  gewisse  Rate  per  ton  von 
England  nach  den  La  Platastaaten,  Brasilien,  Chile,  Indien,  China 
und  Japan  binden,  soweit  es  sich  um  Güter  handelt,  die  aus  Eng- 
land stammen.  Güter  aus  fremden  Plätzen,  in  denen  andere 
Dampferlinien  konkurrieren,  werden  dagegen  zu  den  bestmöglichen 
Raten  angenommen  und  geniessen  so  einen  oft  sehr  erheblichen 
Vorteil  vor  den  englischen  Waren." 

Natürlich  kann  ein  solches  Vorgehen  der  englischen  Schiff- 
fahrtsgesellschaften nur  äusserst  nachteilig  auf  den  heimischen  Handel 
wirken  und  dies  umsomehr,  als  wie  der  Bericht  aus  Hongkong 
hervorhebt,  die  englische  Regierung  nichts  dazu  tut,  die  Wirkung 
dieser  Konvention  abzuschwächen.  Die  Konvention  ist,  um  mit 
den  Worten  des  Hongkonger  Berichtes  zu  sprechen,  zur  stärksten 
Waffe  in  den  Händen  der  Konkurrenten  geworden.  Die  Fracht- 
sätze von  amerikanischen  und  kontinentalen  Plätzen  nach  Ost- 
asien sind  demzufolge  unvergleichlich  niedriger  als  die  eng- 
lischen. 

Neben  den  mangelhaften  Subventionen,  der  mangelhaften  Ver- 
kehrsunterhaltung mit  kleineren  Kolonien,    den  Folgen  der  Schiff-, 
fahrtskonferenz  kommt  noch  ein  fernerer  Umstand  in  Betracht.  Es 


)  S.  170  des  Blaubuches. 


'')  Schmollers  Jahrbuch  1900,  S.  1049,  resp.  S.  1047. 
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ist  dies  der  Umstand,  dass  die  Eisenbahnfrachtkosten  in  Gross- 
britannien von  der  Produktionsstätte  zum  Verschiffungshafen  ausser- 
ordentHch  hohe  sind.  Einen  wie  wichtigen  Faktor  für  den  Export 
gerade  die  Landfrachten  bilden,  lehrt  das  Beispiel  Russlands,  bei 
dem  ein  grosser  Teil  des  Exports  seines  Getreides  den  ausser- 
ordentlich billigen  Frachten  bis  zu  den  Grenz-  und  Hafenstationen 
zu  verdanken  ist.  Obwohl  der  Umstand  der  hohen  Eisenbahn- 
frachtkosten in  England  im  Blaubuch  öfters  erwähnt  wird,  fällt  dies 
meiner  Ansicht  nach  in  nur  geringem  Mass  den  vorher  erwähnten 
Nachteilen  zu,  da,  wie  allgemein  bekannt  ist,  es  keinen  Punkt 
auf  der  grossbritannischen  Insel  gibt,  der  mehr  als  80  Km. 
von  der  Meeresküste  entfernt  ist.  Jedenfalls  sind  aber  alle  vier 
hier  aufgeführte  Faktoren,  die  ich  nach  den  Kolonialberichten  als 
Mängel  der  Verkehrspolitik  bezeichnet  habe,  die  Folgen  der  laisser- 
faire-Maxime  Englands,  die  gerade  gegenüber  Deutschland,  das  die 
umgekehrte  Politik  befolgt,  scharf  in  die  Augen  fällt. 


2.  Der  britische  Unternehmer  und  der  koloniale  Markt. 

Eine  der  wesentlichen  Aufgaben  des  im  Chamberlainistischen 
Sinne  gehaltenen  Blaubuches  ist  es,  zu  zeigen,  dass  die  Schuld 
an  dem  Rückgang  des  kolonialen  Handels  zum  grossen  Teile  hei- 
mischen Produzenten  und  Kaufleuten  in  die  Schuhe  zu  schieben 
ist.  Das  Hauptsächlichste  und  in  allen  Berichten  am  Gleichmässig- 
sten  wiederkehrende  Argument  dafür,  dass  gewisse  Eigenschaften 
der  britischen  Unternehmer  den  kolonialen  Handel  schädigen,  ist 
der  über  alles  gehende  Konservatismus.  Der  englische  Kaufmann  bleibe 
immer  im  alten  Geleise.  Er  studiere  nicht  die  Bedürfnisse  der  kolonialen 
Märkte.  Er  suche  solche  Waren  dorthin  zu  bringen,  nach  denen 
eigentlich  nur  im  Mutterlande  ein  Bedürfnis  vorhanden  wäre.  Er 
nehme  sich  gar  nicht  die  Mühe,  in  die  Besonderheiten  der  kolonialen 
Märkte  einzudringen.  Er  vergegenwärtige  sich  nicht,  dass  er  es 
hier  mit  andern  Menschen  als  im  Mutterlande  zu  tun  hätte.  Er 
sei  nicht  fähig,  die  Qualität  seiner  Waren  nach  der  Zahlungsfähig- 
keit der  Kolonialbewohner  zu  richten.  Er  verstände  es,  nur  wirk^ 
lieh  guten  Waren  auch  ein  angenehmes  Aeussere  zu  verleihen.  Nicht 
immer  können  gute  und  daher  teure  Waren  auf  einem  kolonialen 
Markte  Geltung  gewinnen.     Ein    armer  Emigrant   aus  Europa  sei 
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zufrieden,  wenn  er  sich  überhaupt  nur  ernähren  und  bekleiden 
könne.  Ob  dies  gerade  in  guten  QuaHtäten  geschehe,  sei  ihm  höchst 
gleichgültig.  Es  werde  ihm  nur  darauf  ankommen,  ein  Bedürfnis 
unbedingt  mit  den  möglichst  niedrigen  Aufwendungen  zu  befrie- 
digen. Habe  eine  Kolonie  Neger-  oder  Eingebornenbevölkerung,, 
so  werden  diese  für  bessere  Qualitäten  überhaupt  gar  kein  Ver- 
ständnis besitzen.  Wenn  vollends  gar  die  Kolonien  von  schlechten 
Zeiten  heimgesucht  seien,  so  seien  teuere  Waren  ebensowenig  am 
Platze,  —  Gründe  genug,  dass  der  koloniale  Markt  ein  ausgedehntes. 
Bedürfnis  nach  billigen  Produkten  habe.  Das  sind  recht  schwere 
Anschuldigungen,  die  die  Berichte  gegen  die  britischen  Produzenten 
erheben,  die,  wenn  sie  der  Wahrheit  entsprechen,  sich  ganz  em- 
pfindlich am  engHschen  Handel  rächen  müssen.  Der  rein  äussere 
Umstand,  dass  die  Klagen  oft  und  fast  im  gleichen  Wortlaut 
wiederkehren,  gestattet  uns,  die  Behauptung  aufzustellen,  dass  der 
englische  Produzent  wirklich  nicht  anpassungsfähig  dem  Markte,  auf 
dem  er  zu  wirken  hat,  gegenübersteht.  In  dieser  Beziehung  charak- 
teristisch ist  der  Bericht  Victorias  (S.  356  des  Blaubuches).  „Die 
Kaufleute  in  Victoria  sagen:  „„Die  Deutschen  bringen  ihre  Waren 
zu  dem  Käufer,  während  der  britische  Kaufmann  darauf  wartet, 
dass  der  Käufer  zu  ihm  kommt"",  und  zweifellos  ist  das  die  Er- 
fahrung, die  man  in  dieser  Kolonie  gemacht  hat.  Eine  grosse  An- 
zahl deutscher  Firmen  werden  hier  durch  Reisende  vertreten,  die 
bei  der  Durchführung  der  Geschäfte  die  grösste  Energie  aufwenden, 
eine  Energie,  die  mit  der  grössten' Beharrlichkeit  gepaart  ist.  Diese 
Agenten  leben  auf  bedeutend  kleinerem  Fusse,  als  die  englischen, 
und  verschwenden  kein  Geld  für  die  Errichtung  eines  grossen 
Etablissements.  Was  sie  für  ihr  Geschäft  verlangen,  ist  ein  einfacher 
Raum.  Sie  verkaufen  direkt  an  Detailhändler  und  sind  mit  kleinen 
Aufträgen  zufrieden.  Da  viele  Häuser  nur  in  London  kaufen,  so 
machen  es  sich  diese  Reisenden  zur  Aufgabe,  die  Bedürfnisse 
dieser  Häuser  in  Victoria  zu  studieren  ....  In  allen  ihren  Methoden 
bilden  sie  einen  direkten  Kontrast  zu  den  englischen  Agenten  '). 
Damit  wird  also  ausgesprochen,  dass  der  englische  Kaufmann  nicht 
die  Beweglichkeit  besitzt,  wie  sie  moderner  Handel  so  dringend 
fordert,  dass  er  sich  mit  seinem  fremdländischen,  insbesondere 
deutschen  Konkurrenten   nicht   messen   kann   in   der  Art  und  der 
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Eindringlichkeit,  mit  der  dieser  einerseits  die  Bedürfnisse  der  Kon- 
sumenten studiert  und  es  andererseits  auch  versteht,  sich  diesen 
Bedürfnissen  mit  Geschick  anzupassen.  Wer  heute  mit  Erfolg  ver- 
kaufen will,  der  muss  von  Käufer  zu  Käufer  springen,  jedem  mit 
Eindringlichkeit  die  Vorteile  seiner  Ware  und  Absatzform  klar  zu 
machen  suchen,  und  nicht  darauf  warten,  dass  der  Käufer  ihn  auf- 
sucht. Wenn  der  Vorwurf,  den  der  Victorianische  Bericht  erhebt,  auch 
in  andern  Berichten  verallgemeinert  wird,  so  zwingt  das  zum 
Schlüsse,  dass  der  Engländer  sich  viel  zu  wenig  von  seinem  stolzen 
Selbstbewusstsein  befreien  kann,  um  dabei  auch  ein  guter  Kauf- 
mann zu  bleiben.  —  Diese  mangelhafte  Anpassungsfähigkeit  an 
den  kolonialen  Markt  kommt  sehr  prägnant  in  dem  Berichte  der 
Besitzung  Bahamas  zum  Ausdruck  ^).  Die  Schilderung  eines  Haus- 
haltes, die  hier  gegeben  wird,  fasst  eigentlich  alle  Vorwürfe,  die 
gegen  den  britischen  Kaufmann  betreffs  seiner  mangelhaften  An- 
passungsfähigkeit an  den  kolonialen  Markt  erhoben  werden,  zu- 
sammen. Ich  versuche  diesen  Bericht  hier  in  Kürze  wiederzugeben: 
„Beim  Eintritt  finde  ich  die  Hausfrau  in  einem  netten  bedruckten 
Gewände,  und  da  es  ein  schönes  Muster  hat,  ist  es  gewiss  ame- 
rikanischer Herkunft.  Auf  Befragen,  warum  sie  das  amerikanische 
Kattun  dem  englischen  vorziehe,  antwortete  sie,  dass  die  englischen 
Farben  unecht  sind  und  beim  Waschen  ausgehen,  und  dass  der 
Stoff  selbst  beim  Waschen  auseinanderfalle.  Die  amerikanischen 
t)illigen  Drucke  überträfen  die  englischen  im  Aussehen  und  Ge- 
schmack. Das  zweite,  in  die  Augen  fallende,  sind  ihre  Schuhe;  sie 
sind  nach  der  letzten  Mode  und  kosten  18  s/?  bis  1  ^  das  Paar.  Die 
Schuhe  ihres  Mannes  hatten  denselben  Preis,  die  für  die  Kinder  einen 
niedrigeren.  Alle  aber  sind  von  gutem  Aussehen  und  beim  Ein- 
kauf in  einer  hübschen  Schachtel  verpackt  gewesen.  Ebenso  steht 
es  mit  allen  Artikeln  der  Frauenkleidung.  Billige  Strümpfe  mit 
waschechten  Farben  werden  zwar  in  Amerika  zum  Preise  von 
60  Cts.  per  Dutzend  aufwärts  gekauft;  sie  sollen  aber  in  Deutsch- 
land hergestellt  sein.  Alle  Baumwollstoffe  zu  Kinder-  und  Unter- 
kleidern werden  in  Amerika  hergestellt  und  kosten  2  d  per  Yard. 
Es  ist  eine  starke  und  haltbare  Qualität.  Nun  zeigt  mir  die  Haus- 
frau die  Kleider  des  Mannes.  Die  Anzüge  und  das  wollene  Ma^ 
terial  kommen  aus  England,  die,  wie  so  viele  für  Westindien 
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bestfmmte  Artikel  tückisch  schlecht  sind.  Ein  Blick  auf  das 
Bauernhaus  selbst  zeigt,  dass  das  Bauholz  und  die  Dachschindeln 
amerikanischen  Ursprungs  sind,  ebenso  das  Befestigungsmaterial, 
und  was  die  innere  Einrichtung  betrifft,  so  ist  vom  Topf 
auf  dem  Feuer  bis  zu  der  Uhr  auf  dem  Gesimse  alles 
amerikanischen  Ursprunges."  In  diesem  Sinne  schildert  der 
Berichterstatter  weiter,  „Dass  Nahrungsmittel,  Brenn-  und  Leucht- 
materialien amerikanischen  Ursprunges  sind,  ist  selbstverständlich ; 
aber  auch  in  der  Werkstätte  des  Hausherrn  hätte  er  alle  Werk- 
zeuge als  amerikanische  feststellen  können,  und  wo  er  ein  eng- 
lisches Produkt  gefunden  hä+te,  sei  es  von  inferiorer 
Qualität,  schlechtem  Finish  und  hässlichen  Aussehen  ge- 
wesen". Solchen  Vorwürfen  schliessen  sich  noch  andere  an:  Sie 
wollen  ihre  Muster  und  Stile  nicht  verändern;  ebensowenig  die 
Verpackungsart.  Gerade  diese  ist  es,  die  in  den  kolonialen  Be- 
richten die  grössten  Zornesausbrüche  auslöst.  Die  englischen  Pro- 
duzenten fänden  es  nicht  für  nötig,  nach  dem  Vorangehen  der  Ver- 
einigten Staaten  und  Deutschlands,  in  dieser  Beziehung  auf  die 
Einzelheiten  des  menschlichen  Geschmackes  einzugehen,  wie  etwa 
durch  Auschmückung  der  Kistchen  mit  hübschen  Bildern,  Ver- 
packung billiger  Waren  in  brauchbare  Schachteln  und  Schächtel- 
chen. Bei  der  Verpackung  vernachlässige  der  englische  Exporteur,, 
auch  kleineren  Quantitäten  bei  Massengütern  eine  sorgfältige  Em- 
ballage zu  geben,  und  dadurch  die  Transportsicherheit  und  Halt- 
barkeit der  Güter  zu  erhöhen.  Durch  solche  Verpackungsmängel  ist 
nach  den  Berichten  Victorias  der  englische  Handel  in  Glas-  und 
Lampenwaren  und  Flaschen  ernstlich  gefährdet.  Der  Bericht  aus 
Südaustralien  lässt  (nach  S.  460  d.  B.  B.)  klar  folgendes  sehen :  Was 
der  englische  Exporteur  nicht  versteht  und  weswegen  er  einer  für 
den  kolonialen  Markt  geeigneten  Verpackung  nicht  gerecht  werden 
kann  ist,  dass  er  nicht  Sicherheitsgewährung,  Leichtigkeit  und 
Billigkeit  der  Verpackung  in  dem  Masse  zu  vereinigen  versteht, 
wie  seine  Konkurrenten.  Der  Engländer  zeigt  auch  hierin  seine 
Schwerfälligkeit,  dass  er  die  Verpackung  sehr  schwer  und  solide 
gestaltet.  Hier  ist  Solidität  allein  keineswegs  am  Platze,  sie  erhöht 
nur  das  Gewicht  der  Ware  und  damit  die  Frachtkosten.  Eirr 
Grundsatz  allen  Handels  ist:  „Gut  verpackte  Güter  sind  bereits 
halb   verkauft"    und    es    ist   der  englische  Exporteur,    der  diesem 
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Grundsatze  zu  wenig  Beachtung  schenkt.  Abgesehen  von  der 
Verpackung,  ist  es  die  Ausstattung  der  Güter  selbst,  der  sogen, 
von  der  QuaHtät  unabhängige  „Finish",  der  gleichfalls  viel  zu 
wünschen  übrig  lässt.  Der  Engländer  nimmt  sich,  im  Gegensatz 
zu  seinem  Konkurrenten,  nicht  die  Mühe,  auch  einfachere  Güter 
mit  einer  solchen  Appretur  zu  versehen.  Diese  Klage  kehrt  in 
den  Kolonialberichten  überall  da  wieder,  wo  es  den  Konkurrenten 
gelungen  ist,  im  Metallwarenhandel,  wie  bei  den  Lieferungen  von 
Taschenmessern,  Revolvern  etc.,  den  englischen  Kaufmann  ^  aus 
dem  Sattel  zu  heben.  Bisher  haben  wir  in  Erfahrung  gebracht, 
wie  der  englische  Kaufmann,  kraft  seines  Konservatismus,  seiner 
Schwerfälligkeit,  seinem,  am  unrechten  Platze  geltend  gemachten 
angelsächsischen  Stolze,  es  versäumt  hat,  sich  den  Anforderungen 
des  kolonialen  Marktes  anzupassen,  in  der  rechten  Weise  sich 
Verkäufer  zu  verschaffen  und  ihnen  durch  eine  sorgsame  Ver- 
packung einen  ästhetisch  wirkenden  „Finish",  eine  im  Sinne  der 
am  letzten  Ende  der  Verkaufskette  stehenden  Konsumenten  gehal- 
tenen Gestaltung  der  Produkte,  seine  Waren  mundgerecht  zu 
machen.  Es  ist  aber  noch  ein  anderer  Grund,  der  auch  in  erster 
Linie  den  englischen  Exporteur  vor  seinem  fremdländischen  Kon- 
kurrenten benachteiligt  und  das  ist,  wie  so  oft  in  den  Berichten 
hervorgehoben  wird,  der  Mangel  an  Vertrauen  seinem  kolonialen 
Abnehmer  gegenüber.  Der  englische  Kaufmann  ist  nicht  in  dem 
Masse  wie  seine  Konkurrenten  bereit,  ein  Risiko  einzugehen.  Der 
Engländer  ist  nicht  geneigt,  von  einem  einmal  aufgestellten  Prinzip 
im  Interesse  seines  Kunden  abzuweichen ;  macht  er  z.  B.  in  seinen 
Transaktionen  „nur  Barzahlung"  („  cash  payment  on  delivery") 
zum  Prinzip,  so  wird  er  keine  Konzessionen  darauf  machen,  auch 
wenn  er  durch  eine  leicht  einzuziehende  Erkundigung  sich  von 
der  Kreditwürdigkeit  seines  Kontrahenten  überzeugen  könnte.  ^) 
Auch  was  die  Länge  der  Kredite  betrifft,  so  ist  der  fremd- 
ländische Exporteur  eher  zu  einer  längeren  Befristung  geneigt,  als 
der  englische.  •^)  So  vollzieht  sich  der  Handel  Englands  mit  Austra- 
lien fast  ausschliesslich  in  der  Weise,  dass  der  englische  Kaufmann 
die  Konossemente  zum  Bankier  sendet,  der  sie  natürlich  nur  gegen 
Bezahlung  ausliefern  kann.   Auch  hierin  kommt  der  Konservatismus 
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des  englischen  Kaufmanns  zur  Geltung,  denn  nur  selten  geht  er 
von  seinen  Geschäftsgrundsätzen  ab.  Dann  lässt  sich  der  englische 
Kaufmann  mit  kleinen  Detailhändlern,  die  nur  durch  Gewährung 
von  Kreditfristen  existieren  können,  überhaupt  nicht  ein,  und  über- 
lässt  dieses  ganze  Tätigkeitsgebiet  seinem  unternehmungslustigeren 
fremdländischen  Konkurrenten.  Aber  gerade  im  direkten  Verkehr 
des  britischen  Kaufmanns  oder  Produzenten  mit  dem  Detaillisten 
oder  Kaufmann  liegt  die  Ausdehnungsfähigkeit  des  Handels  über- 
haupt. Andererseits  wird  der  englische  Kaufmann  auch  merk- 
würdigerweise dadurch  geschädigt,  dass  das  kontinentale  Ausland 
für  die  Geschäftsabwicklung  mit  den  Kolonien  London  als  Ver- 
mittlungsplatz benutzt.  Oft  kennt  der  ausländische  Produzent  seinen 
kolonialen  Abnehmer  gar  nicht,  er  hält  sich  nur  an  seinen  sichereren 
und  zahlungsfähigeren  Londoner  Agenten.  In  jedem  Fall  aber 
wird  London  zur  Zahlungsabwicklung  benützt,  und  hierin  liegt  die 
Gefahr  für  den  englischen  Produzenten,  denn  der  koloniale  Ab- 
nehmer hat  nicht  einen  schwankenden  Wechselkurs  und  keine 
fremde  Währung  zu  befürchten.  In  den  Zahlungsangelegenheiten 
findet  er  beim  Engländer  keine  Vorteile  gegenüber  dessen  Kon- 
kurrenten und  bei  diesem  keine  Nachteile  gegenüber  dem  eng- 
lischen Produzenten.  ^) 

Wie  in  dem  passiven  Verhältnis  des  englischen  Kaufmanns 
zu  seinem  kolonialen  Konsumenten  zur  Organisation  eines  inten- 
siven Absatzes,  zu  der  Risikoübernahme  zu  Gunsten  eines  mög- 
lichst grossen  Kundenkreises  Konservatismus,  Schwerfälligkeit  und 
Hartnäckigkeit  immer  wieder  zum  Ausdruck  kommt,  so  ist  dies 
auch  bei  den  Vorwürfen  der  Fall,  die  in  der  Art,  wie  er  sich  seinen 
Konsumenten  gegenüber  als  geeigneter  Lieferant  vorstellt,  erscheinen. 
Wir  haben  zwar  schon  oben  hervorgehoben,  dass  es  seinem  Mangel 
an  Anpassungsfähigkeit  zuzuschreiben  ist,  wenn  er  es  nicht  ver- 
steht, die  Bedürfnisse  der  Konsumenten  in  geeigneter  Weise  zu 
studieren  und  zu  befriedigen.  Beides  ist  Sache  1.  einer  geeigneten 
Vertretung,  sei  es  durch  Platzagenten  oder  Reisende;  2.  einer 
geschickten  kunstgerechten  Reklame.  Wird  nun  der  englische 
Exporteur  diesen  elementaren  Anforderungen  gerecht  ?  Seiner  oben 
bereits  ausgesprochenen  Gewohnheit,  auf  den  Käufer  zu  warten, 
anstatt  ihn  aufzusuchen,   entspricht   das  Gegenteil.     Die  Vorwürfe, 
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die  die  Berichte  des  Blaubuches  diesbezüghch  erheben,  sind : 
1.  die  Reisenden  machen  im  Gegensatz  zu  ihren  ausländischen 
Konkurrenten  keine  Energie  geltend;  2.  sie  suchen  keine  kleinen 
Kunden  auf;  3.  sie  vernachlässigen  ihre  Tätigkeit  soweit,  dass  sie 
sich  kein  rechtes  Bild  von  ihrem  Absatzmarkt,  den  sie  zu  bearbeiten 
haben,  machen  können ;  4.  wo  die  britischen  Exporteure  mit  Platz- 
agenten in  Verbindung  stehen,  widmen  sich  diese  nicht  mit  der 
gewünschten  Ausschliesslichkeit  den  ihnen  aufgetragenen  Geschäften, 
d.  h.  sie  betreiben  zahllose  Nebengeschäfte  und  nur  wenig  Zeit 
bleibt  ihnen  übrig,  die  Interessen  des  Hauses,  dem  gegenüber  sie 
sich  verpfHchtet  haben,  zu  vertreten;  5.  wenn  diese  Platzagenten 
auch  ihren  Pflichten  nachkommen,  so  stellen  sie  so  grosse  Anfor- 
derungen an  die  Repräsentation,  dass  die  Kosten,  die  diese  ver- 
ursacht, mit  den  Interessen  der  Auftraggeber  nicht  vereinbar  sind;') 
6.  die  englischen  Häuser  haben  im  grossen  Ganzen  nicht  wie 
ihre  ausländischen  Konkurrenten,  die  Gewohnheit,  den  kolonialen 
Markt  durch  Geschäftsreisende  bearbeiten  zu  lassen,  sondern  sie 
nehmen  die  Dienste  von  Zwischenhändlern  in  Anspruch,  die  oft 
wenig  Interesse  haben  an  dem  Gedeihen  und  dem  Vorwärtskommen 
des    Handels. 

Aus  der  Vernachlässigung  des  Reisewesens  von  Seiten 
der  englischen  Exporteure  geht  hervor,  dass  er  auch  der  Re- 
klame nur  wenig  Beachtung  schenkt.  Dieser  Vorwurf  wird  in 
sehr  ausdrücklicher  Weise  in  den  Berichten  Viktorias  und  Süd- 
australiens hervorgehoben.  Die  Reklame  auf  dem  kolonialen  Markt 
kann  dadurch  betrieben  werden,  dass  erstens  die  Reklamespalten 
der  kolonialen  Presse  herangezogen,  oder  dass  direkt  von  dem 
Vertriebshause  aus  Kataloge  versandt  werden.  Auch  hierin  macht 
sich  wieder  geltend,  dass  der  Ausländer  einen  viel  ausgiebigeren 
Gebrauch  vom  Annoncieren  macht,  als  der  englische  Kaufmann. 
Man  muss  die  Konsumenten  mit  seinen  Waren  überhaupt  erst  be- 
kannt machen ;  die  Berichte  heben  hervor,  dass  sehr  viele  englische 
Waren  verkäuflich  wären,  wenn  man  sie  kennen  würde.  Diese 
Meinung  wird  dadurch  bestärkt,  dass  diejenigen  wenigen  Produ- 
zenten, die  diesem  Prinzipe  gefolgt  sind,  auch  grosse  Erfolge 
errungen  haben  (beispielsweise  Galanteriewaren  in  Viktoria).  Es 
gibt  Artikel,   wie   z.  B.  Medikamente,   deren   ganzer  Vertrieb  vom 

')  Vergl.  S.  356  des  B  -B. 
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Annoncieren  abhängt.  Am  richtigsten  ist  es,  (und  das  befolgen 
die  engHschen  Produzenten  am  wenigsten)  wenn  von  den  Produ- 
zenten direkt  und  nicht  von  Zwischenhändlern  die  Reklame  betrieben 
wird.  Ein  direkter  Appell  an  das  Publikum,  einen  bestimmten 
Artikel  zu  kaufen,  hat  natürlich  zur  Folge,  dass  die  Detaillisten  des 
Platzes  nur  diese  Waren  auf  Lager  halten  müssen,  während  eine 
blosse  Annonce  des  Detaillisten  kaum  von  Erfolg  sein  kann.  Wäh- 
rend der  Ausländer  mehr  das  Annoncenwesen  in  den  Dienst  seiner 
Reklame  stellt,  gibt  der  Engländer  mehr  dem  Katalogwesen  den 
Vorzug.  Aber  auch  hierin  versteht  er  es  nicht  von  einer,  die  Kon- 
kurrenten übertreffenden  Form  Gebrauch  zu  machen,  denn  seine 
Kataloge  sind  nach  den  australischen  Berichten  von  schlechtem 
Papier  und  schlechtem  Drucke  und  sind  bei  weitem  nicht  so  infor- 
mierend, wie  die  des  Konkurrenten. 

Ein  Vorwurf,  der  im  Anschluss  daran  nicht  die  Produzenten 
als  solche  treffen,  sondern  die  laisser-faire-Politik  des  Mutterlandes 
geissein  will,  ist  der,  dass  das  Ausland,  im  Gegensatz  zur  eng- 
lischen Regierung,  es  für  richtig  findet,  Unternehmungen  für  den 
Handel  mit  den  Kolonien  durch  bestimmte  Winke  zu  leiten  und 
zu  unterstützen,  indem  den  Konsuln  besonders  an's  Herz  gelegt 
wird,  sich  sehr  wohl  über  die  Handelsverhältnisse  zu  informieren. 
Die  Gouverneure  und  Verwalter  der  kolonialen  Regierungen 
sind  keine  Geschäftsleute,  sie  sind  in  der  Lage,  solche  eingehen- 
den Berichte  an  die  Regierung  und  private  Interessenten  zu  sen- 
den. Das  Resultat  dieser  Verhältnisse  ist  zweiseitig:  L  Die  eng- 
lische Regierung  ist  für  statistische  und  wirtschaftspolitische  Zwecke 
nicht  so  gut  über  die  Grundlagen  des  Handels  in  den  einzelnen 
Kolonien  informiert,  wie  das  Ausland.  2.  Fremde  Länder  sind  mit 
allen  einschlägigen  Verhältnissen  besser  vertraut  als  das  Mutterland. 

3.  Die  Wirkung  des  Merchandise-Marks-Act  auf  den 
Handel  Englands  mit  den  Kolonien. 

Wenn  es  Gesetze  gibt,  die  vollständig  das  Gegenteü  von  dem 
erreichen,  was  der  Gesetzgeber  mit  ihnen  bezweckte,  so  ist  dies 
in  ausserordentlich  hohem  Masse  der  Fall  bei  dem  „Marchandise 
Marks  Act".  Wie  sehr  sich  England  durch  diese  Massnahmen  selbst 
ins   Fleisch   geschnitten   hat,    sollen   die   folgenden   Ausführungen 
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erweisen.  Der  M.  M.  A.  befiehlt  die  deutliche  Aufstempelung  des 
Herkunftslandes  auf  sämtliche  Importwaren  und  bezweckt  den  Im- 
port ausländischer  Produkte  dadurch  zu  unterbinden,  dass  sie  die 
Konsumenten  mit  dem  Herstellungsort  der  einzelnen  Produkte  be- 
kannt macht,  indem  sie  dabei  voraussetzt,  dass  das  Publikum 
dann  selbstverständlich  britischen  Produzenten  den  Vorzug  geben 
werde.  Im  Jahre  1876  war  über  deutsche  Produkte  auf  der  Welt- 
ausstellung in  Philadelphia  das  Urteil  gesprochen:  „billig  und 
schlecht."  „Made  in  Germany"  hatte  dadurch  eine  verächtliche 
Bedeutung  erhalten.  Und  von  der  Nachwirkung  dieser  verächt- 
lichen Bedeutung  versprachen  sich  nun  die  Urheber  des  M.  M.  A. 
den  Erfolg.  Diese  Voraussetzung  macht  den  Fehler,  die  Fort- 
schritte der  in  den  70er  Jahren  noch  unbedeutenden  Industrie- 
länder unberücksichtigt  zu  lassen.  Sie  übersah ,  dass  die  Fort- 
schritte Deutschlands  zu  einer  Urteilsänderung  über  das  ^Made 
in  Germany"  geführt  hatten.  Das  oben  ausgesprochene  Urteil  hat 
sich  allmählich  in  das  Gegenteil  verkehrt.  „Made  in  Germany" 
ist  inzwischen  fashionabel  geworden.  Wohl  hatte  des  M.  M.  A. 
den  Zweck  erreicht,  den  Konsumenten  mit  dem  Herstellungsort 
bekannt  zu  machen,  aber  der  Konsument  zog  nicht  die  vom  Ge- 
setzgeber gewünschten  Konsequenzen  daraus.  Denn  dieser  machte 
von  seiner  Kenntnis  des  Herstellungsortes  nicht  den  Gebrauch,  nun 
die  betreffenden  Produkte  zu  meiden  und  sich  zu  hüten  (um  bei 
unserm  Beispiel  zu  bleiben)  ein  „Made  in  Germany"- Produkt  zu 
kaufen;  sondern  gerade  das  Gegenteil  von  dem :  er  benutzte  diese 
Kenntnis  um  sich  mit  dem  ausländischen  Produzenten  bekannt 
zu  machen.  Denn  hatte  er  bis  dahin  das  ausländische  Produkt 
durch  Vermittlung  englischer  Händler  erhalten,  so  konnte  er  nun- 
mehr, da  er  den  Produzenten  im  ausländischen  Produktionsorte 
kannte,  den  verteuernd  wirkenden  englischen  Zwischenhandel  um- 
gehen und  sich  direkt  an  jenen  wenden.  Dadurch  ist  auch  der 
Zwischenhandelsprofit,  den  England  hätte  haben  können,  unwieder- 
bringlich verloren  gegangen.  Tritt  aber  der  Kolonialhändler  oder  der 
Kolonialkonsument  in  direkte  Beziehungen  zu  einem  ausländischen 
Hause  wegen  eines  von  ihm  benötigten  Artikels,  so  wird  er  mit 
diesen  auch  noch  andere  Waren  von  jenem  der  Bequemlichkeit 
halber  beziehen,  Waren,  die  er  sonst  auch  sehr  leicht  aus  eng- 
lischen Händen  hätte  erlangen  können.  So  zieht  ein  Nachteil  gleich 
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einen  andern,  vielleicht  bedeutungsvolleren  im  Schlepptau  nach 
sich.  Besondere  Wirkungen  hatte  dieses  Gesetz  da,  wo  es  in 
schutzzöllnerischen  Kolonien  rezipiert  worden  ist.  So  vor  Allem 
in  Victoria  und  Südaustralien.  In  Victoria  existiert  das  Gesetz  seit 
1890  unter  dem  Namen  des  „Victoria  Trade  Marks  Act".  Zuge- 
geben wird,  dass  das  Gesetz  dem  Verkauf  ausländischer  Waren 
als  britischer  ein  Ende  gesetzt  hat.  Hier  hat  das  Gesetz  nämlich 
den  Zweck,  die  zollpflichtigen  Waren  des  Auslandes  von  denen 
des  Mutterlandes  zu  unterscheiden.  Aber  wie  viel  Mittel  gibt  es, 
solche  Bestimmungen  zu  umgehen.  Und  gerade  der  Bericht  dieser 
Kolonie  legt  vielfach  Zeugnis  davon  ab.  Viele  Waren,  die  in 
Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  hergestellt  werden,  werden 
nach  England  gesandt  und  erhalten  hier  ihren  Finish  und  damit 
den  britischen  Firmenstempel.  Dann  werden  z.  B.  in  Deutschland 
hergestellte  kleinere  Waren,  wie  Taschenmesser  nach  England  ge- 
sandt, hier  in  Schächtelchen  britischer  Firmen  verpackt  und  können 
nun  ebenso  wie  die  obigen  Waren,  als  englische  Produkte  in  Vic- 
toria eingeführt  werden.  Es  ist  ausserordentlich  schwer  bei  der 
Einfuhr  einen  Betrugsbeweis  zu  erbringen.  Das  Anwendungsbe- 
reich dieses  Gesetzes  ist  also  durch  die  verschiedensten  kaufmän- 
nischen Manipulationen  leicht  beschränkbar.  Aber  auch  eine  direkte 
Schädigung  der  Interessen  erwächst  dieser  Kolonie  aus  dem  An- 
wendungsbereich dieses  Gesetzes.  Mehrere  Nachbarkolonien,  wie 
Neu-Süd- Wales,  haben  nämlich  diese  Akte  nicht  rezipiert;  wird 
also  dem  Import  falschmarkierter  Waren  in  Victoria  Einhalt  getan, 
so  wird  der  Import  auf  die  Nachbarkolonie  übertragen  und  Vic- 
toria verliert  diesen  Handel.  „Von  irgend  einem  Vorteile  dieses 
Schutzgesetzes  (und  damit  schliesst  der  Bericht)  könnte  überhaupt 
erst  die  Rede  sein,  wenn  das  Gesetz  auf  ganz  Australien  ausge- 
dehnt würde.  In  Südaustralien  sind  dieselben  Beobachtungen  ge- 
macht worden.  Hier  leistete  zwar  dieses  Gesetz  besonders  Dienste 
bei  der  Aufdeckung  falschetiquettierter  Spirituosen,  im  ganzen  ist 
aber  auch  hier  die  Wirkung  mehr  eine  komische.  Völlig  illustriert 
werden  unsere  Angaben  durch  folgende  in  dem  Berichte  Kanadas 
enthaltenen  Bemerkungen:  „Es  wurde  bemerkt,  dass  der  Handel 
durch  falsche  Markierung  und  falsche  Angaben  über  den  Ur- 
sprung viel  weniger  leidet  als  der  Handel  des  Vereinigten  König- 
reichs durch  die  Wirkung  des  Marchandise  Marks- Act.  Man  findet 
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auf  dem  kanadischen  Markt  mit  „Made  in  Germany"  und  „Made 
in  France"  gestempelte  Waren,  die  so  für  die  Einfuhr  nach  Eng- 
land markiert  werden  mussten,  woher  die  Waren  zweifellos  hier- 
hergekommen sind,  und  wenn  man  findet,  dass  die  Waren  von 
besserer  Qualität  sind,  so  wird  man  sie  nunmehr  eher  aus  dem 
auf  dem  Produkt  angezeigten  Ursprungslande  als  aus  England 
beziehen"^).  Es  übrigt  sich  damit,  noch  weitere  Beispiele  für  den 
Schluss  heranzuziehen,  dass  der  M.  M.  A.  ein  Gesetz  ist,  das  die 
entgegengesetzte  Wirkung  gehabt  hat  als  der  Gesetzgeber  ur- 
sprünglich beabsichtigte.  Aus  den  verschieden  hier  zitierten  Be- 
richten geht  hervor,  dass  dies  Gesetz  schädigend  auf  den  Handel 
Englands  mit  den  Kolonien  gewirkt  hat  und  zwar  so,  dass  diese 
Nachteile  zu  Vorteilen  in  den  Händen  des  fremdländischen  Kon- 
kurrenten geworden  sind.  Hier  also,  wo  einmal  von  der  laisser- 
faire-Politik  Abstand  genommen  wurde  und  ein  Gesetz  zur  Förde- 
rung des  Handels  mit  den  Kolonien  geschaffen  wurde,  hat  dieses 
Unheil  im  Gefolge  gehabt.  Bei  der  Besprechung  dieser  negativen 
Eigenschaften  Englands,  die  der  fremdländischen  Konkurrenz  in 
seinem  Kolonialgebiet  Vorschub  leisten,  haben  wir  gesehen,  dass 
dem  englischen  Handel  Schäden  erwachsen  1)  aus  der  negativen 
laisser-faire-Politik  des  Mutterlandes  gegenüber  der  Sicherung  eines 
rein  britischen  Schiffahrtsverkehrs  zu  Gunsten  des  Kolonialhandels 
durch  Erteilung  von  Subventionen  und  gegenüber  einem  in  kauf- 
männischen Händen  liegenden  geeigneten  Konsulardienst  in  den 
Kolonien ;  2)  aus  kurzsichtigen  Massnahmen,  deren  Wirkung  sich 
in  das  Gegenteil  des  vom  Gesetzgeber  beabsichtigten  Zweckes 
verwandelt,  wie  dies  bei  der  M.  M.  A.  der  Fall  ist;  3)  aus  der 
mangelhaften  Anpassungsfähigkeit,  der  Schwerfälligkeit,  dem  Kon- 
servatismus, der  Prinzipienreiterei,  dem  mangelhaften  Vertrauen 
gegenüber  den  kolonialen  Kontrahenten,  dem  Mangel  der  Energie 
der  britischen  Produzenten  und  Exporteure  selbst.  Diese  Tatsachen 
schlagen  in  die  Handelsbeziehungen  des  Mutterlandes  zu  den  Ko- 
lonien eine  Bresche,  in  die  einzuspringen  die  fremdländische  Kon- 
kurrenz kraft  besonderer  im  nächsten  Paragraphen  zu  besprechen- 
den Eigenschaften,  befähigt  ist. 


^)  Auf  die  M.  M.  C.  und  die  T.  M.  A.  kommt  auch  E.  Jaffe  in  Schmoilers 
Jahrbuch  Band  24,  1900,  S.  1050  ff  zu  sprechen.  Es  scheint  ihm  bei  seiner- 
Arbeit  dasselbe  Blaubuch  vorgelegen  zu  haben. 
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§  2.  Welches  sind  die  (positven)  Eigenschaften  des  nach  den 
britischen  Kolonien  sich  erstreckenden  ßandels  des  RuslandeS; 
die    eine    erfolgreiche   Konkurrenz    gegenüber   der   Tätigkeit 
des  Mutterlandes  ermöglichen? 

Der  Billigkeitsfaktor  entscheidet  auf  dem  kolonialen  Markte. 
Da  dieser  in  seiner  gemischten  Bevölkerung  einen  Bedarf  an 
weniger  wertvollen,  aber  billigen  Waren  hat,  so  erhält  natürlich 
derjenige  den  Preis,  der  es  versteht,  den  Waren  bei  dieser  Billig- 
keit auch  ein  gutes  Aussehen  zu  verleihen.  Das  versteht,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  der  englische  Exporteur  nicht.  Das  Ausland 
jagt  ihm  hierbei  den  Rang  ab.  Wieso  aber  ist  der  Ausländer  in 
der  Lage,  die  Bedarfsartikel  des  kolonialen  Marktes  billiger  her- 
zustellen ?  Das  Blaubuch  beantwortet  nun  diese  Frage  in  der  Weise, 
dass  der  englische  Handel  in  wirkHch  guten  Waren  noch  immer 
die  Oberhand  behalte,  dass  dieser  nur  in  der  billigen  Ware  von 
dem  ausländischen  geschlagen  werde.  Wenn  diese  allgemeine  Be- 
hauptung auf  Seite  12  der  Einleitung  aufgestellt  wird,  so  entspricht 
dies  nicht  ganz  dem  Bilde,  dass  ich  aus  der  Durchsicht  der  Stati- 
stik gewonnen  habe.  Durch  diese  wird  es  schon  bei  oberfläch- 
hcher  Durchsicht  markiert,  dass  z.  B.  Deutschland  in  einer  Reihe 
von  Industrien,  deren  Erzeugnisse  absolut  nicht  zu  den  qualitäts- 
losen Waren  gehören,  sich  seine  Superiorität  auf  bedeutenden 
kolonialen  Märkten  errungen  hat.  Das  ist:  1.  Die  chemische 
Industrie,  denn  selbst  in  den  ganz  und  gar  von  den  Vereinigten 
Staaten  beeinflussten  Absatzgebieten  ist  Deutschland  der  haupt- 
sächlichste Lieferant.  2.  Die  Eisenindustrie,  soweit  sie  sich 
auf  die  Herstellung  von  Platten,  Röhren,  Balken  und  Trägern  be- 
schränkt. 3.  Die  Produktion  von  a)  musikalischen  Instrumenten, 
b)  elektrischen  Apparaten.  4.  Die  Bekleidungsindustrie  und  zwar 
die  Herstellung  von  Unterkleidern  und  hier  wieder  insbesondere 
von  Strumpfwaren.  Die  Ueberlegenheit  Deutschlands  beruht  haupt- 
sächlich auf  2  Faktoren: 

1.  Die  Ausbildung  der  wissenschaftlichen  Technik. 

Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  ein  grosser  Teil  der 
modernen  industriellen  Entwicklung  auf  Rechnung  des  Fort- 
schrittes   der    exakten    Wissenschaften    im    19.    Jahrhundert    und 
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ihrer  Stellung  im  Dienste  der  industriellen  Technik  zuzuschrei- 
ben ist.  Ausser  der  ganzen  chemischen  Industrie  ist  auch 
erst  die  heutige  Form  der  Spinnerei  und  Weberei,  des  Baues  von 
Dampf-  und  Arbeitsmaschinen,  Lokomotiven  und  Dampfschiffen 
durx:h  jene  möglich  geworden.  Eine  der  grundlegenden  An- 
forderungen, die  ein  Fortschrittt  der  Industrie  stellt,  ist  daher  die, 
dass  in  immer  mehr  zunehmendem  Masse  die  praktische  Technik 
mit  der  Entwicklung  der  exakten  Wissenschaften  Schritt  hält.  In 
Deutschland  ist  diese  Anforderung  in  dem  ihr  zukommenden  Masse 
gewürdigt  worden  und  man  hat  hier  schon  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhundert's  Anstalten  getroffen,  diesen  Anforderungen  ge- 
recht zu  werden.  England  ist  dagegen  mit  der  einheitlichen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  seiner  industriellen  Leiter  noch  arg 
zurückgeblieben.  Gerade  diese  Einheitlichkeit  in  der  reichen  Vor- 
bildung der  deutschen  Ingenieure  hat  den  Erfolg  gehabt,  dass 
sich  Deutschland  in  der  von  den  exakten  :|Wissenschaften  am 
meisten  abhängigen  Industrie  —  der  chemischen  —  den  ersten 
Platz  unter  allen  Industriestaaten  errungen  hat  (abgesehen  von  der 
teilweise  auch  chemischen  Galanteriewaren-,  Droguen-  und 
Parfümerieindustrie  Frankreichs).  England  weist  in  der  chemi- 
schen Industrie  eine  sehr  mangelhafte  Leistungsfähigkeit  auf. 
Dies  kommt  in  den  Berichten  teilweise  nur  in  den  Ziffern,  teil- 
weise in  positiven  Bemerkungen  der  Berichterstatter  zum  Ausdruck. 
Es  sind  besonders  die  Anilin-  und  Malerfarben,  mit  denen  Deutsch- 
land den  kolonialen  Markt  beherrscht.  So  importierte  Deutschland 
nach  Kanada  1894  Anilinfarben  im  Betrage  von  ^'^52,000,  doppelt 
so  viel  als  England.  Und  in  dem  Berichte  Viktorias  findet  sich 
folgende  Angabe:  Deutschland  verdrängt  die  englischen  Produkte 
wegen  billiger  Preise  und  besserer  Qualität.  In  Säuren,  Natron 
etc.  ist  Deutschland  oft  der  einzige  Lieferant.  Sogar  eine  so 
schwere  Ware  wie  Zement  wird  aus  deutscher  Produktion  andern 
in  australischen  Kolonien  vorgezogen.  Somit  ist  festgestellt,  dass 
durch  die  höhere  wissenschaftliche  Vorbildung  der  Technik  in 
Deutschland  eine  bedeutungsvolle  chemische  Industrie  herange- 
zogen worden  ist,  die,  der  englischen  bei  weitem  überlegen,  auch 
auf  dem  kolonialen  Markt  ihre  Wirkung  ausübt. 
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2.  Die  billigeren  Arbeitslöhne  in  Deutschland. 

Wenn  auch  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  niedrige- 
Arbeitslöhne  keineswegs  wünschenswert  sind,  so  sind  sie  doch  im- 
stande, einem  Lande  mit  höhern  Löhnen  gegenüber  produktions- 
verbilligend  und  exportfördernd  zu  wirken.  Vermöge  der  Ausbildung 
der  Gewerkschaftstätigkeit  sind  in  England  viel  höhere  Arbeitslöhne 
und  bessere  Arbeitsbedingungen  erzielt  worden  als  in  Deutschland; 
dass'dieser  Umstand  aber  auch  von  englischer  Seite  als  ein  Deut- 
schland begünstigender  Faktor  angesehen  wird,  bezeugt  das  Blaubuch 
von  1903:  „British  and  Foreign  Trade  and  Industry" :  ein  grosser  Teil 
des  Buches  wird  der  Erörterung  dieser  Frage  gewidmet.  Auf  die 
hier  gemachten  Angaben  stützen  sich  meine  folgenden  Ausführungen. 
Die  wöchentlichen  Ausgaben  einer  normalen  Arbeiterfamilie 
für  Ernährung,  Miete,  Bekleidung,  Beleuchtung  und  Heizung  be- 
tragen in  Grossbritannien  durchschnittlich  33  sh  10 '/2  d,  in  Deutsch- 
land \^[sh  11  d\  die  Nahrungsausgaben  sind  in  England  fast  doppelt 
so  gross  als  in  Deutschland ;  auch  sind  sie  viel  grösseren  Schwan- 
kungen unterworfen  als  in  Deutschland.  Die  Ausgaben  für 
Wohnung  sind  in  England  erheblich  höher  als  in  Deutschland ;  eben- 
so diejenigen  für  Beleuchtung  und  Beheizung,  während  die  Kosten  für 
Bekleidung  einen  etwas  geringeren  Unterschied  zeigen  (S.  220) 
Nach  W.  H.  Dawson  :  "German  life  in  town  and  country"  und  nach 
Dückershoff  "How  the  English  Workman  lives"  nehmen  die  Woh- 
nungskosten in  deutschen  Städten  einen  höheren  Prozentsatz  des 
Einkommens  in  Anspruch  als  in  englischen.  Im  ganzen  aber  nimmt 
die  Haushaltung  des  englischen  Arbeiters  einen  viel  höheren  Stand 
ein  als  die  des  deutschen.  Wenn  man  das  Einkommen  der  Fami- 
lien vergleicht,  so  verhält  sich  das  Einkommen  einer  deutschen  zu 
dem  einer  englischen  Familie  wie  69 :  100.  Es  dürfen  aber  |in 
Deutschland  die  grossen  Anforderungen  an  den  Unternehmer 
für  Arbeiterversicherungsprämien  nicht  unberücksichtigt  bleiben: 
Auch  Lotz  weist  in  seinen  „Ideen  der  deutschen  Handelspolitik 
von  1860—1892"  (S.45)  auf  die  Billigkeit  der  Arbeitslöhne  in 
Deutschland  als  Konkurrenzfaktor  gegenüber  England  hin:  „Nicht 
gerade  ruhmvoll  ist,  dass  damals,  als  die  Ursache,  weshalb  auch  in  der 
Anfertigung  wohlfeiler  Massenartikel  Deutschland  die  englische  Kon- 
kurrenz nicht  zu  scheuen  brauche,  von  den  Freihändlern  nicht  etwa 
bessere  technische  Einrichtungen  unsererseits,  sondern  das  niedrige 


—    97    — 

Lohnniveau,  insbesondere  die  tiefer  stehende  Lebenshaltung  der  deut- 
schen Arbeiter  wiederholt  ins  Feld  geführt  wurden.  Die  niedrigen 
Löhne  gaben  vor  allem  in  denjenigen  Gewerben  damals  einen 
Vorsprung,  welche  noch  nicht  vom  hausindustriellen  zum  me- 
chanischen Betrieb  übergegangen  waren.  Die  hierin  wurzelnde 
Konkurrenzfähigkeit  Deutschlands  beruht  natürlich  nicht  auf  dauern- 
den Ursachen."  Gewiss  liegt  es  durchaus  nicht  im  Interesse,  Deutsch- 
lands diesen  exportfördernden  Faktor  aufrecht  zu  erhalten.  Es 
werden  und  müssen  die  hervorgehobenen  Unterschiede  mit  der 
Zeit  verschwinden.  Aber  bis  zur  Gegenwart  haben  sich  die  deut- 
schen Arbeiterverhältnisse  doch  nicht  auf  die  Höhe  der  englischen 
erhoben,  und  solange  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  dieser  Unter- 
schied fortfahren,  ein  die  deutsche  Konkurrenz  fördernder  Faktor 
zu  sein. 

Was  die  Konkurrenz  der  Vereinigten  Staaten  betrifft,  so  ist 
diese  die  ziffermässig  bedeutendere.  Es  gibt  keine  Ware,  die  in 
dem  amerikanischen  Kolonialbezirk  Englands  vertrieben  wird, 
deren  Monopolvertrieb  durch  England  die  Vereinigten  Staaten 
unbehelligt  lassen.  Als  Grundlage  dieser  Erscheinung  ist  L  die 
geographische  Lage,  2.  eine  Reihe  volkswirtschaftlicher  Gründe 
aufzufassen. 

3.  Die  geographische  Lage  und  die  Konkurrenz  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Die  Vereinigten  Staaten  sind  die  einzige  amerikanische  Gross- 
macht. Sie  sind  die  Träger  des  wirklich  „Amerikanschen".  Wenn 
man  von  den  Vereinigten  Staaten  und  ihren  Bewohnern  spricht, 
so  sagt  man  schlechtweg  „Amerika  und  die  Amerikaner".  Sie 
beherrschen  geistig  und  materiell  den  gesamten  amerikanischen 
Kontinent,  sie  sind  auch  neuerdings  unter  die  bedeutendsten  Welt- 
mächte getreten.  Sie  sind  gerade  wegen  ihrer  Vereinigung  agri- 
kultureller  und  industrieller  Vorzüge  das  wirtschaftlich  entwicklungs- 
fähigste Land  überhaupt  zu  nennen.  Natürlich  kann  dies  nicht  auf 
die  in  ihrem  wirtschaftlichen  Machtbereich  liegenden  englische  Ko- 
lonien ohne  Wirkung  bleiben.  Da  ist  erstens  zu  nennen  das  ganze 
britische  Nordamerika,  das  fast  völlig  ausgefüllt  wird  durch  das 
Dominion  of  Canada.  In  der  ganzen  Breite  des  nordamerikanischen 
Kontinentes  grenzt  Kanada  an  die  Vereinigten  Staaten.  Die  klima- 
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tischen,  die  topographischen,  die  natürlichen  Produktionsbedingungen, 
ja  auch  zum  gewissen  Teile  historische  Bedingungen,  sind  ihnen 
gemeinsam.  Diese  Gemeinsamkeit  der  Bedingungen  wird  aber 
durchbrochen  dadurch,  dass  dieselben  Entwicklungsbedingungen 
in  den  Vereinigten  Staaten  ungemein  an  Intensität  die  kanadischen 
übertreffen.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  in  viel  eminenterem  Masse 
als  Kanada  das  Aufnahmeland  für  die  Auswanderermassen  im 
19.  Jahrhundert  gewesen.  Daher  sind  sie  betreffs  ihrer  Bevölke- 
rungsmenge und  ihrem  Bevölkerungswachstum  nicht  vergleichbar. 
In  den  Vereinigten  Staaten  wohnen  auf  9,2  Millionen  Quadratkilo- 
meter gegenwärtig  etwa  85  Millionen  Menschen,  in  Britisch  Nord- 
amerika auf  zirka  6,3  Millionen  Quadratkilometer  nur  etwa  7  Millionen 
Menschen.  Zudem  kommt  es  in  Betracht,  dass  die  oben  geschilderte 
Bedingungsgleichheit  nur  für  diejenigen  kanadischen  Staaten,  die 
unmittelbar  an  die  Vereinigten  Staaten  grenzen,  zutrifft. 

Ist  die  gegenwärtige  Lage  auch  nicht  so  geschaffen,  dass  sie 
schon  jetzt  einen  unbedingten  Vergleich  zulässt,  so  hat  doch 
Kanada  jedenfalls  eine  grosse  Zukunft  für  sich.  Es  ist  vielleicht 
nicht  übertrieben,  wenn  man  behauptet,  dass  die  Perle  unter  allen 
Kolonien  nicht  Indien,  sondern  das  Dominion  of  Canada  ist.  Kanada 
und  die  Vereinigten  Staaten  gleichen  sich  einerseits  und  ergänzen 
sich  andererseits,  so  dass  hier  bei  weitem  leichter  ein  Handel  statt- 
finden kann,  als  ein  Handel  Kanadas  mit  irgend  einem  andern 
Lande.  Von  einem  Geben  und  Nehmen  zwischen  beiden  Ländern 
kann  hier  nicht  recht  die  Rede  sein,  da  die  Vereinigten  Staaten 
den  andern  Ländern  gegenüber  fast  immer  als  Geber,  sehr  selten 
als  Nehmer  auftreten. 

Die  enge  wirtschaftliche  Interessenverbindung  zwischen  Ka- 
nada und  den  Vereinigten  Staaten  ist  beiden  Teilen  zum  Bewusst- 
sein  gekommen.  Dies  hat  vielfach  zur  Anregung  eines  nordamerika- 
nischen Zollvereins  geführt.  Ausser  Kanada  gruppiert  sich  um  die 
Vereinigten  Staaten  noch  eine  Reihe  anderer  Kolonien;  es  kommt 
vor  allen  andern  in  Betracht  die  westindische  Inselgruppe,  in  die 
die  Vereinigten  Staaten  durch  ihren  Besitz  Kubas,  des  Zentrums 
westindischer  Volkswirtschaft,  hineinragen.  Diese  unmittelbare  Nach- 
barschaft gibt,  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle  erwogen  haben, 
Anlass  zu  einem  viel  intensiveren  Verkehr  der  westindischen  Inseln 
mit  den  Vereinigten  Staaten    als  mit  dem  Mutterlande;    so  ist  es 
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z.  B.  nach  den  Kolonialberichten  bei  Bahamas,  Bermuda  und 
Jamaika  der  Fall.  Bemerkenswert  ist  es,  dass  diese  Inseln  den  Be- 
wohnern der  östlichen  Staaten  der  Union  als  Kurorte  dienen.  Der 
keineswegs  weite  Seeweg  gestattet  nun,  den  New-Yorker  Geschmack 
der  Kurgäste  auch  durchweg  mit  New-Yorker  Waren  zu  befriedigen. 
Es  gibt  also  eine  Anzahl  geographischer  Verhältnisse,  die  zu 
Konkurrenzvorteilen  der  Vereinigten  Staaten  gegenüber  dem  Handel 
des  Mutterlandes  im  britischen  Kolonialbesitz  in  Nordamerika 
führen. 

4.  Die  volkswirtschaftlichen  Vorteile  der  Nordamerikaner. 

Abgesehen  von  diesen  geographischen  Vorteilen,  liegt  auch 
eine  Reihe  volkswirtschaftlich-industrieller  Vorteile  in  den  Händen 
der  Nordamerikanern,  die  es  ihnen  gestatten,  ihre  Konkurrenz  auf 
den  gesamten  Bereich  des  britischen  Kolonialgebietes  auszudehnen. 
Hierunter  fällt  vor  allen  Dingen,  dass  die  Vereinigten  Staaten  eine  alle 
andern  Länder  der  Welt  übertreffende  Lebensmittelindustrie  besitzen 
und  ausserdem  noch  für  eine  Reihe  von  diesen  Produkten,  wie  Bisquits 
und  Konserven,  auch  in  den  britischen  Kolonien  Nordamerikas  ein  der 
amerikanischen  Lebensweise  angepasster  Spezialbedarf  herrscht.  Wenn 
wir  die  Statistik  sämtlicher  Kolonien  durchgehen,  so  sehen  wir, 
dass  die  Vereinigten  Staaten  in  fast  allen  Kolonien  die  ausschliess- 
lichen Lieferanten  gewisser  Lebensmittelprodukte  sind.  Abgesehen 
von  diesen  Artikeln  (und  natürlich  der  im  Bereiche  dieser  Kon- 
kurrenzverhältnisse nicht  zu  behandelnden  amerikanischen  Getreide- 
und  Mehleinfuhr  nach  den  Kolonien)  ist  es  gerade  die  staunen- 
erregende Entwicklung  der  amerikanischen  Eisen-,  Stahl-  und 
Baumwollindustrie,  die  zu  analysieren  wir  uns  im  vorigen  Kapitel 
bemüht  haben  und  die  einen  den  britischen  Handel  wirklich  be- 
drohenden Konkurrenzfaktor  bildet.  Man  mag  welchen  Bericht 
man  will  aufschlagen,  man  findet  in  fast  allen  Zahlen,  die  hier 
für  den  Stahl-  und  Eisenwarenvertrieb  gegeben  sind,  England 
und  die  Vereinigten  Staaten  als  Liefereanten  nebeneinandergestellt, 
und  meist  so,  dass  die  grössere  Quantität  den  letzteren  zufällt.  Wo 
die  amerikanischen  Waren  in  Baumwollartikeln  dem  englischen  Han- 
del eine  gefahrdrohende  Konkurrenz  bereiten,  ist  diese  darauf  zu- 
rückzuführen, dass  der  spezielle  Bedarf  in  den  Vereinigten  Staaten 
selbst  in  diesen  Artikeln  mit  dem  Bedarf  in  den  Kolonien  identisch 
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ist  und  dass  keine  Spezialindustrie,  wie  im  Mutterlande,  für  den 
kolonialen  Markt  eingerichtet  zu  werden  braucht.  Ausserdem  giebt 
es  noch  ein  sehr  wichtiges  Industriegebiet,  in  dem  die  Amerikaner 
es  verstanden  haben,  sich  eine  Monopolstellung  zu  erringen.  Das 
ist  die  Schuhwarenindustrie.  Was  in  den  Kolonien,  —  für  die  in 
Amerika  gelegenen  ist  dies  selbstverständlich,  aber  auch  in  den  au- 
stralischen und  afrikanischen  Kolonien  und  last  not  least  in  Eng- 
land selbst  ist  dies  der  Fall  —  an  Schuhwaren  gebraucht  wird, 
ist  meist  ausschliesslich  amerikanischen  Ursprungs.  Als  Grund 
für  diese  Erscheinung  glaube  ich  den  Umstand  hinstellen  zu  kön- 
nen, dass  die  Amerikaner  gewisse  die  Artikel  selbst  ausserordentlich 
verbilligende  Produktionsmethoden  (wie  Sohlennähmaschinen)  über 
den  Rahmen  ihres  Landes  nicht  hinausgehenlassen. 

5.  Die  Anpassungsfähigkeit  der  beiden  Konkurrenzländer. 

Damit  glaube  ich  gewisse  Sondereigentümlichkeiten  Deutsch- 
lands und  der  Vereinigten  Staaten  analysiert  zu  haben,  die  an 
und  für  sich  bereits  eine  Konkurrenz  im  amerikanischen  Kolonial- 
gebiet begründen.  Natürlich  ist  es  selbstverständlich,  dass  beide 
im  Ganzen  grossen  ihre  Konkurrenz  nebeneinander  ausüben.  Für 
die  Ausdehnung  des  Handels  der  Vereinigten  Staaten  im  amerika- 
nischen Kolonialgebiet  Englands  gestaltet  sich  dies  Verhältnis 
anders.  Aus  einem  Vergleich  der  verschiedenen  Kolonialberichte 
untereinander  geht  hervor,  dass  solange  wir  uns  im  wirtschaftlichen 
Machtbereich  der  Vereinigten  Staaten  befinden  die  amerikanische 
Konkurrenz  die  deutsche  in  bedeutendem  Masse  übertreffen  muss 
und  zwar  so,  dass  diese  hinter  jener  an  absoluter  Geltung  voll- 
kommen zurücktritt.  Wir  können  die  deutsche  Konkurrenz  erst 
absolut  zu  bewerten  beginnen,  wenn  wir  aus  dem  Machtbereiche 
der  Vereinigten  Staaten  heraustreten.  Das  Blaubuch  hebt  nun 
hervor  welche  positiven  Eigenschaften  der  Konkurrenz  beider  Länder 
es  möglich  machen,  den  englischen  Handel  in  Gefahr  zu  bringen. 
Wie  wir  oben  gesehen  haben  wird  dem  Engländer  im  Gegensatz 
zu  seinem  ausländischen  Konkurrenten  mangelhafte  Anpassungs- 
fähigkeit vorgeworfen.  Worin  äussert  sich  nun  diese  Ueberlegen- 
heit?  Man  könnte  einfach  die  gegenüber  dem  englischen  Produzenten 
erhobenen  Vorwürfe  umdrehen  und  würde  dann  die  als  vorteilhaft 
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im  Blaubuch  bezeichneten  Eigenschaften  des  Ausländers  erhalten. 
In  demselben  Masse,  in  dem  man  dem  Engländer  Schwerfälligkeit 
und  Konservativismus  vorwirft  spricht  man  von  der  Beweglichkeit 
und  der  Anpassungsfähigkeit  des  ausländischen  Konkurrenten.  Die 
Kapstadter  Handelskammer  begründet :  ,  die  Vorteile  des  Han- 
dels mit  folgenden  Worten:^)  „Der  deutsche  Produzent  ist  viel  er- 
finderischer in  Neuigkeiten  als  der  britische  und  weiss  dadurch 
Handel  zu  schaffen.  Die  Leute  wollen  eben  das  haben,  was 
neu  und  frisch  ist,  speziell  wenn  es  dabei  billig  ist  und  nach  etwas 
aussieht."  Damit  weiss  der  ausländische  Konkurrent  seine  Güter 
stilvoller  zu  gestalten.  So  lesen  wir  im  kanadischen  Bericht-): 
„Die  Waren  des  Konkurrenten  sind  zwar  nicht  von  besserer  Qualität, 
aber  so  lange  der  Stil  dieser  Waren  dem  Geschmacke  entspricht, 
hat  er  eben  vor  dem  Produzenten  den  Vorzug,  der  an  Stilen 
haften  bleibt,  die  keineswegs  dem  Marktgeschmack  entsprechen." 
Was  hier  von  der  Anpassungsfähigkeit  und  Beweglichkeit  des 
ausländischen  Konkurrenten  gesagt  wird  kommt  präziser  in  folgen- 
den Worten  des  neufundländischen  Berichtes  zum  Ausdruck : 
Amerikanische  Handwerkzeuge  werden  den  englischen  vorgezogen, 
weil  sie  viel  besser  dem  Geschmacke  des  Arbeiters,  der  auf  eine 
gute  Ausstattung  seiner  Werkzeuge  sieht  entsprechen.  Die  Ameri- 
kaner suchen  alle  neuen  Verbesserungen  zu  beleben,  während  der 
Engländer  immer  im  alten  Geleise  bleibt.  Dies  ist  eine  Folge 
der  Anregungen,  die  die  Amerikaner  für  Erfindungen  geben ".^) 
Also  Beweglichkeit,  Geschmacksanpassung,  ausgeprägterer  Erfin- 
dungsgeist zeichnen  den  ausländischen  Konkurrenten  aus.  So 
wird  in  diesen  Kontrasten  vom  Blaubuch  ein  Pendant  zu  dem 
Bilde  entworfen,  das  im  vorigen  Abschnitt  vom  englischen  Kauf- 
mann gezeichnet  wurde :  Die  Ausländer  zwingen  niemandem  den 
Geschmack  ihres  Landes  auf,  sie  gehen  nicht,  wie  der  Engländer 
davon  aus,  dass  der  Geschmack  und  die  Formen  in  denen  den 
Abnehmern  des  Mutterlandes  ihre  Waren  allein  gefallen,  auch  für 
die  Kolonien  massgebend  sein  müssen.  Vor  allen  Dingen  ver- 
steht  es    der  ausländische  Produzent,    billige  Waren  herzustellen, 
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die  vielleicht  schlechter  als  englische  Waren  sind,  die  sich  aber 
doch  vermöge  ihres  billigen  Preises  einen  Markt  erobern  können. 
Das  wird  z.  B.  besonders  da  hervorgehoben,  wo  die  Berichte  auf 
die  Beherrschung  des  kolonialen  Marktes  durch  deutsche  Strumpf- 
waren zurückkommen.  Die  deutschen  waschechten  Farben  sind 
vermöge  der  höherstehenden  chemischen  Industrie  billiger  und 
diese  machen  auch  die  in  den  Kolonien  vielbegehrten  deutschen 
Strumpfwaren  billig.  Aus  dem  Bericht  Kanadas  und  Viktorias  geht 
hervor,  dass  bereits  für  60  cts  (2.40  M.)  das  Dutzend  Strümpfe 
oder  Socken  im  Handel  ist.  Der  ausländische  Handel,  sagen  die 
Berichte,  verstände  dem  Geschumacke  der  Konsumenten  mehr  zu 
schmeicheln.  Auch  die  blossen  Tand-  und  Bagatellenwaren  werden 
nett  verpackt.  Die  Schächtelchen  und  Kisten  sind  mit  hübschen 
Bildern  geschmückt,  die  als  beliebtes  Spielzeug  der  Kinder  Ver- 
wendung finden.  Durch  sorgfältige  Verpackung  kleinerer  Quanti- 
täten wird  die  Transportsicherheit  erhöht.  Aussagen  wie  „German 
goods  are  better  boxed"  oder  „the  German  goods  are  boughtfor 
their  better  appearence  combined  with  a  low  price"  ebenso  wie 
„they  are  more  neatly  got  up  than  the  British"  kehren  immer 
wieder.  Vor  allen  Dingen  geben  sie  sich  immer  Mühe  die  spe- 
ziellsten Bedürfnisse  ihrer  kolonialen  Konsumenten  zu  studieren. 
Wo  britische  Produkte  sich  eines  grössern  Ansehens  erfreuen, 
werden  diese  schnell  kopiert  und  zu  billigeren  Preisen,  wenn  auch 
von  schlechterer  Qualität  zu  Markte  gebracht.  So  geschah  das, 
wie  in  zwei  verschiedenen  australischen  Berichten  hervorgehoben 
wird,  besonders  bei  kleinern  Metallwaren.  Aber  sie  verstehen  es 
auch  sich  in  bestimmten  Industrien  auf  einen  begrenzten  Artikel 
zu  spezialisieren  und  vermöge  dieser  Spezialisierung  die  Kosten 
auf  ein  Minimum  herabzudrücken.  So  besonders  in  der  Bilder- 
und Bücherindustrie.  Ein  klassisches  Beispiel  dafür  bietet  wieder 
der  in  jeder  Beziehung  eingehendste  Bericht  Viktorias.  Dorthin 
werden  Bilder  und  Bilderbücher  im  Ganzen  für  62,000  ^  impor- 
tiert davon  entfällt  auf  den  Anteil  Deutschlands  rund  60,000  ^. 
Alle  Bücher  sind  fast  deutschen  Ursprungs;  aber  auch  wenn  die 
Verleger  Engländer  sind,  die  Bilder  und  farbigen  lUusstrationen 
werden  fast  immer  in  Deutschland  hergestellt.  Diese  Spezialisie- 
rung und  ihre  so  günstigen  Konsequenzen  sind  nur  auf  ein  ge- 
naues Studium  der  Bedürfnisse   zurückzuführen.     Also,   um    noch 


—     103     — 

einmal  zu  rekapitulieren,  Beweglichkeit,  Geschmacksan- 
passung, Erfindungsgeist,  Ausstattun gs-  und  Illu- 
strierungsgabe,  Spezialisierungsprinzip  sind  die  Ele- 
mente der  Anpassungsfähigkeit,  durch  die  sich  die  auslän- 
dische Konkurrenz  vor  dem  englischen  Handel  ausgezeichnet. 

Aber  auch  in  der  Art  und  Weise,  wie  dies  Bedürfnisstudium 
betrieben  und  für  den  Vertrieb  der  Artikel  der  Absatzmarkt  vor- 
bereitet wird,  unterscheidet  sich  die  ausländische  Konkurrenz  in 
vorteilhafter  Weise  vor  dem  englischen  Handel.  Das  heisst  ihre 
Prinzipien  betreffs  des  Reise-  und  Reklamewesens  werden  in  den 
kolonialen  Berichten  gerühmt.  Man  rühmt  den  Reisenden,  ins- 
besondere den  Deutschen  nach,  dass  sie  die  grösste  Energie  ent- 
falten und  dabei  doch  bescheiden  auftreten.  So  sagt  der  Bericht 
Viktorias :  „Es  gibt  hier  Reisende  von  Grossbritannien,  den  Ver- 
einigten Staaten  und  andern  Ländern,  aber  niemand  reicht  in  punkto 
Energie  und  Ausdauer  an  die  deutschen  Reisenden  heran."  Eine 
interessante  Aeusserung  in  dieser  Richtung  findet  sich  auch  im 
Berichte  aus  Hongkong:  „Die  Deutschen  bringen  immer  nur 
Waren  herein,  nach  denen  Bedarf  herrscht.  Alle  eingeführten 
Waren  scheinen  Lappalien  zu  sein,  aber  ihre  Summierung  gibt 
einen  bedeutenden  Anteil  an  dem  Gesamthandel.  Die  bedeutende 
Zunahme  des  deutschen  Imports  in  den  letzten  20  Jahren  ist  auf 
Rechnung  der  Intelligenz,  Arbeitsamkeit  und  Infor- 
mationstechnik zu  schreiben.  Die  Deutschen  erkennen  zuerst 
den  Wert  eines  neuen  Artikels,  machen  zuerst  den  Versuch 
einer  Herstellung,  senden  es  zuerst  hierher  und  finden  zuerst 
heraus,  was  dieser  Artikel  wert  ist.  Sie  wissen  den  Chinesen  bis 
dahin  nicht  gekannte  Artikel  aufzureden.  Sie  nehmen  Artikel 
in  den  Handel  auf,  von  denenzu  reden  der  englische 
Händler  es  nicht  der  Mühe  für  wert  hält."  So  treten 
zu  den  obengenannten  Vorteilen  in  der  Anpassungsfähigkeit  eine 
ganz  hervorragende  Vertriebsfähigkeit,  die  sich  äusserst  i  n  A  r- 
beitsamkeit  und  Vertrieb  s  en  e  rgie,  e  in  e  entwickelte 
Informationstechnik  und  hervortretende  Intelli- 
genz. Nach  dieser  Seite  hin  wissen  sowohl  Deutsche  wie  Ameri- 
kaner, sich  durch  eine  geschickte  Reklame  Vorteile  zu 
sichern.  Deutschland  ist  z.  B.  durch  den  hohen  Stand  seiner  poly- 
graphischen Gewerbe  imstande,  wunderhübsche  Kataloge  anzufertigen. 
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die  überall  Anklang  finden.  Sodann  ist  es  ein  vorteilhafter  Modus 
der  deutschen  Produzenten  direkt  von  sich  aus  zu  annoncieren 
und  für  ihre  Ware  eine  Propaganda  zu  machen,  die  ihnen  grosse 
Vorteile  sichern  muss.  Aber  das  Annoncierprinzip  haben  die 
Amerikaner  in  noch  bedeutenderem  Masse  angenommen.  MonaÜich 
wird  in  Amerika  die  berühmte  Preisliste  herausgegeben,  die  unter 
den  Namen  „Importers  and  Exporters  Journal"  erscheint  .  .  Von 
Amerika  aus  wird  auch  grosse  Reklame  in  der  Form  von  Flug- 
blättern und  Broschüren  ^)  gemacht.  Aber  die  Konkurrenten  treiben 
auch  im  Gegensatz  zu  den  englischen  Kaufleuten  mit  der  Ver- 
sendung von  Mustern,  Reklame  2).  Im  Ganzen  lassen  sich  die 
Engländer  auf  diesem  Gebiete  von  ihren  Konkurrenten  schlagen. 

6.    Transportverhältnisse  als  Konkurrenzvorteile. 

Natürlich  ist  es  eines  der  Hauptvorteile  der  den  Konkurrenten 
aus  den  Transportverhältnissen  erwächst.  Nachdem  Blau- 
buch :  British  and  Foreign  Trade  and  Industry  (1903)  ist  die 
Schiffahrt  des  Auslandes  an  dem  Verkehr  Englands  mit  seinen 
Kolonien  und  Besitzungen  mit  1,300,000  tons  beteiligt,  davon 
waren  700,000  Segel-  und  600,000  Dampfschiffe.  An  dem  ge- 
samten interkolonialen  Handel  ist  aber  die  ausländische  Schiff- 
fahrt mit  3,300,000  tons  beteiligt,  wovon  2,800,000  Dampf-  und 
500,000  Segelschiffe  waren,  welche  Zahlen  von  denen,  die  den 
blossen  Verkehr  zwischen  dem  Mutterlande  und  den  Kolonien  be- 
treffen, bedeutend  abweichen.  Der  grösste  Teil  dieses  Verkehres 
wird  von  deutschen  und  französischen  Schiffahrtslinien  bestritten. 
Nach  den  Angaben  auf  Seite  376  dieses  Blaubuches  wuchs  die 
deutsche  Handelsflotte  von  982,355  tons  in  1870  auf  2  Millionen 
tons  in  1901.  Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  deutlich  welche  Be- 
deutung Deutschland  für  den  Verkehr  mit  den  englischen  Ko- 
lonien besitzt.  Was  die  Vereinigten  Staaten  betrifft,  so  sollte  man 
glauben,  dass  der  billigere  Verkehr  sich  nur  da  geltend  mache, 
wo  die  geringere  Entfernung  dies  von  selber  hervorbringe.  Durch 
den  Bericht  Südafrikas,  das  heisst  des  Kaplandes,  wird  man  aber 
eines  Bessern  belehrt.    Dieser  sagt:  „Was  die  Vereinigten  Staaten 
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betrifft,  so  unterliegt  es  keinen  Zweifel,  dass  einer  der  macht- 
vollsten Faktoren  in  der  Entwicklung  ihres  Handels  mit  dieser 
Kolonie  der  im  Jahre  1894  gegründete  Dampferverkehr  bildet.  Aber 
Amerika  erfreut  sich  gegenwärtig  nicht  nur  eines  direkten  Dampfer- 
verkehres nach  Südafrika,  sondern  auch  die  Frachtsätze  von  dort 
hierher  sind  niedriger  als  die  aus  dem  Vereinigten  Königreich  und 
das  angesichts  der  Tatsache,  dass  die  Entfernung  eine  weitere  und 
absolut  keine  Gelegenheit  zur  Aufnahme  von  Retourlasten  vor- 
handen ist.  Allenfalls  ist  es  bemerkenswert,  dass  die  zwischen 
Amerika  und  Südafrika  verkehrenden  Schiffe  derselben  Dampfge- 
sellschaft gehören,   wie  die  zwischen    dem  Vereinigten  Königreich 

und    Südafrika    verkehrenden Es  mag   auch    erwähnt 

werden,  dass  bis  vor  Kurzem  die  Segelschiffahrt  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  nach  Südafrika  zu  billigeren  Sätzen  als  die  eng- 
lische verkehrte,  weil  diese  Tarife  durch  ein  Abkommen  Londoner 
Schiff makler  künstlich  auf  hoher  Basis  aufrecht  erhalten  wurden." 
Daraus  ersehen  wir,  welche  Nachteile  dem  englischen  Handel  aus 
der  rein  privatwirtschaftlichen  Tarifpolitik  der  Schiffahrtsgesellschaften 
und  der  Verfolgung  privater  Handelsinteressen  der  Börsenkreise 
erwachsen,  und  welche  Vorteile  sie  damit  den  Konkurrenten  ein- 
räumen. Was  in  bezug  auf  diesen  Konkurrenzfaktor  Deutschland 
betrifft,  so  führen  die  Berichte  Viktorias  und  Südaustraliens  Deutsch- 
lands Anteil  an  diesem  Verkehr  auf  die  Subsidien  zurück  die  von 
Seiten  der  deutschen  Regierung  dem  Norddeutschen  Lloyd  für 
seine  australischen  Linien  gewährt  werden.  Aus  den  Berichten 
geht  hervor,  dass  "der  deutsche  Handel  mit  den  Kolonien,  fast 
völlig  von  der  deutschen  Schiffahrt  getragen  wird;  aber  auch  ein 
keineswegs  unbeträchtlicher  Teil  des  britischen  Handels  ist  ge- 
zwungen auf  den  deutschen  Schiffahrtverkehr  zurückzugreifen.  Die 
Sätze  für  die  Fracht  aus  deutschen  Häfen  sind  meist  billiger  als 
die  aus  englischen  Häfen,  und  zwar  nicht  nur  relativ,  das 
heisst  im  Verhältnis  zur  Strecke,  sondern  sogar  absolut.  Gerade 
der  Besitz  solcher  leistungsfähigen  Unternehmungen  wie  der  Ham- 
burg-Amerika-Linie und  des  Norddeutschen  Lloyd,  ist  kein  zu  ver- 
achtender, die  Konkurrenz  mit  England  ermöglichender  Faktor  auf 
Seiten  Deutschland's.  Auch  dass  von  Seiten  der  deutschen  Re- 
gierung zu  -uuterstützungsbedürftiger  Linien  Verständnis  entgegen- 
gebracht  wird,    sichert   dem    deutschen  Handel  Vorteile  vor  dem 
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englischen.  Da  Deutschland  fast  durchweg  Staatsbahnen  besitzt, 
ist  es  auch  im  Gegensatz  zu  England  in  der  Lage,  im  Interesse 
seines  Aussenhandels  ausserordentlich  billige  Exporttarife  nach  den 
Häfen  einzuführen. 

So  wird  es  ebensowohl  Deutschland  wie  den  Vereinigten 
Staaten  möglich  durch  eine  ganz  besonders  ausgeprägte  Anpas- 
sungsfähigkeit, Beweglichkeit  und  vielseitige  Intelligenz,  manche 
Trumpfe  in  dem  kommerziellen  Wettkampf  gegenüber  Gross- 
britannien auszuspielen.  Mit  Intelligenz  im  Handel  gepaart  ist 
die  Spekulation  und  der  Unternehmungsgeist.  Es  nimmt  uns 
daher  nicht  wunder  aus  den  Berichten  zu  hören,  dass  Ausländer 
viel  eher  als  Engländer  geneigt  sind  ein  Risiko  einzugehen,  Kre- 
dite zu  erteilen  und  sich  insbesondere  auch  mit  kleinern  Ab- 
nehmern in  Verbindung  zu  setzen. 

Wir  haben  nunmehr  in  den  vorangegangenen  Paragraphen  in 
Anschluss  an  das  zu  Grunde  liegende  Blaubuch  eine  Analyse  der 
hier  zu  schildernden  Konkurrenz  entworfen- 


II.  Buch: 

Die  Qrenzen  des  Chamberlainismus. 


I.  Kapitel. 

Die  Stellung   der  englischen  Rrbeiterschaft  zu 
den  Vorschlägen   Chamberlains. 

Aus  dem  einfachen  Grunde,  dass  70  Prozent  der  Bevölkerung 
des  Vereinigten  Königreichs  zu  den  arbeitenden  Klassen  gehören 
(siehe  „Labour  and  Protection",  herausgegeben  von  H.  W.  Mas- 
singham,  London,  1903,  S.  205),  ist  es  nur  selbstverständlich,  das 
Verhältnis  des  englischen  Volkes  zum  Chamberlainismus  zuerst  an 
der  Stellungnahme  der  englischen  Arbeiterschaft  zu  studieren.  Die 
Frage  lässt  sich  so  zusammenfassen:  Glauben  die  Arbeiter,  dass 
ihnen  die  Durchführung  der  Chamberlainschen  Vorschläge  Vorteile 
oder  Nachteile  bringen  werden  ?  Man  muss,  um  hier  zu  einem 
Urteil  zu  kommen,  tiefer  in  die  Materie  eindringen  und  sowohl 
Vorteile  wie  Nachteile  gegeneinander  abwägen.  Die  kritische  Litte- 
ratur  lehnt  jeden  Vorschlag  Chamberlains  absolut  ab  und  die 
Chamberlainistische  Litteratur  und  Presse  betet  immer  nur  einzelne 
Sätze  aus  Chamberlain's  Reden  nach.  In  der  in  Frage  stehenden 
Kontroverse  ist  zu  viel  theoretisiert  worden.  Man  hat  nach  seiten- 
langen Untersuchungen  statt  einer  Antwort  auf  die  Frage,  ob  und 
wie   der  Chamberlainismus   auf  die  Arbeiter  wirken   wird,    immer 
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nur  eine  hypothetische  Antwort  auf  die  theoretische  Frage:  Steht 
sich  die  Arbeiterschaft  unter  dem  Protektionismus  oder  unter  dem 
Freihandel  besser?"  ^)  Wenn  man  die  Stellungnahme  der  eng- 
lischen Arbeiterschaft  zu  den  Vorschlägen  Chamberlains  prüfen  und 
eine  Analyse  derjenigen  Umstände  entwerfen  will,  die  diese  Stel- 
lungnahme verursachen,  so  hat  man  nicht  danach  zu  fragen,  ob 
der  Freihandel  oder  die  Schutzzollpolitik  die  den  Arbeiter  allein 
seligmachende  politische  Form  ist,  sondern  ob  und  wie  die  in 
Vorschlag  gebrachten  chamberlainistischen  Aenderungen  der  gegen- 
wärtigen Handelspolitik  Englands  eine  Aenderung  in  der  Lebens- 
haltung des  Arbeiters  hervorrufen  werden.  Es  handelt  sich  darum, 
eine  Antwort  auf  folgende  Fragen  zu  finden :  Werden  die  vorge- 
schlagenen Getreidezölle  die  Bedarfsartikel  des  Arbeiterhaushaltes 
erhöhen?  Wird,  wenn  dies  der  Fall  sein  sollte,  eine  Erhöhung 
des  Arbeitslohnes  eintreten,  der  diese  verringerte  Kaufkraft  kom- 
pensieren kann  ?  Wird  das  neue  System  nur  günstig  auf  den 
Arbeitslohn  einwirken,  oder  besteht  auch  die  Gefahr,  dass  neben 
unkompensierter,  verringerter  Kaufkraft  auch  eine  Verschlechterung 
der  gegenwärtigen  Löhne  eintreten  kann  ?  Welche  Konsequenzen 
ergeben  sich  nach  den  aus  der  Beantwortung  dieser  Fragen 
gewonnenen  Resultaten  für  die  Stellungnahme  der  englischen 
Arbeiterschaft  zum  Protektionismus  Chamberlains. 

Der  Kern  des  für  die  Arbeiter  wichtigsten  Chamberlainschen  Vor- 
schlages ist  die  Erhebung  eines  2  s/z-ZoUes  pro  Quarter  fremdländi- 
schen Getreides.  England  importiert  den  grössten  Teil  seines  Getreide- 
bedarfes aus  den  Vereinigten  Staaten,  Argentinien,  Indien  und  Russ- 
land. Was  Chamberlain  nun  durch  die  Auflegung  eines  Zolles  auf 
dieses  Getreide  beabsichtigt,  ist:  1.  an  die  Stelle  der  ausländischen 
Brotlieferanten  die  Kolonien  zu  setzen;  dies  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  in  den  Kolonien  noch  so  viel  jungfräulicher  Boden 
und  noch  so  viel  ungehobene  Kraft  vorhanden  ist  (besonders  in 
Britisch-Nordamerika),  dass  die  Kolonien,  unter  günstigeren  Beding- 
ungen als  die  andern  Brotmächte  dem  Vereinigten  Königreich 
gegenübergestellt,    mit   der   Zeit   die    einzigen  Brotlieferanten   für 

^)  Wie  z.  B.  Maltmann  Barrie  in  The  Nineteenth  Century  vom  August 
1903  in  einem  Artikel :  „Free  Trade  and  Protection  from  the  Workman's 
point  of  view*^ 
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Grossbritannien  werden  müssen.  2.  Chamberlain  glaubt,  dass  die 
Getreidezölle  auch  auf  die  heimische,  d.  h.  englische,  Landwirt- 
schaft zu  Gunsten  der  Intensität  ändernd,  einwirken  werden.  Was 
Chamberlain  für  die  heimische  Landwirtschaft  erhofft,  ist,  dass  die 
seit  1878  aus  der  Kultivation  gezogenen  3  Millionen  Acres  der 
Landwirtschaft  wieder  zugeführt  werden  können.  ') 

Daraus  ergibt  sich  klar,  dass  Chamberlain  dem  wichtigsten  Vor- 
schlag keine  andere  Grundlage  geben  kann,  als  Hoffnungen  und  Ver- 
sprechungen. Er  kann  nicht  wissen  und  beweisen,  wie  und  ob  Kanada 
oder  Australien,  Südafrika  oder  Indien  den  ganzen  Import  aus  den 
Vereinigten  Staaten  und  Russland  wird  ersetzen  können.  Er  kann 
nicht  vorher  mit  Bestimmtheit  ermitteln,  ob  der  koloniale  Boden 
seine  Anbaufähigkeit  wird  steigern  können.  Also  mit  einem  Worte : 
Chamberlain  kann  hier  nicht  mit  gegebenen  Zahlen  rechnen,  son- 
dern nur  mit  erfüllbaren  oder  unerfüllbaren  Hoffnungen.  Aber 
auch,  wenn  diese  seine  als  Behauptungen  ausgesprochenen  Hoff- 
nungen erfüllbar  wären,  so  braucht  es  doch  Jahre,  wenn  nicht 
Jahrzehnte  dazu,  bis  die  Wirkung  des  englischen  Schutzzolles  zu 
einer  Verschiebung  des  Weltmarktverhältnisses  gelangt  ist,  bis  der 
Erziehungsprozess  an  den  Kolonien  zum  alleinigen  Lieferanten 
für  Grossbritannien  als  vollendet  zu  betrachten  ist.  In  jedem  Falle 
—  sei  es  beim  Fehlschlagen  der  chamberlainistischen  Hoffnungen, 
sei  es  bei  deren  Erfüllung  —  ist  es  der  Konsument,  der  die  Last 
des  Schutzzolles  zu  tragen  hat.  Aber  so  zwingend  dieser  Schluss 
für  den  Kenner  der  vier  Spezies  auch  ist:  Chamberlain  bestreitet 
seine  Richtigkeit  oder  (da  er  den  Wechsel  bei  der  Wahl  seiner 
Gegenbeweise  liebt)  er  versteigt  sich  zu  der  Behauptung,  dass 
jede  Preissteigerung  eine  Lohnsteigerung  hervorrufen  muss. 

Die  Stellung  Chamberlains  ergibt  sich  aus  Folgendem  prä- 
ziser: In  einem  im  „Birmingham  Daily  Mail"  vom  21.  Mai  1903 
veröffentlichten  Briefe  sagt  Chamberlain  folgendes:  „Steigende 
Löhne  sind  für  die  arbeitenden  Klassen  wichtiger,  als  reduzierte 
Lebenskosten.  Ein  Arbeiter  in  Transvaal  kann  zwei-  oder  dreimal 
soviel  wie  sein  heimischer  Kamerad  für  die  für  ihn  und  seine 
Familie  notwendigen  Lebensnotwendigkeiten  zahlen ;  aber  so  lange 
seine  Löhne   noch  drei-  bis  viermal    so  gross  sind   als  die  seines 


*)  Vergl.  Hobson  in  „Labour  and  Protection*',  S.  83. 
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heimischen    Kollegen,    fällt .  die   Bilanz    noch    immer    zu    seinen 
Gunsten  aus". 

Und  in  einer  im  Unterhause  am  28.  Mai  1903  gehahenen 
Rede  sagte  er  folgendes:  „Ich  werde  dem  Arbeiter  sagen:  Wenn 
diese  Politik  durchgeführt  wird,  so  wird  doch  Deine  Lebenshaltung 
während  einer  Woche  um  so  viel  mehr  kosten,  als  Du  gegen- 
wärtig für  Deine  Nahrung  bezahlst,  (ich  will  die  Frage,  ob  der 
Arbeiter  den  ganzen  Zoll  zu  bezahlen  haben  wird,  hier  ausser 
Acht  lassen.)  Ich  will  zu  Gunsten  meines  Argumentes  annehmen, 
dass  Du  jeden  Penny  dieses  Zolles  zahlst,  und  dies  angenommen, 
will  ich  Dir  sagen,  was  Deine  Kosten  betragen  werden.  Ich 
weiss,  wieviel  Brotlaibe  Du  kaufen  wirst,  wieviel  Fleisch  Du  issest, 
und  was  Du  von  dem  oder  jenem  Artikel,  auf  den  ein  Zoll  ge- 
legt werden  mag,  brauchst.  Und  ich  will  Dir  eine  Tabelle  auf- 
stellen, die  Dir  von  selber  erzählen  wird,  wieviel  Extralohn  Du 
anzustreben  benötigst,  um  die  Extraausgaben  zu  decken.  —  Das 
werde  ich  dem  Arbeiter  sagen.  Und  diesem  Argumente  bitte  ich 
Sie,  meine  Herren,  Ihre  Aufmerksamkeit  zu  widmen.  Wenn  Sie. 
zeigen  können,  dass  die  ganze  Angelegenheit  für  die  Arbeiter 
nur  eine  Erhöhung  der  Lebenskosten  und  keine  des  Einkommens 
mit  sich  bringen  wird,  so  werde  ich  nicht  zweifeln,  was  von  den 
optimistischen  Prophezeihungen  wahr  werden  wird.  Aber  ich  kann 
zeigen,  dass  ich  als  Gegengabe  für  das,  worum  ich  bitte,  mehr 
gebe  als  ich  nehme  und  dann  mag  ich  wohl  noch  eine  Aussicht 
haben.  Angenommen,  Sie  inaugurieren  einen  Schutzzoll  für  den 
Zweck,  einen  solchen  Vorteil  zu  erringen,  wie  den,  Ihren  Kolo- 
nien zu  nützen,  so  wird  dieser  Zoll  ein  grosses  Finanz-Einkommen 
hervorrufen.  Wir  wünschen  dies  Einkommen  für  die  ordentlichen 
Ausgaben  dieses  Landes  nicht.  Wem  sollen  wir  denn  die  Summe 
geben?  NatürHch  dem,  der  den  Zoll  zahlt !  Die  arbeitenden 
Klassen  zahlen  ^/4  des  Zolles,  weil  es  klar  ist,  dass 
von  allen  Konsumsteuern  die  ärmeren  Klassen  ^/4, 
die  wohlhabenden  V*  zu  tragen  haben.  Es  ist  doch 
da  nur  Sache  der  Gerechtigkeit,  dass  die  arbei- 
tenden Klassen  ein  Anrecht  auf  jeden  Penny  dieser 
„V^"  des  Zolleinkommens  habe,  und  ich  würde 
Ihnen  ohne  die  geringste  Zögerung  noch  das  andere 
dazugeben.     Keine    Regierung   hat    genügend   Mittel   an    der 
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Hand,  um  die  sozialen  Reformen,  zu  denen  sie  verpflichtet  ist, 
durchzuführen.  Mögen  es  nun  Alterspensionen  oder  andere  grosse 
Geldsummen  erfordernde  Reformen  sein,  jedenfalls  werden  sie 
durch  das  Zolleinkommen  fundiert  werden.  Wenn  ich  nun  zu 
einem  Arbeiter  spreche  und  ihn  auffordere,  Vorteile  und  Nachteile 
zu  vergleichen,  so  wird  sich  noch  ein  anderes  Argument  finden. 
Nicht  nur,  dass  er  jetzt  als  Rückgabe  speziell  für  sie  in  Aussicht 
genommene  Benefizien  erhäh,  sondern  er  wird  auch  die  ganze 
Summe,  die  er  gezahlt  hat,  zurückerhalten.  Das  möge  auf  die 
Kontroverse  keinen  Einfluss  haben,  aber  unter  allen  Umständen 
wird  dies  den  Arbeiter  in  den  Stand  setzen,  eine  Reihe  von 
sozialen  Reformen,  die  bisher  nicht  haben  in  Betracht  gezogen 
werden  können,  vom  Unterhause  zu  erwirken." 

Aus  dieser  Stellungnahme  Chamberlain's  ersehen  wir  1.  dass 
er  die  Bedeutung  der  arbeitenden  Klassen  und  ihrer  Auffassung 
für  die  Durchführung  eines  Projektes  erkennt;  2.  dass  er  zugibt, 
die  Zölle  würden  eine  preiserhöhende  Wirkung  haben;  3.  dass  er 
der  preiserhöhenden  Wirkung  eine  fernere  lohnerhöhende  zu- 
schreibt; 4.  dass  er  die  Berechtigung  der  arbeitenden  Klasse  an- 
erkennt, auf  die  Zolleinnahmen  Anspruch  zu  machen ;  5.  dass  er 
vorschlägt,  um  die  Zolleinnahmen  wirklich  den  arbeitenden  Klassen 
zukommen  zu  lassen,  diese  zu  sozialen  Reformen  zu  verwenden; 
6.  dass  er  unter  den  in  Angriff  zu  nehmenden  sozialen  Reformen 
die  Verwendung  der  Zolleinnahmen  zur  Fundierung  der  Alters- 
pensionskasse als  vorteilhaft  ansieht. 

Professor  Lujo  Brentano  beurteilt  diese  Stellungnahme  Cham- 
berlain's folgendermassen : 

„Chamberlain  hat  seinen  Plan  als  undurchführbar  bezeichnet, 
wenn  die  arbeitenden  Klassen  nicht  geneigt  sind,  das  patriotische 
Opfer  höherer  Nahrungsmittelpreise  zu  Gunsten  eines  britischen 
Weltreiches  zu  erbringen.  Sie  müssen  drei  Viertel  und  die  obern 
Klassen  ein  Viertel  der  Kosten  seines  Projektes  tragen,  doch  ver- 
spricht er  den  Anteil  der  arbeitenden  Klassen  an  der  Steuerlast 
durch  eine  Alterspension  zu  vermindern,  davon  haben  wir  ein 
deutsches  Exemplar,  in  der  Tat,  die  Kopie  ist  noch  besser  als  das 
Original !  Da  die  Nahrungsmittel  nach  wie  vor  importiert  werden 
müssen,  so  haben  diese  Zölle  nichts  mit  dem  Schutze  der  Indu- 
strie zu  tun.     Tatsächlich  würde  alles,  was  die  Arbeiter  an  diesen 
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Zöllen  zahlen  müssen,  in  die  Staatskasse  fliessen,  und  würde  als 
Fundus  für  die  Alterspension  dienen.  Der  Chamberlain'sche  Vor- 
schlag der  Verwendung  der  Nahrungsmittelsteuern  als  Alterspensions- 
kredit ist  ehrenvoller  als  ein  ähnlicher,  auf  Antrag  des  Zentrums 
gefasster  Beschluss  des  deutschen  Reichstages.  Aber  der  britische 
Arbeiter  muss  sich  des  Zusammenschrumpfens  der  finanziellen 
Basis  seiner  Alterspension  gewärtig  halten,  da  das  Mutterland  den 
kolonialen  Nahrungsmittel  Bevorzugungen  und  Zollfreihaltungen 
garantiert,  so  dass  angesichts  der  kolossalen  kolonialen  Land- 
flächen, die  dann  noch  bebaut  werden,  der  koloniale  Import 
immer  grössere  Dimensionen  annehmen  und  die  Einnahmen  aus 
den  Zöllen  in  Frage  gestellt  werden  kann."  ^)  Brentano  bezeichnet 
den  Alterspensionsvorschlag  jedenfalls  als  der  Erwähnung  wert. 
Es  ist  daher  interessant,  wie  sich  Chamberlain  und  die  Cham- 
berlainisten  die  Organisation  einer  solchen  Alterspension  gedacht 
haben.  Die  „Times"  vom  1.  Januar  1903  enthält  eine  Kopie 
des  von  einer  Spezialkommission  ausgearbeiteten  Alterspensions- 
schemas. Dieses  Schema  ist  sehr  umfangreich;  es  enthält  26  Para- 
graphen. Doch  enthalten  schon  die  ersten  Paragraphen  das  Wesent- 
liche dieses  Schemas:  1.  Der  Alterspensionsberechtigte  muss 
nicht  unter  65  Jahre  alt  sein.  2.  Der  Bewerber  muss  in  Gross- 
britannien geboren  oder  während  eines  Aufenthaltes  von  nicht 
weniger  als  25  Jahren  naturalisiert  sein.  3.  Der  Bewerber  darf 
keine  Armenunterstützung  genossen  haben  und  in  den  letzten 
25  Jahren  vor  •  Erreichung  des  Alters  von  65  Jahren  keines  Ver- 
brechens überführt  sein,  darf  auch  wegen  geringerer  Verbrechen 
während  der  letzten  10  Jahre  nicht  bestraft  sein,  und  darf  kein  un- 
moraliches  Leben  geführt  haben.  4.  Der  Bewerber  muss  sich  nach 
dem  Urteile  der  Behörden  bemüht  haben:  a)  Mitglied  einer 
Friendly  Society,  die  ihn  gegen  Krankheit,  Begräbnis,  Invalidität 
sichert  oder  aber  ihm  andere  Benefizien  angedeihen  lässt,  b)  Mit- 
glied einer  Baugesellschaft  oder  eines  Gewerkvereins  gewesen  zu 
sein,  der  eine  besondere  Kranken-  und  Sterbekasse  hat  oder  c) 
Mitglied  einer  Kooperativ-Gesellsctiaft  (Konsumverein)  zu  sein  oder 
d)    bei    der  Postsparkasse   Depositen   hinterlegt   oder   Annuitäten 


^)    Fortnightly  Review  1Q03,  II,  Seilte  237  ff.     The   Proposed  Reversal 
of  English  Commercial  Policy. 
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erworben  haben  oder  e)  der  Eigentümer  eines  Hauses  im  Werte 
von  nicht  mehr  als  ^  250  geworden  zu  sein.  5.  Punkt  4  soll 
nur  dann  modifiziert  werden,  wenn  die  Pensionsbehörde  überzeugt 
ist,  dass  das  Fehlen  einer  solchen  Bedingung  auf  eine  Krankheit 
oder  ein  Unglück  zurückzuführen  ist,  oder  wenn  die  Ausgaben  für 
die  Erziehung  zu  gross  waren.  6.  Der  Bewerber  muss  unfähig 
sein,  seiner  gewöhnlichen  Beschäftigung  nachzugehen  (ausge-' 
nommen  Frauen,  die  ihre  Haushaltspflichten  zu  erfüllen  haben) 
und  darf  nicht  fähig  sein,  eine  andere  Beschäftigung  anzunehmen, 
die  ihm  mehr  als  10  sh  wöchentlich  einbringt.  7.  Keine  Pension 
soll  Leuten  gezahlt  werden,  deren  Einkommen  mehr  als  10  sh 
beträgt,  oder  bei  denen  Mann  und  Frau  zusammen  mehr  als 
15  sh  wöchentlich  verdienen. 

Man  sieht,  der  Beschränkungen  sind  gar  so  viele,  das  genuss- 
berechtigte Alter  ist  soweit  herausgeschoben,  dass  nur  sehr  wenige 
Arbeiter  von  einer  solchen  Alterspension  Nutzen  haben  würden. 
Im  Ganzen  kann  schon  jetzt  dies  Projekt  als  ein  fehlgeschlagenes 
bezeichnet  werden  und  Chamberlain  selber  hat  sich  beim  spätem 
Verlauf  seiner  Agitation  diesbezüglich  das  tiefste  Stillschweigen 
auferlegt.  Chamberlain  hat  sogar,  wie  wir  von  einem  seiner  Gegner, 
Mr.  Asquith,  erfahren,  von  diesem  Vorschlag  recht  bald  Abstand 
genommen.  „Mr.  Chamberlains  Vorschlag,  den  aus  den  Nahrungs- 
mittelzöllen entstehenden  Fond  zu  Alterspensionen  zu  verwenden, 
hat  ein  kurzes  Leben  gehabt.  Er  gibt  jetzt  zu,  dass  alle  Leute 
mit  offenem  Verstände  darin  übereinstimmen,  dass  dieser  Teil  des 
Programms  jetzt  fallen  gelassen  werden  muss.  Chamberlain  war 
in  dieser  Beziehung  gut  beraten."^). 

Den  Standpunkt,  den  die  Arbeiter  selber  zu  diesen  Vor- 
schlägen annehmen,  kann  man  nur  verstehen,  wenn  man  ihre 
Lohn-  und  Haushaltungsverhältnisse  in  Betracht  zieht^).  Das  im 
Jahre  1903  erschienene  Blaubuch  British  and  Foreign  Trade  and 
Industry^),  das  die  schwebenden  handelspolitischen  Fragen  von 
den  verschiedensten  Seiten  aus  beleuchten  will,    bringt  auch  dar- 


*)  Times  vom  30.  Juli  1903;  aus  einer  am  29.  des  gleichen  Monats  von 

Asquith  gehaltenen  Rede. 
^)  Das  übersieht  Bernstein   m.  E.  in  seinem   diesbezüglichen  Artikel  im 

„Archiv  für  Sozial  Wissenschaft"  XIX.  Band,  Heft  1,  1904. 
^)  Das  sogenannte  „Fiscal  Blew  Book". 
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über  eine  ausführliche  Aufstellung.  Die  Erhebungen  beruhen  auf 
privaten  Enqueten,  die  Gewähr  für  die  Richtigkeit  der  hier  ge- 
troffenen Schätzungen  leisten.  Die  Lebenshaltung  auf  dem  Lande 
weicht  so  sehr  von  der  in  der  Stadt  ab,  dass  eine  zusammen- 
fassende Darstellung  nicht  genügend  Aufschluss  geben  würde. 
Wir  passen  uns  dem  Blaubuche  an,  wenn  wir  die  Trennung 
zwischen  Stadt  und  Land  auch  für  folgende  Ausführungen  bei- 
behalten wohen. 

a)  Die  Lebenshaltung  der  ländlichen  Arbeiterfamilien. 

Der  Verdienst  einer  Landarbeiterfamilie  in  England  erreicht 
nicht  den  durchschnittlichen  Wochenlohn  von  20  sh.  Der  Ver- 
dienst schwankt  zwischen  15  und  22  sh.,  sodass  sich  ein  durch- 
schnittlicher Wochenlohn  von  18/6d  ergibt.  In  der  englischen 
Landwirtschaft  sind  die  Verschiedenheiten  der  Einnahmen  hervor- 
gerufen durch  die  geographische  Lage  der  Distrikte,  an  die  die 
Betriebe  gebunden  sind.  Der  Norden  Englands  zeichnet  sich 
durch  hohe  Löhne  und  hohe  Lebenshaltung  aus  im  Gegensatz  zu 
den  östlichen  Gebieten  Englands  und  so  sind  auch  die  oben  an- 
gegebenen Verschiedenheiten  in  den  Einnahmen  der  Landarbeiter 
so  zu  verstehen,  dass  die  hohen  Einnahmen  sich  auf  den  Norden, 
die  niedrigen  sich  auf  den  Osten  Englands  beziehen.  —  Die  für 
uns  hier  wichtigste  Frage  ist  die:  Wie  weit  werden  diese  Ein- 
nahmen für  die  Beschaffung  der  Nahrungsmittel  verwendet?  Die 
positive  Zahl,  die  wir  als  Antwort  auf  die  Frage  entgegenstellen 
können,  ist:  je  nach  dem  Einkommen  12s  A^hd —  14s  9V2d.  — 
Der  quantitativ  grösste  Teil  der  Ernährung  besteht  aus  Brot,  Mehl 
und  Kartoffeln.  Dem  Werte  nach  nehmen  Brot  und  Fleisch  56  7« 
des  gesamten  Konsums  ein.  Die  wöchentHchen  Durchschnittsaus- 
gaben einer  Landarbeiterfamile  für  Brot,  inklusive  Mehl  und  Fleisch, 
betragen  7/7,  davon  entfallen  3/5  auf  Brot  und  4/2  auf  Fleisch. 
Die  Konsumationsschwankungen  gehen  mit  den  Einnahmeschwan- 
kungen parallel,  das  heisst  in  den  nördlichen  Gebieten  Englands 
erreicht  der  Gesamtkonsum  den  höchsten  Grad,  und  das  Fleisch 
die  höchste  Anteilsquote  an  der  Gesamternähruug,  und  in  den 
östlichen  Distrikten  ist  das  Verhältnis  umgekehrt.  In  diesen  Ge- 
bieten wird  Rind-  und  Hammelfleisch  nur  einmal  wöchentlich  für 
den  Sonntag  gekauft,    im   übrigen  Teil  der  Woche  wird  meistens 
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Schweinefleisch  gegessen.  Es  ist  zweifellos,  dass  die  Land- 
arbeiterfamilie den  grössten  Teil  ihres  Einkommens  zur  Beschaf- 
fung der  Nahrungsmittel  verwenden  muss.  Von  dem  durchschnitt- 
lichen Verdienst  (18/6)  bleiben  ihr  durchschnittlich  5/6 ;  zieht  man 
davon  noch  den  in  den  landwirtschaftlichen  Gebieten  meistens 
gezahlten  Mietzins  von  1/6  ab,  so  bleiben  ihr  nur  4/ —  zur  Be- 
streitung der  Bekleidungs-,  Beleuchtungs-  und  Beheizungskosten  etc. 
übrig.  Nicht  immer  können  die  Ausgaben  für  den  notwendigen 
Lebensunterhalt  mit  Regelmässigkeit  vorausberechnet  werden. 
Das  wird  nur  der  Fall  sein  bei  regelmässigen  Einnahmen,  wie  sie 
die  Landwirtschaft  in  den  nördlichen  Gebieten  dem  Landarbeiter 
abwirft.  In  den  Gebieten  aber,  wo  die  Einnahmen  des  Landar- 
beiters unmittelbar  von  der  Ernte  und  ihren  Erträgen  abhängt, 
werden  die  Ausgaben  einen  unregelmässigen  Charakter  haben. 
Dass  diese  Unregelmässigkeit  einen  ungünstigen  Einfluss  auf  die 
Landwirtschaft  ausübt,  ist  selbstverständlich. 

b)  Die  Lebenshaltung  der  städtischen  Arbeiterfamilien. 

Das  Einkommen  dieser  Arbeiter  schwankt  zwischen  20-40  sh. 
pro  Woche.  Das  quantitativ  hauptsächlichste  Nahrungsmittel  dieser 
Familien  ist  das  Brot,  aber  das  Fleisch  nimmt  einen  grössern 
Teil  der  Ausgaben  in  Anspruch.  Die  Fleischnahrung  besteht  vor- 
wiegend in  Rind-  und  Hammelfleisch,  in  bedeutend  geringerem 
Masse  in  Schweinefleisch.  Dieser  Unterschied  zwischen  der  Fleisch- 
nahrung auf  dem  Lande  und  in  der  Stadt  rührt  davon  her,  dass  der 
städtische  Arbeiter,  besonders  in  London  und  in  andern  Gross- 
städten, Gelegenheit  hat,  das  billige  ausländische  Fleisch  (neu- 
seeländer  Hammel-,  kanadisches  Rindfleisch),  zu  kaufen,  der  Land- 
arbeiter aber  durch  die  Haltung  von  Schweinen  auf  diese  Fleisch- 
nahrung hingewiesen  wird.  Mit  steigendem  Einkommen  steigen 
die  Ausgaben  für  Fleisch.  Eine  Familie  mit  einem  Einkommen 
von  35—40  sh.  kann  10  Pfund  Fleisch  konsumieren.  Der  Brot- 
konsum nimmt  im  Verhältnis  zu  den  höheren  Löhnen  und  der 
durch  diese  hervorgerufenen  grössern  Preisermässigung  natur- 
gemäss  ab.  Abgesehen  von  den  Ausgaben  für  Brot  und  Fleisch 
wird  wöchentlich  am  meisten  ausgegeben  für  Butter,  Milch,  Kar- 
toffeln, Gemüse  und  Früchte,  Thee,  Eier  und  Zucker.  Die  Aus- 
gaben für  Fleisch    schwanken   zwischen   8/274  d   bei   einem  Ein- 
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kommen  von  25  sh.  und  10/7'''/4d  bei  einem  Einkommen  von 
30  —  35  sh.  Die  Gesamtausgaben  verhalten  sich  nach  meiner 
Berechnung  wie  folgt : 

Einkommensklassen. 
25/6  sh.     30  sh.     35  sh. 

Gesamtausgaben  für  Ernährung  ....  156  18/1772  22  1 
Der  für  die  übrigen  Ausgaben  bleibende  Rest  9/6  11/4V2  12/11 
So  bleibt  in  den  niedrigsten  Einkommensklassen  nach  Abzug  der 
Ernährungskosten  zur  Bestreitung  der  Wohnungsmiete,  der  Be- 
kleidung und  der  Beleuchtung  in  der  ersten  Klasse  9/6  bei  25  sh. 
Verdienst  in  der  dritten  Klasse  12/11  bei  35  sh.  Verdienst.  Nicht 
ausser  Acht  zu  lassen  ist  jedoch,  dass  die  Preise  für  die  wich- 
tigsten Lebensmittel  in  den  letzten  Jahrzehnten  gefallen  sind,  und 
zwar  in  einem  Masse,  dass  ein  Arbeiter  im  Jahre  1901  imstande 
war,  dasselbe  Quantum  Lebensmittel  für  100  sh.  zu  erhalten  für 
das  er  im  Jahre  1877  140  sh.  hat  zahlen  müssen.  —  Wir  haben 
noch,  abgesehen  von  den  Lebensmitteln,  zu  untersuchen,  ob  der 
nach  unserer  obigen  Aufstellung  übrig  bleibende  Rest  für  Woh- 
nung und  Beleuchtung,  Bekleidung,  Beheizung  etc.  ausreicht.  In 
England  werden  Wohnungen  an  Arbeiter  von  dem  Grafschaftsrat, 
von  Erwerbsgesellschaften  und  gemeinnützigen  Vereinigungen  eben- 
so wie  von  den  municipalen  Behörden  vermietet.  Von  den  Er- 
werbsgesellschaften kommt  (besonders  für  London)  in  Betracht 
der  Peabody  und  Guiness  Trust,  von  gemeinnützigen  Gesell- 
schaften die  London  Charity  Organisation  Society.  Es  wurden  an 
die  Angehörigen  des  Arbeiterstandes  ein-,  zwei-  und  dreizimmdge 
Wohnungen  vermietet.  Die  L.  C.  O.  S.  vermietet  die  einzimmrigen 
für  3/572,  die  zweizimmrigen  für  5/8,  die  dreizimmrigen  für  7/2. 
Der  durchschnittliche  Mietpreis  für  die  Arbeiterfamüie  ist  5/1—5/6 
pro  Woche.  Gerade  der  fünfte  Teil  des  Wochenlohnes  gehört 
also  der  Wohnungsmiete.  Somit  kann  für  die  Bekleidung  nur 
noch  wenig  übrig  bleiben.  Jedoch  gibt  das  Blaubuch  an,  dass  die 
Ausgaben  für  die  Bekleidung  17  «/o  der  Gesamtausgaben  aus- 
machen. (Das  Blaubuch  stützt  sich  dabei  auf  zwei  vom  Economic 
Club  gesammelte  und  5  von  Schultze-Gävernitz  in  seinem  Buche 
über  „die  Baumwollindustrie  in  England"  angegebene  Arbeiter- 
familienbudgets). Eine  normale  Lebenshaltung  einer  Arbeiterfamilie 
in  der  Stadt    wird   also   ca.  60  7o    ihrer    Einnahmen    für    die    Er- 
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nährung  und  ungefähr  35^0  für  Wohnung  und  Bekleidung  in  An- 
spruch nehmen.  Da  nur  ö^/o  für  Beheizung,  Beleuchtung,  Be- 
friedigung geistiger  Bedürfnisse  übrig  bleiben,  so  kann  man  an 
der  Hand  dieser  Darstellung  bereits  fragen:  „Kann  der  Ar- 
beiter in  England  eine  Erhöhung  der  Lebensmittel- 
preise tragen  ohne  eine  gleichzeitige  Erhöhung  der 
Löhne?" 

B.  Seebohm-Rowntree  gibt  in  einer  Studie  "The  People 
on  the  margin"  (in  dem  von  Massingham  herausgegebenen  "Labour 
and  Protection",  S.  205)  einen  Ueberblick  über  die  Ausgaben  im 
Verhältnis  zu  den  Bedürfnissen  in  einer  Arbeiterfamilie.  Er  klassi- 
fiziert die  Ausgaben  folgendermassen :  1.  Ausgaben  für  die  Nah- 
rung, 2.  Ausgaben  für  die  Miete,  3.  Ausgaben  für  Bekleidung, 
Beheizung,  Beleuchtung  etc.  Er  bespricht  zuerst  den  Nahrungs- 
bedarf. Abgesehen  von  Wasser  und  Salz  erstreckt  sich  das  Nah- 
rungsbedürfnis auf  Fette,  Kohlenhydrate,  wie  z.  B.  Zucker  und 
Stärke,  und  Protein  (d.  h.  Stickstoff  bildenden  Bestandteile  der  Nah- 
rung). Der  menschliche  Körper  braucht  zu  seiner  physiologischen 
Erhaltung  bestimmte  Bestandteile  dieser  Nahrung.  Jedes  Haus- 
haltsbudget muss  diese  physiologisch  notwendigen  Nahrungsmittel 
aufweisen.  Der  Verfasser  gibt  eine  solche  Nahrungsmittelkarte  für 
eine  Woche  in  einem  Arbeiterhaushalte  in  York  an  und  bemerkt, 
dass  diese  den  durchschnittlich  auch  den  physisch  schlecht  be- 
schaffenen Paupers  im  Arbeitshause  gebotenen  Nahrungsstoff  nicht 
erreicht.  Zum  Frühstück  gibt  es  nur  am  Sonntag  Thee  und  dazu 
Brot,  sonst  nur  Suppe  und  Brot.  Zum  Mittagessen  gibt  es  Fleisch 
und  zwar  gekochte  Leber,  sonst  Kartoffeln,  Brot,  Käse,  Kaffee,  zum 
Abendessen  meist  nur  Suppe  und  Brot.  Diese  Speisentafel  führt 
den  Verfasser  zum  Schlüsse,  dass  die  Ernährungskosten  für  Er- 
wachsene 3/.—  für  Kinder  2/3  pro  Kopf  und  Woche  betragen.  Wenn 
man  zu  den  Nahrungskosten  die  Miete,  Bekleidung's-  und  Beleuch- 
tungskosten dazu  zählt,  so  gelangt  man  zu  einem  wöchentlichen 
Lohnerfordernis  nur  zur  Deckung  der  allernotwendigsten  Bedürfnisse 
von  21/8  für  Mann,  Frau  und  drei  Kinder.  Dieser  „Lebenslohn" 
wird  grösser  oder  geringer  sein,  je  nach  der  Grösse  der  Miete  und 
der  Zahl  der  Kinder.  Man  muss  aber  wohl  einsehen,  dass  unter 
den  Nahrungskosten  nur  die  barsten  Bedürfnisse  physiologischer 
Existenzmöglichkeit  inbegriffen  sind.  Dies  Budget  lässt  nichts  übrig 
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für  Tabak,  Bier,  Süssigkeiten.  Kinderspielzeug,  Zeitungen,  Brief- 
marken etc.,  noch  lässt  es  etwas  für  eine  Versicherung  übrig,  noch 
gestattet  es  den  Eintritt  in  einen  Gewerkverein.  Auch  unterHegt 
dieser  Schätzung  die  haltlose  Voraussetzung,  dass  eine  Arbeiter- 
familie die  wissenschaftliche  Kenntnis  von  den  physiologisch  wirk- 
lich erforderlichen  Nahrungsmitteln  besitzt  und  sie  von  den  physio- 
logisch minder  wirksamen  unterscheiden  kann.  Dennoch  befanden 
sich  in  York  (auf  das  sich  diese  Feststellung  bezieht)  7230  Per- 
sonen oder  15'/2  Prozent  der  arbeitenden  Klassen  oder  10  Prozent 
der  Gesamtbevölkerung  der  Stadt,  die  unter  dieser  primären  Armuts- 
linie lebten.  Und  dass  dies  anderwärts  noch  schlimmer  ist,  beweist 
die  Feststellung  von  Charles  Booth,  dass  30,7  7«  der  Londoner 
Bevölkerung  „underfed"  sind.  Immerhin  ist  seit  der  Einführung 
des  Freihandels  eine  bedeutende  Verbesserung  in  der  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen  eingetreten.  Wenn  auch  die  absolute  Armutszahl 
nicht  abgenommen  hat,  so  ist  sie  doch  im  Verhältnis  zur  Gesamt- 
bevölkerung gesunken  (L.  u.  P.,  S.  216).  Nach  weiteren  Auseinander- 
setzungen kommt  B.  Seebohm  Rowntree  zu  dem  Schlüsse:  „Für 
Millionen  in  diesem  Lande  ist  der  für  den  Brot- 
erwerb benutzbare  Betrag  so  schmal,  dass  irgend 
eineVermehrung  dieserKosten  eine  gesteigerte  Be- 
raubung der  Haushaltungen  der  Armen  und  eine 
weitere  Reduzierung  der  Leistungsfähigkeit  des 
Volkes  bedeuten  würde.  (L.  u.  P.  235)."  Ganz  und  gar  der- 
selben Anschauung  muss  man  sich  anschliessen ,  wenn  man  bloss 
die  im  „Fiscal  Blaubuch"  niedergelegten  Zahlen  betrachtet.  An 
der  Lage  ihres  Haushaltes  konnten  die  Arbeiter  schneller  als  die 
andern  erwägen,  ob  die  präferentialistisch-protektionistischen  Mass- 
nahmen Chamberlain's  sie  materiell  schädigen  werden  oder  nicht; 
sie  haben  sich  für  das  erstere  entschieden  und  lehnen  in  dem 
Nationalprotest  ihrer  Führer  den  Chamberlainismus  völlig  ab. 
Dieser  Protest  lautet: 

„Billige  Nahrung  und  Rohmaterialien  haben  im  Ganzen  so 
segenbringend  auf  die  Nation  und  speziell  auf  die  arbeitenden 
Klassen  gewirkt,  dass  wir  wünschen  müssen  bei  der  ersten  sich 
darbietenden  Gelegenheit  gegen  jeden  Versuch,  die  Freihandels- 
politik dieses  Landes  zu  beseitigen,  zu  protestieren.  Die  Ab- 
schaffung des  (von  Hicks  Beach  zu  Registraturzwecken  aufgelegten) 
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Brotzolles  bestärkte  uns  in  dem  Glauben,  dass  dies  kurzlebige 
protektionistische  Experiment  nicht  wiederholt  werden  wird.  Diese 
Hoffnung  wurde  erschüttert  durch  Chamberlain's  Ankündigung 
von  Preferentialien  zu  Gunsten  kolonialer  Güter.  Wir  befinden 
uns  hiermit  einer  Situation  von  weitgehendster  Bedeutung  gegen- 
über. „Protektion"  ist  der  Parteiruf  der  meisten  Wähler  unserer 
Tage.  Seiner  ökonomischen  Schwäche  bewusst,  sucht  Chamber- 
lain  seine  Pläne  mit  Patriotismus  und  Armut  zu  begründen.  Im- 
perialistische Einigkeit  ist  der  Sporn  für  den  Einen,  Alterspensionen 
der  Köder  für  den  Andern.  Chamberlain  muss  wissen,  dass  Pro- 
tektion nur  internationalen  Unwillen  und  heimisches  Elend  schafft. 
Im  Namen  der  arbeitenden  Klassen  protestieren  wir  gegen  diesen 
Versuch,  die  Lebenskosten  zu  erhöhen,  den  Handel  zu  unterbinden, 
Arbeitsbeschäftigung  und  Löhnung  zu  reduzieren,  das  Wachstum 
der  Trusts,  die  auf  dem  Boden  des  Protektionismus  geboren  wer- 
den, zu  erleichtern.  Wir  rufen  daher  all  Freunde  des  Fortschritts 
auf,  den  Bemühungen,  unsern  Freihandel  zu  zerstören  oder  anzu- 
tasten, unter  welchem  die  Löhne  gewachsen  sind,  die  Nahrung  bes- 
ser und  billiger  geworden  ist,  und  die  allgemeinen  Lebensbedin- 
gungen des  Volkes  sich  bedeutend  gebessert  haben ,  mit  aller 
Gewalt  Widerstand  zu  leisten."  —  Unterzeichnet  ist  dieser  Protest 
durch  folgende  Arbeitervertreter  des  Parlaments:  Abrahams,  Bell, 
Broadhurst,  John  Burns,  Burt,  Creemer,  Crooks,  Fenwick,  Herder- 
son,  Pickard,  Shackleton,  Wilson.  Ausserdem  von  16  Direktoren 
englischer  Cooperative-Wholesale-Societies  und  7  Direktoren  der 
schottischen  Konsumvereine,  von  8  Komiteemitgliedern  der  Cooper. 
Prod.  Feder,  u.  a.  ^)  Was  die  Arbeiter  also  im  Gegensatz  zu 
Chamberlain  befürchten,  ist:  1.  Erhöhung  der  Lebens- 
kosten; 2.  Verminderung  des  Beschäftigungsgrades 
also  Erhöhung  der  Arbeitslosigkeit;  3.  Reduzie- 
rung der  Löhne;  4.  Wachstum  der  kapitalsstarken, 
arbeitsfeindlichen  Trusts.  Es  ist  natürlich,  dass  beim 
Agitationskampfe  auch  die  nicht  zur  Arbeiterklasse  gehörenden 
Gegner  des  Chamberlainismus,  also  die  Liberalen,  die  Schwäche 
des  chamberlainistischen  Programmes,  die  in  besonders  starker 
Weise  gegenüber  den  Arbeitern  zu  Tage  tritt,  ausnützen.  So 
sprach  der  Führer  der  Liberalen  im  Unterhause ,  Sir  Henry  Camp- 
*)    Times  vom  7.  September  1903,  S.  5. 
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bell-Bannermann,  in  einer  Protestversammlung  am  5.  Juni  1903 
Folgendes  aus:  „Nur  den  Kolonien  mit  nicht  mehr  als  13  Mil- 
Honen  Einwohner  werden  die  Wohltaten  des  neuen  Schemas 
zu  Gute  kommen.  Wir  wissen,  dank  der  Untersuchungen  von 
Charles  Booth  und  von  Rowntree,  dass  in  diesem  Lande  30Vo 
der  Bevölkerung  unternährt  sind  (d.  h.  die  nur  eine  Nahrung  er- 
schwingen können,  die  nicht  an  das  physiologisch  notwendige 
Mass  heranreicht).  307o  am  Rande  des  Verhungernd!  Wie  gross 
ist  die  ganze  britische  Bevölkerung?:  41  Millionen;  30  7«  sind  un- 
gefähr 12  Millionen,  also  gerade  soviel  wie  die  gesamte  Be- 
völkerung der  Kolonien.  Für  jeden  Kolonialbewohner,  der  die 
Wohltat  dieser  Politik  gniessen  wird,  wird  zu  Hause  ein  Mann 
ersäuft  werden.  Die  Tatsache  allein  muss  das  ganze  Schema 
verdammen."^) 

Es  waren  nicht  die  Alterspensionen  allein,  die  Chamberlain 
den  Arbeiter  als  Entlastung  der  ihnen  durch  das  Zollprojekt  ent- 
stehenden Lebenskostenerhöhung  zu  bieten  hatte.  Er  beschloss 
eine  Reihe  von  indirekten  Steuern  zu  reduzieren.  Darunter  ist  vor 
allem  die  Reduzierung  der  Thee-,  der  Zucker-  und  der  Tabak- 
zölle mit  einbegriffen.  Chamberlain  rechnet  den  Arbeitern  vor : 
Jede  Person  verzehrt  etwa  3/4  quarter  Weizen  pro  Woche,  das  macht 
bei  einem  2  sh-Zoll  1/6  Belastung  pro  Woche  und  Kopf  der  Be- 
völkerung. Dagegen  belastet  die  Theesteuer  den  Kopf  der  Be- 
völkerung mit  3/3,  die  Tabaksteuer  mit  5/. — 

Bernstein  gibt  in  seinem  Artikel :  „Die  britischen  Arbeiter 
und  der  zollpolitische  Imperialismus^)"  eine  Gegenüberstellung  der 
durch  Chamberlains  Vorschläge  den  Arbeitern  entstehenden  Be- 
lastungen und  Entlastungen. 

Belastungen. 

2'. —  pro  Quarter  (=  etwas  über  8'. —  pro  Tonne)  Zoll 
auf  Weizen,  den  von  den  Kolonien  kommenden  Weizen  aus- 
genommen. —  Ein  entsprechender  Mehl  zoll.  5  7»  Einfuhr- 
zoll aufFleisch,  wieder  die  Kolonien  ausgenommen.  5  7«  ig e  r 
Einfuhrzoll  auf  Milchwirtschaftprodukte. 


')  Times  vom  6.  Juni  1903,  S.  9. 

2^  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und    Sozialpoh'tik,    XIX.  Band,    1.  Heft, 
Seite  127-128. 
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Entlastungen. 

Eine  Ermässigung  des  Theezolles  um  ein  Viertel 
des  jetzigen  Satzes,  das  heisst  6  d  pro  Pfund.  Eine  Ermäs- 
sigung der  Zuckersteuer  um  die  Hälfte  des  jetzigen  Satzes 
von  7^  d  pro  Pfund.  Entsprechende  Ermässigung  auf 
Kaffee  und  Kakao.  Ermässigung  der  Zollsätze  für  Wein  und 
Früchte  der  Kolonien. 

Bernstein  sagt  im  Anschluss  daran:  „Man  wird  gestehen 
müssen,  dass  wohl  kaum  jemals  in  der  Geschichte  ein  Schutzzoll- 
plan  der  Arbeiterwelt  in   bestechenderer  Gestalt  vorgelegt  wurde 

als  dieser Aus  den  Erträgen  der  Zölle  sollen  die  Mittel 

für  die  langerstrebte  Durchführung  allgemeiner  Alterspensionen  für 
die  arbeitende  Klasse  gewonnen  werden,  ferner  lockte  die  Aus- 
sicht, durch  Zollnachlässe  günstige  Zollverträge  mit  andern  Ländern 
zu  erwirken,  die  sich  jetzt  England  immer  mehr  verschliessen.  Da- 
zu der  an  das  Gefühlsmoment  appellierende  Gedanke  der  Ein- 
wirkung eines  engern  Zusammenschlusses  zwischen  dem  Mutter- 
lande und  den  Kolonien,  kurz  alles  so  geeignet,  den  von  der 
Weltkonkurrenz  arg  bedrängten  englischen  Arbeiter  für  sich  ein- 
zunehmen, dass  man  sich  wirklich  nicht  wundern  kann,  wenn 
selbst  SoziaHsten  dem  Plan  sympathische  Seiten  abgewannen.  Eher 
muss  es,  wie  gesagt,  überraschen,  dass  er  auf  so  starke  Gegner- 
schaft gerade  in  gewerkschaftlichen  Arbeiterkreisen  gestossen  ist". 

Eines  der  Hauptargumente  der  Chamberlainisten  bleibt  gegen- 
über allen  Angriffen:  „der  Arbeiter  lebt  nicht  vom  Brot  allein",  wie 
Chamberlain  sich  selber  mehrfach  ausdrückte  und  „die  Schwankungen 
des  Gedreidepreises  rufen  keineswegs  die  Schwankungen  des  Preises 
des  einzelnen  Brotlaibes  hervor",  wie  Chaplin  in  einer  am  23.  Ok- 
tober 1904  in  Lincoln  gehaltenen  Rede  hervorhob.  Als  Beispiel 
für  sein  Argument  führt  er  an,  dass  der  von  Hicks  Beach  im  Jahre 
1902  aufgelegte  Registraturzoll  absolut  nicht  im  Preise  zum  Aus- 
druck gekommen  ist,  dass  umgekehrt  nach  der  Aufhebung  dieses 
Zolles  eine  bedeutende  Brotpreissteigerung  stattgefunden  hat.  Mir 
selber  ist  während  meines  Londoner  Aufenthaltes  im  Sommer  1904 
sehr  oft  eine  Ansichtskarte  zu  Gesicht  gekommen,  auf  der  Cham- 
berlain auf  einer  Rednerbühne  stehend,  in  jeder  Hand  einen  Brot- 
laib haltend,  abgebildet  ist.  Erst  wenn  man  die  Karte  näher  in 
Augenschein    nimmt,    entdeckt   man,    dass   die  Grösse    der  Brote 
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nicht  völlig  übereinstimmt ;  unter  dem  Bilde  wird  der  Passus  seiner 
Rede  zitiert,  bei  derer  sich  folgendes  Kunststück  geleistet  hat.  Er  sagt 
da  ungefähr:  „Wenn  der  Bäcker  den  Brotzoll  allein  auf  sich  nimmt, 
und  ihn  auf  Euch  damit  abwälzt,  dass  er  um  soviel  kleinere  Brote 
backt,  als  er  für  den  Zoll  hat  zahlen  müssen,  so  wird  der  Unter- 
schied zwischen  dem  jetzt  kleinern  gegenüber  dem  früher  grössern 
Brote  so  gering  sein,  dass  Ihr  ihn  gar  nicht  merken  könnt!" 
Was  mit  den  Broten  in  der  Hand  zu  beweisen  war!  —  Und  der 
Chamberlainist  Mackenzie  sagt  in  seinem  Werke :  Dynamics  of 
the  Fiscal  Question:^)  „In  jedem  Falle  ist  est  feststehend,  dass  ein 
hoher  Grad  der  Uebertreibung  die  Polemik  derjenigen  charakteri- 
siert, die  das  Geschrei:  „Teurer  Brotlaib!"  erheben,  und  die  be- 
haupten, dass  Brot  heute  am  allerehesten  für  die  arbeitenden 
Klassen  in  Betracht  komme.  Es  hat  aber  längst  aufgehört  den 
Platz  auf  der  Speisekarte  des  Arbeiters  einzunehmen,  den  es  ehe- 
dem inne  hatte.  Und  es  ist  auch  im  Interesse  seiner  Produktions- 
fähigkeit von  Wichtigkeit,  dass  es  eine  immer  verschwindendere 
Stelle  in  seinem  Familienbudget  einnehme.  Unser  Fiskalsystem 
hat  es  sich  gerade  zu  seiner  Aufgabe  gemacht,  den  arbeitenden 
Klassen  die  Mittel  zur  Erreichung  eines  höheren  Leistungsfähig- 
keitsgrades zu  verschaffen,  die,  wie  wir  wieder  daran  erinnern 
wollen,  sich  keineswegs  mehr  in  der  hilflosen  Lage  ihrer  Vorfahren 
vor  einem  halben  Jahrhundert  befinden.  Bei  der  politischen  Macht, 
die  sie  jetzt  besitzen,  und  bei  den  machtvollen  Organisationen,  über 
die  sie  jetzt  befehlen,  ist  jetzt  die  Gefahr  gering;  sodass,  wenn 
sich  die  Lebenskosten  erhöhen  sollten  und  die  industrielle  Lage 
sich  verbessern  sollte  ohne  entsprechende  Steigerung  der  Arbeits- 
entlohnung, dies  Missverhältnis  zwischen  Lohn-  uhd  Lebenskosten 
erträglich  wird."  Und  doch  wollen  die  Arbeiter  nicht  einsehen, 
welche  Wohltaten  ihnen  aus  den  chamberlainistischen  Projekten 
erwachsen  werden.  Sie  wollen  es  nicht  glauben,  obwohl  man  es 
ihnen  mit  Taschenspielerkunststücken  und  Sophistereien  zu  be- 
weisen sucht,  dass  ihnen  der  Brotpreis  gleichgültig  sein  könne. 
Es  bleibt  ihnen  immer  wie  Booth  und  Rowntree  so  schlagend  be- 
weisen, nur  der  so  schmale  Rand  zwischen  dem,  was  sie  physiolo- 
gisch brauchen  und  dem,  was  sie  verdienen,  dass  sie  sich  kein 
Experimentieren  mit  diesem  Rande  gefallen  lassen  dürfen.  Was 
nützt  es  ihnen,  wenn  ihnen  von  chamberlainistischer  Seite  vorge- 


*)  Mackenzie,   Dynamics  of  the  Fiskal  Question.    London  1904.    S,  212. 
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rechnet  wird,  dass  die  Verteuerung  des  Brotes  nur  solange  vor- 
halten werde,  bis  der  Erziehungsprozess  an  den  Kolonien  vol- 
lendet ist,  d.  h.  bis  diese  zu  ausschUesslichen  Brotlieferanten 
Grossbritaniens  geworden  sind.  Den  Arbeitern  gestattet  ihr  Ein- 
kommen nicht,  mit  der  Zukunft  zu  rechnen.  Die  Not  der  Gegen- 
wart tritt  an  sie  mit  der  Forderung  auf  ihr  gesammtes  Einkommen 
heran,  das  sogar  bei  30  °/o  der  Londoner  Arbeiterschaft  nicht 
ausreicht.  Und  wenn  das  Brot  in  Zukunft  auch  noch  so  billig 
werden  sollte,  sie  müssen  doch  die  Garantie  haben,  dass  sie  im- 
stande sein  werden,  dies  billige  Brot  zu  kaufen.  Sie  werden  sich 
mit  dem  englischen  Sprichwort  sagen :  „What  care  I  how  cheap 
it  be,  if  it  not  cheap  to  me!"  „Was  kümmere  ich  mich  darum, 
wie  billig  es  ist,  wenn  es  nicht  für  mich  billig  ist."  David  Gun- 
ningham  erzählt  in  der  Times  vom  7.  Juli  1903  folgendes  Histör- 
chen: „Viele  von  ihren  Lesern  werden  von  jenem  Irländer  gehört 
haben,  der  in  seinem  eigenen  Lande  keine  Arbeit  finden  konnte 
und  nach  England  kam,  um  hier  sein  Glück  zu  suchen,  und  glück- 
Hch  genug  war,  es  zu  finden.  Als  er  am  ersten  Sonnabend  seinen 
Lohn  erhielt,  ging  er,  um  ein  Dutzend  Eier  zu  kaufen.  Man  ver- 
langte einen  Schüling  von  ihm.  Er  war  entsetzt.  „Einen  Schilling", 
sagte  er,  „einen  Schilling  für  ein  Dutzend  Eier?  Warum  konnte 
ich  in  Irland  ein  Dutzend  Eier  für  ein  Sixpence  kaufen?"  Warum 
sind  Sie  denn  nicht  dageblieben"?  war  die  Antwort.  „Weil- ich 
den  Sixpence  nicht  hatte,  um  die  Eier  zu  kaufen."  —  Wenn  das 
Brot  auch  nur  einen  Penny  kosten  wird,  so  muss  der  Arbeiter 
sicher  sein,  diesen  Penny  zu  verdienen.  Und  diese  Sicherheit  hat 
er  nicht.  Vorläufig  sieht  er  nur,  dass  der  Brotpreis  bei  Durch- 
führung des  chamberlainistischen  Projektes  mit  Bestimmtheit  steigen 
wird.  Welche  Wohltaten  ihm  aus  der  Steuerreduktion  auf  Thee, 
Zucker,  Kaffee,  Kakao  etc.  erwachsen  werden,  hängt  davon  ab,  in 
welchem  Masse  sein  Lohn  ihm  gestattet  nach  Abzug  der  alier- 
dringendsten  Bedürfnisse,  diese  Artikel  für  seinen  Haushalt  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Wir  haben  bei  der  Zitierung  der  Wochen- 
speisenkarten  einer  Arbeiterfamilie  in  York  gesehen,  dass  der  Thee 
nur  am  Sonntag  zum  Frühstück  erscheint.  Aber  nehmen  wir  auch 
an,  dass  in  andern  Arbeiterfamilien  mehr  Thee  verbaucht  wird, 
so  ist  bei  einem  24  sh-Lohn  sogar  bei  dem  zu  einem  Konsum- 
verein gehörigen  Haushalt  nach  Angaben  von  Rosalinde  Nash  in 
„Labour  and  Protection"  auf  Seite  198  (in  dem  Art.   The  Coopera- 
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tive  Housewife")  der  Theeverbrauch  nur  V4  Pfund  -=  5  d  pro 
Woche.  Ob  nun  durch  die  Steuerreduktion  der  Halfpenny  ge- 
wonnen wird  oder  nicht,  wird  ja  den  Arbeiter  nicht  allzusehr 
treffen.  Und  was  den  Zucker  betrifft,  so  sagt  Thomas  Lough  in 
dem  gleichfalls  in  Labour  and  Protection  veröffentlichten  Artikel: 
„The  Workman's  Cupboard"  vom  Zucker  Folgendes  (S.  151)  „Zu- 
cker ist  ein  im  Auslande  produzierter  Artikel,  auf  den  die  Leute 
mit  derselben  Regelmässigkeit  rechnen,  wie  wenn  er  zu  Hause 
produziert  werden  würde.  Zucker  ist  die  würzende  und  ver- 
süssende  Sauce  für  die  Speisen  in  der  Hütte.  Zucker  wird  auf 
jeder  Tafel  gefunden  und  ist  ein  Zeichen  des  Fortschritts,  des 
Komforts  und  der  Zivilisation.  Er  ist  die  erste  Freude  des  Säug- 
und  der  letzte  Genuss  des  Bejahrten.  Es  ist  eines  der  wichtigsten 
Ergänzungsmittel  der  Arbeiternahrung."  Also  hier  würde  nur 
völlige  Steuerfreiheit  dem  Arbeiter  eine  Wohltat  sein  können. 
Kaffee  und  Kakao  kommen  wohl  nur  bei  den  schon  besser 
gestellten  Familien  der  Arbeiterklasse  in  Betracht.  Jeden- 
falls ist  die  Reduktion  der  Thee-,  Zucker-,  Kaffee-  und  Kak'ao- 
steuer  gegenüber  dem  Brot-  und  Fleischzoll  eine  sehr  fragliche 
Erleichterung.  Nimmt  es  daher  Wunder,  wenn  die  Arbeiter  trotz 
all  der  schönen  Worte,  die  ihnen  vorgemacht  werden,  sich  den 
einzuführenden  Reformen  widersetzen?  Abgesehen  von  dem 
oben  zitierten  Protest,  der  im  Oktober  1903  erfolgte,  ist  daher 
auch  ein  zweiter  hauptsächlich  von  den  Gewerkvereinsführern 
unterzeichneter  Protest  verkündet  worden.  Dieser  Protest  ist 
bereits  in  dem  Bernstein'schen  Artikel  über  diese  Frage  aus- 
führlich zitiert  worden.  Ich  kann  mich  daher  hier  auf  die 
Angabe  der  Grundzüge  dieses  Protestes  beschränken.  1.  Schutz- 
zoll ist  kein  Heilmittel,  denn  unter  ihm  drücken  Arbeits- 
fähigkeit und  schlechte  Geschäfte  ebenso  wie  unter  dem  Frei- 
handel; 2.  Die  Einfuhr  verarmt  uns  keineswegs,  denn  wir  be- 
zahlen diese  mit  unsern  im  Auslande  geleisteten  Diensten  ;  3.  Der 
Zollschutz  kann  nur  kleine  örtliche  Vorteile  herbeiführen,  der 
Volkswirtschaft  als  Ganzem  kann  er  nur  Schaden  zufügen ;  4.  Die 
Führer  der  Gewerkvereine  erkennen  nicht  an,  dass  England  die  in- 
dustrielle Suprematie  zukommt.  Sie  sprechen  England  die  Mittel 
ab,  sich  diese  Suprematie  künstlich  erhalten  zu  können  und  geben 
dem  Grundsatze  Ausdruck :  „Wir  müssen  unsern  Gewerbe- 
fleiss   auch    mit   andern   teilen".    5.    Der   Zollschutz 
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wird  zur  Steigerung  der  Boden  rente,  zur  Förderung 
des  Trusts,  zur  Beschränkung  des  Tradeunionism  us 
führen.  Ruft  man  sich  ausser  diesen  im  Gewerkschaftsprotest 
ausgesprochenen  Befürchtungen  auch  die  des  von  den  parlamen- 
tarischen Arbeiterführern  unterzeichneten  sogenannten  National- 
protestes ins  Gedächtnis,  der  von  den  Projekten  ausserdem  eine 
Erhöhung  der  Lebenskosten,  eine  Verminderung  des  Beschäfti- 
gungsgrades, eine  Reduzierung  der  Arbeitsentlohnung  erwartet,  so 
hat  man  eine  summarische  Uebersicht  darüber,  welche  Hoffnungen 
im  negativen  Sinne  die  Arbeiter  auf  den  Erfolg  des  Chamberlainis- 
mus  setzen. 

Die  nächsten  Parlamentswahlen,  die  wohl  nicht  lange  auf  sich 
warten  lassen  werden,  werden  zu  zeigen  haben,  ob  wirklich  die  Lock- 
versuche des  Chamberlainismus  an  dem  Verständnis  der  Arbeiter, 
das   sie   für  ihre    eigene  Lage  besitzen  sollten,  abprallen  werden! 

IL  Kapitel. 

Die  Stellung  der  gegenwärtigen  Regierung 
zum  Chamberlainismus. 

Wenn  man  die  Frage  stellt :  Welche  Stellung  nimmt  Chamber- 
lain  zur  gegenwärtigen  Regierung  ein,  so  erwartet  man  gleichzeitig 
eine  Antwort  auf  die  Fragen :  Welches  ist  die  Stellung  Chamberlains 
zum  gegenwärtigen  Premierminister?  Welches  ist  die  Stellung 
des  gegenwärtigen  Premierministers  zu  den  Tarifreformvorschlägen 
Chamberlains  ?  Die  Vertreter  der  gegenwärtigen  Regierung  nennen 
ihre  Partei  die  „Unionistische".  Die  Unionisten  sehen  als  ihre 
Hauptaufgabe  die  Konsolidierung  des  Reiches  an.  Sie  nehmen 
zwischen  Liberalen  und  Konservativen  eine  Mittelstellung  ein  und 
man  unterscheidet  danach  Hberale  und  konservative  Unionisten. 
Mit  einer  Ausnahme  von  3  Jahren  und  6  Monaten  bestand  die 
Regierung  der  letzten  19  Jahre  aus  einer  Kombination  von  Kon- 
servativen, konservativen  und  liberalen  Unionisten.  Es  war  beson- 
ders die  Homerulebewegung,  die  dazu  gedient  hat,  die  Organisation 
der  Unionisten  aufrecht  zu  erhalten.  Seit  diese  gewichen,  ist 
gerade  in  der  Fiskal-Reform-Agitation  eine  neue  Bewegung  ent- 
standen, die  der  Partei  den  Stempel  aufdrückt  und  ihr  neue  Direk- 
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tiven  für  die  Ausgestaltung  ihres  Programms  gibt.  Hat  doch  diese 
Reform  dieselbe  Grundlage  wie  das  unionistische  Parteiprogramm 
und  diese  ist:  Die  Einigung  des  Reiches,  die  Organi- 
sation des  britischen  Imperiums.  Wie  wir  im  Kapitel 
über  den  Imperialismus  gesehen  haben,  ist  es  gerade  der  beson- 
dere Weg  des  Präferentialismus  zur  Erreichung  der  Reichseinigung, 
der  dem  Chamberlainschen  Fiskalprogramm  die  Färbung  giebt  und 
der  uns  gezwungen  hat,  diesen  Imperialismus  als  Chamberlainismus 
zu  bezeichnen.  Wenn  wir  daher  die  Stellungnahme  der  gegen- 
wärtigen Regierung  zum  Fiskalreformprogramm  erläutern  wollen, 
so  müssen  wir  vorausschicken,  dass  die  Mitglieder  der  gegen- 
wärtigen Regierung,  vermöge  ihrer  Zugehörigkeit  zur  unionistischen 
Partei,  auch  Imperialisten  sind.  Es  fragt  sich  nur,  welche  Stellung 
sie  zu  dem  von  Chamberlain  vorgeschlagenen  Weg  zur  Reichs- 
einigung, also  zu  dem  von  uns  sogenannten  Chamberlainismus 
einnehmen.  Hier  ist  die  Frage  eine  viel  prinzipiellere  als  die,  die 
wir  bei  der  Frage  über  die  Stellung  der  Arbeiter  zu  dem  von 
Chamberlain  aufgeworfenen  Programm  zu  beantworten  hatten.  Bei 
den  Arbeitern  handelte  es  sich  darum,  festzustellen,  was  für  Vor- 
teile oder  Nachteile  sie  für  das  materielle  Wohl  ihrer  eigenen 
Persönlichkeit  von  dem  Chamberlainismus  erwarten.  Bei  ihnen 
kam  es  darauf  an,  den  Wert  oder  Unwert  der  einzelnen  von 
Chamberlain  gemachten  Vorschläge  zu  prüfen.  Das  kommt  aber 
für  die  Stellungnahme  der  Regierung  nicht  in  Frage,  hier  werden 
Prinzipien  zu  erörtern  sein.  Haben  wir  an  der  Besprechung  der 
Arbeiterstellung  eine  Kritik  der  positiven  Vorschläge  Chamberlains 
gehabt,  so  werden  wir  bei  der  Erläuterung  der  Regierung  eine 
beifällige  oder  abfällige  Kritik  des  chamberlainistischen  Präfe- 
rentialismus und  Protektionismus  zu  suchen  und  zu  finden  haben. 
Haupt  der  gegenwärtigen  Regierung  ist  der  hochgebildete 
und  vielseitige  Arthur  James  Balfour.  Er  folgte  dem  greisen 
Marquis  of  Salisbury  im  Amte.  Chamberlain  nahm  unter  der 
Regierung  Salisburys,  wie  unter  der  Balfours  seit  dem  Jahre  1895 
bis  zum  September  des  Jahres  1903  die  Stellung  eines  Staats- 
sekretärs für  die  Kolonien  ein.  Chamberlain  hat  durch  seine  Per- 
sönlichkeit seinem  Posten  erst  die  Bedeutung  gegeben.  Auf  seiner 
Wirksamkeit  in  dieser  Stellung  beruht  seine  Tätigkeit  als  Agitator 
für  die  Tarifreform.  Am  9.  September  1903  richtete  Chamberlain 
an  Balfour  folgenden  Brief:    „Ich  hege  die  Anschauung,  dass  Sie 
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die  gegenwärtige  Regierungspolitik  darauf  richten  sollten,  unsere 
Freiheit  in  allen  unsern  Handelsbeziehungen  mit  dem  Auslande 
zu  sichern.  Daher  werden  Sie  mit  mir  einverstanden  sein,  wenn 
ich  den  mir  von  Seiner  Majestät  aufgetragenen  Posten  aufgebe, 
um  mich  der  Aufgabe  zu  widmen,  die  Prinzipien  der  Reichsunion, 
die  meiner  Erfahrung  und  Ueberzeugung  nach  für  unser  Gedeihen 
wesentlich  sind,  auseinanderzusetzen  und  zu  popularisieren." 

Damit  begründet  Chamberlain  den  Austritt  aus  einem  Amte, 
in  dem  er  viel  Ruhm  geerntet  hat.  Er  hat  sich  zurückgezogen, 
um  sich  ausschliessHch  Agitationszwecken  widmen  zu  können. 
Schon  aus  dem  Umstände,  dass  Chamberlain  demselben  Kabinet 
angehört  hat,  wie  Balfour,  geht  hervor,  dass  er  und  der  gegen- 
wärtige Premierminister  keine  Feinde  sein  können.  Denn  der 
Chamberlainismus  ist  innerhalb  der  Tätigkeit  der  gegenwärtig  noch 
existierenden  Regierung  erwachsen  und  hat  sich  —  ob  unter  Mit- 
wirkung oder  Bekämpfung  der  Regierung,  wird  in  folgendem  zu 
erweisen  sein  —  unter  ihr  entfaltet.  Dass  Chamberlain  übrigens 
(abgesehen  von  dem  rein  persönlichen  Grunde,  dass  seine  Agi- 
tation ihm  vollauf  zu  tun  gibt)  nur  formell  aus  dem  Kabinet  aus- 
getreten ist,  geht  daraus  hervor,  dass  sein  Sohn,  Mr.  Austen 
Chamberlain,  der  äusserlich  seinem  Vater  sehr  ähnlich  sieht,  mit 
ihm  zusammen  wohnt,  gemeinsame  Erholungsreisen  mit  ihm 
(wie  neulich  nach  Italien)  macht  und  wie  aller  Welt  bekannt  ist, 
völlig  unter  dem  Einfluss  seines  Vaters  steht,  in  dem  gegenwär- 
tigen Ministerium  das  so  wichtige  Amt  eines  Chancellors  of  the 
Exchequer  (zu  deutsch :  Finanzminister)  bekleidet.  Chamberlain 
steht  also,  wenn  auch  lose,  doch  immer  noch  im  Zusammenhang 
mit  dem  gegenwärtigen  Kabinet  und  es  kann  von  einer  politischen 
Gegnerschaft  zwischen  ihm  und  dem  Premierminister,  schon  rein 
äusserlich  betrachtet,  nicht  die  Rede  sein.  Es  fragt  sich  also : 
1.  welche  Stellung  nimmt  die  gegenwärtige  Regierung  gegenüber 
Chamberlains  Vorschlägen  ein?  2.  Hat  sie  ihrer  Stellungnahme 
irgendwie  Ausdruck  verliehen?  3.  Welches  sind  die  Grundzüge 
etwa  gegenteiliger  Anschauungen  auf  Seiten  der  Regierung? 
4.  Worin  stimmen  die  Anschauungen  der  Regierung  mit  dem 
Chamberlainismus  überein  ? 

Eine  Beantwortung  dieser  Fragen  sollen  die  folgenden  Blätter 
bringen. 
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Ich  möchte  vor  Allem  vorausschicken,  dass  ich  mir  die  Frei- 
heit nehme  den  Premierminister  Balfour  mit  der  gegenwärtigen 
Regierung  zu  identifizieren.  Bei  der  verfassungsrechtlichen  Stellung 
des  englischen  Kabinets  kann  ich  mir  das  schon  erlauben.  Die 
erste  von  uns  gestellte  Frage  können  wir  damit  übersetzen,  dass 
wir  fragen,  welche  Stellung  nimmt  Balfour  zum  Chamberlainismus 
ein?  Balfour  hat  in  seiner  Eigenschaft  als  Premier  Gelegenheit 
genommen  seine  Stellung  zum  Chamberlainismus  zu  markieren, 
so  oft  er  sich  vom  Verdacht,  dass  er  die  Freihandelsbasis  verlassen 
wollte,  zu  reinigen  beabsichtigte.  Als  durch  die  Chamberlainischen 
Vorschläge  die  Frage  „Schutzzoll  oder  Freihandel?"  entstand, 
hat  Balfour  zur  Orientierung  der  Mitgheder  seines  Kabinets  eine 
Broschüre  rein  theoretischen  Inhalts  erscheinen  lassen,  betitelt: 
„Economic  Notes  on  Isular  Free  Trade"  0«  Da  Balfour  sich  in  dieser 
Broschüre  auf  rein  abstraktem  Boden  bewegt,  ist  es  schwer  zu 
sagen,  auf  wessen  Seite  seine  Sympathien  hinneigen.  Balfour  will 
hier  nicht  die  statistische  Massenproduktion,  mit  der  das  Publikum 
in  dieser  Frage  von  allen  Seiten  gefüttert  wird,  prüfen.  Er  will 
nur  Klarheit  über  das  leitende  Prinzip  schaffen,  das  notwendig  ist 
um  sich  durch  das  Labyrinth  der  Tatsachen  und  Zahlen  hindurch- 
zufinden.  „Nationen  können  nicht  existieren,  wenn  abstrakter 
Freihandel  die  Bedingungen  diktieren  soll,  unter  denen  Kapital 
und  Arbeit  in  der  modernen  Gesellschaft  zusammenarbeiten  sollen. 
Warum  sollten  wir  da  zögern  zuzugeben,  dass  unsere  Handelspolitik 
sich  unter  veränderten  Umständen  verändern  muss?^)"  In  diesem 
Ausdruck  zeigt  Balfour,  dass  er  kein  schablonenhafter  Freihändler 
ist.  Und  das  hebt  er  auch  besonders  hervor.  Erlaubt  sich  jemand 
Zweifel  über  das  Dogma,  dass  Steuern  stets  zum  Zwecke  der  Staats- 
einkünfte da  sein  müssen,  dann  sehnt  er  sich  offenbar  nach  dem 
Zollsystem  des  Jahres  1841  und  einer  Besteuerung  des  Getreides 
mit  20  Schilling.  Bewundert  er  die  Tarifreform,  die  jetzt  60  Jahre 
hinter  uns  liegt,  dann  betrachtet  er  offenbar  die  einfache  und 
durch  nichts  weiter  charakterisierte  Reform  vom  Freihandel  als  so 
grundlegend  und  so  allgemein  anwendbar  und  so  genau  definier- 
bar, dass  man  auch  jeder  Schlussfolgerung,  zu  welcher  der  Frei- 
handel  logischerweise  führen   muss,   ohne  Zaudern   oder  Zurück- 

*)  Auch  in  deutscher  Sprache,  Leipzig  1903,  erschien   unter  dem  Titel: 
„England's  Freihandelspolitik". 
*)  Zitiert  nach  der  Times. 
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halten  zuzustimmen  verpflichtet  ist.  „Ich  bin  ein  Freihändler, 
aber  nicht  wie  ich  mich  zu  bekennen  veranlasst  sehe 
nach  dieser  Schablone.^)"  Was  Balfour  also  danach  ver- 
langt ist  ein  modifizierter  Freihandel,  der  den  modernen  Verhält- 
nissen des  Welthandels  angepasst  sein  muss.  Er  verlässt  damit 
den  Boden  des  Cobdenisuius.  Ob  Balfour  aber  ein  Protektionist 
in  dem  Masse  wie  Chamberlain  ist,  darüber  wird  man  nur  zur 
Klarheit  kommen  können,  wenn  man  das,  was  den  Protektionismus 
Chamberlain's  markiert,  dem,  was  Balfour  über  Protektion  sagt, 
gegenüberstellt. 

Nach  einer  Rede,  die  Chamberlain  in  Liverpool  hielt,  sagte 
er  nach  der  Times  vom  28.  Oktober  1903:  „Ich  hege  die  Ansicht, 
dass  diejenigen  Länder,  die  das  Schutzzollsystem  adoptiert 
haben,  in  denjenigen  Elementen,  die  Ihr  als  Maßstab  für  die 
Beurteilung  der  Prosperität  einer  Nation  verwendet,  in  bedeu- 
tend höherem  Masse  und  bedeutend  schneller  gestiegen  sind,  als 
wir,  und  ich  habe  auseinanderzusetzen,  dass  diese  Tendenz, 
die  in  den  letzten  Jahren  so  feststehend  geworden  ist,  mit  der 
Zeit,  wie  jeder  vernünftige  Geschäftsmann  weiss,  wahrscheinlich 
noch  accentuiert  werden  wird."  Damit  spricht  Chamberlain  aus, 
dass  er  die  Prosperität  der  Konkurrenten  Englands  ihrem  schutz- 
zöllnerischen  Systeme  zuschreibt.  In  Leeds  sprach  Chamberlain 
nach  der  „Times"  vom  17.  Dezember  1903  folgendes:  „Sind  die 
Vereinigten  Staaten  ruiniert  worden  ?  Ist  irgend  ein  zollgeschütztes 
(protected)  Land  ruiniert  worden  ?  Ich  versichere  Sie,  ohne  einen 
gegenteiligen  Beweis  befürchten  zu  müssen,  dass  es  kein  einziges 
von  diesen  Ländern,  vom  grössten  bis  zum  kleinsten,  gibt,  das 
nicht  in  Allem  und  Jedem,  das  für  die  Prosperität  einer  Nation 
in  Betracht  kommt,  prosperiert  hätte  und  bedeutend  schneller  als 
wir,  seit  es  zum  zollgeschützten  Lande  geworden  ist."  Dann 
erklärt  er  zunächst,  dass  der  Import  der  Industrieartikel  eine  Ver- 
minderung der  Löhne  bewirkt.  So  sagte  er  in  Newcastle  nach 
der  „Times"  vom  21.  Oktober  1903:  „In  30  Jahren  ist  der  Gesamt- 
import von  Industrieartikeln,  die  ebenso  gut  in  diesem  Lande 
hätten  hergestellt  werden  können,  um  86  Millionen  gewachsen, 
der  Gesamtexport  um  6  Millionen  gefallen.  So  haben  wir  92  Mil- 
lionen von  dem  Handel  verloren,  der  ebenso  gut  in  unsern  Händen, 


')  A.  J.  Balfour,  Englands  Freihandelspolitik,  (Leipzig  1903)  Seite  7. 

9 


—     130     — 

als  in  denen  von  Ausländern  hätte  liegen  können,  und  was  war 
das  Resultat  für  unser  eigenes  Volk?  Nach  den  Angaben  des 
Board  of  Trade,  könnt  Ihr  die  Höhe  der  Löhne  auf  die  Hälfte  des 
Exportes  ansetzen.  Wir  haben  daher  während  30  Jahren  jährHch 
^  45,000,000  verloren.  Das  würde  etwa  600,000  Leuten  ä  30  sh 
pro  Woche  fortgesetzte  Beschäftigung  gegeben  haben  ;  das  bedeutet 
Unterhaltungsmittel  für  diese  Leute  mit  ihren  Familien,  also  ins- 
gesamt 3  Millionen  Menschen."  Das  ist  der  Gipfel  des  theore- 
tischen Protektionismus  Chamberlain's.  Aber  er  hat  auch  den 
Glauben,  dass  der  Import  die  Debetseite  des  Nationalkontos  ist. 
So  sagt  er  in  derselben  Rede:  „Der  Export  des  letzten  Jahres 
betrug  J"  278,000,000  und  unser  Import  ^  528,000,000.  Ich 
muss  zugeben,  dass  es  nicht  mehr  Grund  gibt,  diese  beiden  Dinge 
zu  einander  in  Beziehung  zu  setzen,  als  es  Grund  gibt  für  die 
Gegenüberstellung  der  zwei  Seiten  eines  Hauptbuches,  bei  dem 
man  Schuldner  und  Gläubiger  vergleicht  und  sich  sagt:  Das  war 
das  glänzende  Geschäftsergebnis."  Somit  bekennt  sich  Chamberlain 
zum  alten  Merkantilismus,  dem  Extrem  des  praktischen  Protek- 
tionismus. Natürlich  ist  es  nicht  möglich,  an  dieser  Stelle  alle 
Chamberlain'schen  Reden  auf  ihren  protektionistischen  Gehalt  hin 
zu  prüfen.  Ich  kann  aber  versichern,  dass  ich  kaum  eine  Rede 
Chamberlain's  gelesen  habe,  ohne  die  protektionistische  Grundlage, 
auf  der  Chamberlain  seine  Beweise  aufbaut,  feststellen  zu  müssen. 
Hier  ist  klarzulegen,  dass  Chamberlain,  ob  er  das  nun  zugibt  oder 
nicht,  den  Freihandel  ganz  und  gar  von  sich  weist.  Die  Frage, 
die  ich  mir  hier  nun  stelle,  ist  die :  Stimmt  Balfour  mit  Chamber- 
lain in  diesen  grundlegenden  Anschauungen  überein,  und  wenn 
nicht,  worin  äussert  sich  die  Gegenteiligkeit  seiner  Anschauung? 
Balfour  hat  im  Beginn  des  Oktobers  dieses  Jahres  Gelegenheit 
genommen  in  Reden,  die  er  in  Edinburg  und  Sheffield  hielt, 
Aeusserungen  fallen  lassen,  nach  denen  man  die  prinzipielle  Stellung 
Balfour's  zu  diesen  Fragen  bereits  beurteilen  kann,  und  wenn  man 
einzelne  Stellen  aus  diesen  Reden  zitiert,  so  sieht  man,  dass  er 
den  Protektionismus  als  solchen,  wie  er  vom  Chamberlain  nach 
unseren  letzthin  aufgestellten  Beweisen  propagiert  wird,  verwirft. 
Nach  der  Times  vom  4.  Oktober  1904  gibt  Balfour  eine  Definition 
des  Protektionismus:  „Eine  protektionistische  Politik,  wie  ich  sie 
verstehe,  ist  eine  Politik,  die  bezweckt  die  Unterstützung  und 
Schaffung  von  Industrien  durch  Steigerung  der  heimischen  Preise.  Die 
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Steigerung  der  Preise  ist  ein  notwendiger  Schritt  zur  Förderung  einer 
Industrie  unter  dem  protektiven  System.  Die  Aufgabe  der  Protektion 
ist  die  Förderung  der  heimischen  Industrien.  Das  Mittel,  durch  das 
dies  erreicht  wird,  ist  die  Manipulation  eines  Fiskalsystems,  die 
heimischen  Preise  zu  steigern.  Werden  die  heimischen  Preise 
nicht  gesteigert,  so  ist  die  Industrie  nicht  gefördert.  Wird  die 
Industrie  gefördert,  so  geschieht  dies  durch  die  Steigerung  der 
Preise".  Balfour  verwirft  also  klar  den  Versuch,  die  heimischen 
Industrien  unter  einem  protektiven  System  zu  fördern.  Doch  ist 
dies  gerade  das,  was  die  Vereinigten  Staaten,  Frankreich  und 
Deutschland  tun  und  was  Chamberlain  so  warm  befürwortet.  Ein 
grosser  Teil  der  Chamberlain'schen  Reden  würden  gar  keinen  Sinn 
haben,  wenn  es  nicht  zu  Gunsten  des  Prinzipes  wäre:  „Die 
Förderung  der  Industrie  unter  dem  protektionischen 
System".  In  derselben  Rede  fährt  Balfour  fort:  „In  diesem 
Sinne  bin  ich  kein  Protektionist  und  für  dieses  Land 
unter  den  bestehenden  Verhältnissen  ist  es  weder  die  beste  Politik, 
noch  eine,  die  ich  jemals  meinen  Kollegen,  dem  Parlamente 
oder  dem  Lande  empfohlen  habe."  Der  Chamberlainist  Chaplin 
kritisiert  in  einer  Rede,  die  er  in  Lincoln  am  24.  Oktober  1904 
gehalten  hat,  diese  Stellungnahme  Balfours  folgendermassen : 
„Was  Balfour  da  als  Protektion  definiert,  ist  die  alte  und  übele 
Protektion  früherer  Tage  mit  einer  gleitenden  Zollskala  auf  Korn 
die  dem  Artikel  immer  den  fixierten  Preis  festhalten  sohte,  mit 
enormen  Zöllen  und  vielen  andern  Schranken  —  mit  einem  Worte, 
eine  Politik,  zu  der  zurückzukehren,  niemand  im  Traume  vorhat." 
Diese  Kritik  beruht  darauf,  dass  der  Chamberlainismus  sich  gegen 
den  Vorwurf ,  auf  dem  Protektionismus  sein  Gebäude  errichtet 
zu  haben,  wehrt.  Wir  haben  also  gesehen,  1.  dass  Balfour  nicht 
als  schablonenhafter  Freihändler  aufgefasst  sein  will,  2.  dass  er 
damit  den  Boden  des  absoluten  Freihandels  verlässt,  3.  dass  er, 
wo  er  auf  das  entgegengesetzte  Extrem,  den  Protektionismus, 
stösst,  diesen  als  solchen  zurückweist.  Was  ist  aber  nach  all 
diesen  Negierungen,  die  wir  aus  dem  Munde  Balfour's  gehört 
haben,  seine  positive  Stellung?  Aus  dem  bisherigen  geht  hervor, 
dass  sie  eine  Zwischenstellung,  zwischen  dem  absoluten  Freihandel 
und  der  Erkenntnis  sein  muss,  dass  die  Dinge  in  England  in 
handelspolitischer  Beziehung  doch  nicht  so  sind,  wie  sie  sein 
sollen.     Vielleicht  werden  wir  darüber  Aufklärung  erhalten,    wenn 
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wir  eine  Stelle  aus  seiner  Sheffielder  Rede,  nach  der  Times  vom 
2.  Obtober,  zitieren.  Er  sagt  hier:  „Was  die  Protektionisten 
gewöhnlich  tun,  ist,  dass  sie  einen  sehr  hohen  Kampftarif  für  alle 
ausländischen  Güter  ins  Leben  rufen,  dann  diesen  fortgesetzt  in 
dem  Masse  und  für  das  Land  reduzieren,  in  welchem  ihnen  dieses 
Gegenvorteile  einräumt.  So  beginnen  sie  mit  einem  immensen 
Zoll  auf  alle  Güter  des  gesamten  Auslandes  und  schrauben  diesen 
nach  erfolgten  Gegenvorstellungen  und  Gegenvorteilen  von  Seiten 
des  betroffenen  Landes  herunter.  Ich  befürworte  keineswegs  so 
eine  Prozedur  für  England.  Ich  glaube,  dies  würde  viel  zu  grosse 
Störungen  in  unserer  Praxis,  unserem  Handel  und  unseren  Ge- 
wohnheiten hervorrufen.  Aber  ich  glaube,  dass  wir  diese 
Prozedur  mit  Vorteil  am  andern  Ende  in  Angriff 
nehmen  können.  Wenn  wir  nur  sehen,  dass  es  uns 
keine  Nachteile  bringt,  so  können  wir  jedes  Land, 
das  uns  mit  verletzender  Unbilligkeit  behandelt, 
dahin  informieren ,  da  ss,  wenn  es  nicht  seine  Politik 
zu  unserem  Vorteil  modifizieren  werde,  wir  uns  ge- 
zwungen sehen  werden.  Schritte  zu  ergreifen  inBe- 
zugaufseinen  Export  nachunseremLande."  Damit  be- 
kennt sich  Balfour  positiv  ausgedrückt:  zum  Prinzipe  der 
Retali ation.  Er  sieht  ein,  dass  England  im  Handelsvertrags- 
kampfe mit  andern  Staaten  eine  Schraube  braucht,  mit  der  es  auf 
seine  handelspolitischen  Gegner  drücken  und  aus  diesen  für  sich 
Vorteile  erpressen  kann.  Und  begründet  denn  Chamberlain  seine 
Tarifreformagitation  anders?  Sagte  er  doch  bei  einer  seiner 
ersten  Agitationsreden,  in  der  vom  16.  Mai  1903:  „Wir  können 
einen  Unterschied  machen  zwischen  denen,  die  uns  gut  und 
denen,  die  uns  schlecht  behandeln" ;  und  bedeutet  denn  das  nicht, 
dass  Chamberlain  von  dem  Retaliationsprinzip  ausgeht  —  von  der 
Retaliation,  die  auch  Balfour  propagiert? 

Da  haben  wir  den  Punkt  gefunden,  in  dem  sich  die  Anschauungen 
Balfour's  und  Chamberlain's  berühren :  Die  Einsicht,  dass 
England  seinen  Konkurrenzländern  gegenüber  so 
lange  im  Nachteile  bleiben  wird,  als  esnicht  Mittel 
finden  wird,  sich  diejenigen  Geschäftsvorteile  beim 
Handel  svertragsabs  chlusse  zu  sichern,  die  ihm  kraft 
seiner   Stellung   im    Welthandel   zukommen. 
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Es  bleibt  nur  die  Frage  offen,  ob  Balfour  und  Chamberlain 
dieselben  Konsequenzen  aus  dieser  Einsicht  ziehen.  Chamber- 
lain geht  vom  Retaliatonsbedürfnis  Enlands  aus 
und  kommt,  indem  er  seine  imperialistische  Grund- 
anschauung zur  Basis  nimmt,  zum  Schlüsse,  dass 
nurdurch  den  handelspolitischen  Reichszusamme  n- 
schluss  auf  dem  Wege  des  interimperialen  Präferen- 
tialimus,  diesem  Retaliationsbedürfnis  genügt 
werden  kann.  Er  zieht  in  seinen  Vorschlägen,  dem 
chamberlainistischen  Schema,  nur  die  letzten  Konse- 
quenzen aus  der  Einsicht,  dass  England  der  Ret a- 
liationsmöglichkeit  dringend  bedarf.  Die  Anerkennung 
des  Retaliationsprinzipes,  als  solchem,  kann  eben  nnr  die  Aner- 
kennung einer  elementaren  Grundanschauung  sein.  Die  Reta- 
liation  ist  kein  handelspolitisches  Programm,  sie  ist  nur  die  An- 
erkennung einer  vorhandenen  Lücke  im  System,  sie  lässt  aber  die 
Frage  offen:  „Welches  sind  die  Mittel,  die  ergriffen  werden 
müssen,  um  dem  Retaliationsmöglichkeitsbedürfnis  zu  genügen?" 
In  seiner  Edinburger  Rede  hat  Balfour  diesem  seinem  Retaliaüons- 
prinzip  noch  einmal  Ausdruck  verliehen.  Er  sagte,  „er  habe 
überhaupt  keine  diesbezügliche  Politik  oder  Vorschläge,  die  das 
gegenwärtige  Parlament  beträfen."  Ferner  konstatierte  er,  dass 
die  Regierung  keineswegs  von  der  bisherigen  Fiskalpolitik  ab- 
weichen werde,  solange  nicht  die  Generalwahlen  sie  dazu  speziell 
ermächtigen  werde').  Balfour  spricht  also  überall  das  Retaliations- 
bedürfnis Englands  als  Prinzip  aus  und  hütet  sich  aber,  darauf 
irgend  ein  Schema  zur  Fiskalreform  aufzubauen,  um  seine 
Regierung  nicht  in  Ungelegenheiten  zu  bringen.  Dadurch  macht 
er  es  möglieh,  dass,  da  ein  bloses  Prinzip  doch  noch  kein  Pro- 
gramm ist,  Freund  und  Feind  über  seine  Stellung  zum  Cham- 
berlainismus  im  Unklaren  sind.  Das  gereicht  ihm  selber  aber 
insofern  zum  Vorteil,  als  sowohl  die  Chamberlainisten  als  die 
absoluten  Gegner  der  Reform  Balfour  für  den  ihren  erklären, 
Gegner  der  gegenwärtigen  Regierung  aber  nützen  diese  Unklarheit 
Balfour's  aus,  um  daraus  seiner  Stellung  einen  Strick  zu  drehen. 
So  suchen  Lord  Hugh  Cecil,  Lord  Balfour  of  Burleigh,  Lord 
James  of  Hereford  und  Mitglieder  der  Free  Trade  Liga  zu  über- 
zeugen, dass  Balfour  ein  Freihändler  par  excellence  sei  und  nichts 

')  Times,  18.  Oktober  1904.    2.  Leitartikel. 
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weniger  im  Sinne  habe,  als  sich  der  Chamberlainistischen  Reform 
zuzuneigen.  Der  Duke  of  Devonshire  sucht  in  seiner  in  der  Times 
vom  14.  November  1904  veröffentlichen  Rede  zu  beweisen,  dass 
gerade  die  Rede,  die  Balfour  in  Edinburg  gehalten  hat,  den 
Zweck  hatte,  zu  beweisen,  dass  er  sich  der  Politik  der  Tarifreform- 
liga feindlich  gegenüber  stelle ;  was  Balfour  dort  gesagt  hat,  wäre 
nur,  dass  er  kein  Protektionist  sei  und  dass,  wenn  die  Unionistische 
Partei  den  Protektionismus  als  Parteiprogramm  aufnehmen  werde, 
er  aufhören  werde  ihr  Führer  zu  sein.  „Gegen  wen  sonst",  meint 
der  Duke  of  Devonshire,  „könne  sich  diese  Aeusserung  richten  als 
gegen  Chamberlain  und  die  Tarifreformliga".  An  einer  andern  Stelle 
seiner  Rede  sagt  der  Herzog  von  Devonshire  „diejenigen  seien 
nicht  die  Freunde  des  Premierministers,  sondern  seine  schlimmsten 
Opponenten,  die  seine  Politik  diskreditierten  dadurch,  dass  sie  diese 
als  Vorstufe  zu  einer  andern  auffassten,  die  nicht  die  seine,  sondern, 
dieser  gegenüber  eine  fremde  und  antagonistische  wäre.^)  „Lord 
Hugh  Cecil  sagt  in  einer  Zuschrift  an  die  Times  vom  18.  Oktober 
1904  über  das  Verhältnis  Balfour's  zu  Chamberlain  Folgendes:  „Es 
kann  zwar  gesagt  werden,  dass  Chamberlain  und  Balfour  gemein- 
sam die  Einführung  einer  Fiskalretaliation  in  England  bezwecken. 
Aber  der  Ähnlichkeit  der  Worte,  geht  ein  riesiger 
Unterschied  des  Zweckes  parallel.  Chamberlain's  Retalia- 
tionspolitik  soll  durchgeführt  werden  durch  den  Mechanismus  eines 
allgemeinen  Tarifs.  Chamberlain  schlug  in  Glasgow  im  Oktober 
1903  einen  Importzoll  auf  alle  Industrieartikel  von  durchschnittlich 
10^0  vor,  aber  variierend  nach  dem  in  diesen  Gütern  steckenden 
Arbeitsbetrag,  d.  h.  die  höchsten  Zölle  sollen  diejenigen  Produkte 
treffen,  auf  die  die  meiste  Arbeit  in  diesem  Lande  verwendet 
wird,  die  geringsten  Zölle  diejenigen  Güter,  bei  denen  am  wenig- 
sten Arbeit  in  diesem  Lande  beschäftigt  ist.  An  diesem  Tarife 
will  Chamberlain  Reduktionen  vornehmen  zu  Gunsten  derjenigen 
Länder,  die  uns  ihrerseits  Zollreduktionen  gewähren.  Das  zeigt 
den  protektionistischen  Charakter  des  Chamberlain'schen  Tarif  es. 
Chamberlain's  Retaliationspolitik  ist  auf  einempro- 
tektionistischen  Generaltarif  aufgebaut,  um  Handels- 
vertragszwecken dienen  zu  können.  Ba  Ifour's  Poli- 
tik dagegen  bezweckt  nur,  in  gewissenFällenStraf- 


')    Times,  14.  November  1904,  S.  9. 
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Zölle    auf    die    Importe     eines    bestimmten    Landes 
legen  zu  können." 

Wäre  dem  so  wie  Lord  Hugh  Cecil  zu  beweisen  sucht,  dann 
wäre  allerdings  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den  Reta- 
liatiosprinzip  Balfour's  und  dem  Chamberlain's ;  die  Chamberlainis- 
tische  Presse  versichert  uns  aber  des  Gegenteils.  In  seiner  Edin- 
burger  Rede  hatte  sich  Balfour  mit  der  Einberufung  einer  neuen 
Kolonialkonferenz  einverstanden  erklärt.  Durch  diese  Erklärung 
sehen  die  Chamberlainisten  eine  hindernde  Wand  zwischen  den 
Anschauungskreisen  der  beiden  Politiker  entfernt.  So  schreibt  die 
Times  vom  29.  Oktober  1904:  „Nicht  nur  wird  der  Mittelpunkt 
der  Balfourschen  Politik  mit  dem  der  Chamberlain'schen  solida- 
rischer, sondern  die  Annäherung  Balfours  an  die  Chamberlain'schen 
Anschauungen  über  die  einzuberufende  Kolonialkonferenz  erhält 
auch  den  Beifall  der  konservativen  Assoziationen."  In  einer  sehr 
feinsinnigen  Weise  stempelt  ein  Leitartikel  der  Times  vom  18.  Ok- 
tober 1904  diese  Verhältnisse.  Der  Passus  lautet:  „Dass  es  Unter- 
schiede in  den  Methoden  der  beiden  Männer  gibt,  zur  Einführung 
des  gesunden  Menschenverstandes  anstatt  der  Pedanterie  in  unsern 
Freihandel,  ist  in  hohem  Masse  wahrscheinlich.  Es  wäre  sehr 
sonderbar,  wenn  es  solche  Unterschiede  nicht  gäbe,  denn  der 
eine  ist  das  verantwortliche  Haupt  eines  Ministe- 
riums und  einer  Partei,  während  der  andere  eine 
Propogandist  von  Ideen  ist ;  aber  Gerechtigkeit  verlangt  es,  sich 
dessen  zu  erinnern,  dass  Chamberlains  Behauptungen  beweisen 
und  eine  Diskussion  hervorrufen  wollen.  Es  war  seine  Aufgabe, 
das  Volk  aus  dem  lethargischen  Schlafe  zu  rütteln  und  es  über 
Dinge  denken  zu  machen,  die  es  früher  als  selbstverständlich  hin- 
genommen hat.  In  seiner  Edinburger  Rede  hat  aber  Balfour 
an  Chamberlain  einen  hohen  Tribut  gezahlt".  Die  „Times"  hebt 
damit  ganz  richtig  hervor,  dass  Balfour  nicht  aus  seiner  Reserve 
in  der  verantwortlichen  Stellung,  die  er  bekleidet,  heraustreten 
kann.  Er  muss  sich  auch  damit  begnügen,  seine  Anschauung 
nur  anzudeuten.  Die  dadurch  erzielte  Unklarheit  wird  ihm  aber 
von  seinen  Gegnern  höllisch  übelgenommen.  In  der  in  der 
„Times"  vom  31.  Oktober  1904  veröffentHchten  Rede  gibt  Lord 
Roseberry  mit  beissender  Ironie  ein  Bild  von  dem  Verhältnis  der 
beiden  Politiker:  „„Balfour  scheint  die  umarmenden  Aufmerksam- 
keiten Chajnberlains  abschütteln  zu  wollen,  indem  er  sagt:     „Ich 
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bin  kein  Protektionist"".  Dann  kommt  die  verblüffende  Antwort 
Chamberlain's :  „„Was  Sie  sind  kein  Protektionist ?  Dann  bin  ich 
auch  keiner  mehr  und  wir  sind  einverstanden.""  Das  erinnert  mich 
an  eine  alte  Geschichte:  Es  begegnen  sich  zwei  Leute,  da  fragt 
der  eine  den  andern:  „„Hast  du  nicht  ein  Beerenzeichen  an  Deinem 
linken  Ohr?""  „„Nein""  antwortete  der  andere :  „„gewiss  nicht"". 
Da  umarmt  ihn  der  erstere  und  ruft  aus:  „„Dann  bist  du  mein  längst 
verlorener  Bruder"".  „„Sind  Sie  ein  Protektionist"",  sagt Chamberlain 
zu  Balfour,  „  „ich  begünstige  nämhch  einen  Tarif  von  10  7o-""  » „Nein, 
gewiss  nicht"",  sagte  Balfour.  „„Dann  sind  Sie  mein  längst  ver- 
lorener Bruder!""  „„Ich  bin  kein  Protektionist,  ich  bin  etwas 
anderes.  Wohlan,  sagt  Rosebery  weiter,  „ich  mache  wohl 
Einwendungen  gegen  die  Protektion,  aber  noch  mehr  gegen  dies 
„etwas  anderes",  denn  ich  weiss  wohl  was  Protektion  ist,  aber  ich 
will  gehängt  werden,  wenn  ich  weiss,  was  dies  „etwas  anderes" 
bedeuten  soll."  Das  geisselt  die  Unklarheit  Balfour's  aufs  Treffendste. 
Nunmehr  können  wir  die  zu  Anfang  dieses  Kapitels  gestellten 
Fragen  folgendermassen  beantworten:  1.  Die  gegenwärtige  Regie- 
rung hat  ihrer  Stellungnahme  zu  den  Chamberlainistischen  Vor- 
schlägen bisher  nicht  Ausdruck  gegeben.  2.  Der  Premierminister 
Balfour  hat  dagegen  Anschauungen  ausgesprochen  die  in  Bezug 
auf  das  Retaliationsprinzip  als  solches  dem  Chamberlainismus  zu- 
stimmend gegenüberstehen.  3.  Obwohl  sich  die  Anschauungen 
Chamberlain's  und  Balfour's  in  Bezug  auf  das  RetaHationsbedürfnis 
Englands  begegnen,  ist  doch  ihr  Ausgangspunkt  ein  verschiedener. 
4.  Balfour  geht  zwar  vom  Boden  des  absoluten  Freihandels  ab, 
will  aber  nichts  mit  dem  Protektionsismus,  von  dem  Chamberlain 
ausgeht,  zu  tun  haben.  5.  Daraus  ergibt  sich  eine  Unklarheit,  die 
Balfour  einerseits  zum  Vorteil  dadurch  gereicht,  dass  die  Frei- 
händler ihn  zum  Freihändler  stempeln  wollen  und  die  Chamber- 
lainisten  zu  dem  ihren,  anderseits  ihm  dadurch  zum  Nachteil  ge- 
reicht, dass  seine  liberalen  Gegner  diese  Unklarheit  benützen,  um 
seine  Position  in's  Wanken  zu  bringen.  6.  Obwohl  das  Verhält- 
nis nicht  geklärt  ist,  ist  Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dass 
Balfour  eine  Reform  in  demselben  Sinne  wie  Chamberlain  anstrebt. 
Denn  sie  stehen  beide  auf  dem  Boden  des  Imperialismus  und  des- 
selben Parteigedankens.  Dies  lässt  uns  glauben,  dass,  wenn  Bal- 
four seinem  Re+aliationsprinzip  die  Tat  wird  folgen  lassen  können, 
es  sich  zu  einem  Schema  wird  bekennen  müssen,  das  von  dem 
des  Chamberlainismus  nicht  allzusehr  abweicht. 


Schluss. 


Die  Russichten  der  Chamberlainistischen 
Agitation '). 

Aus  der  Stellungnahme  der  Arbeiterschaft  zu  den  Reform- 
vorschlägen Chamberlains  haben  wir  ersehen,  dass  der  grösste 
Teil  des  englischen  Volkes  die  Fiskal-Frage  als  Magenfrage  be- 
trachtet und  demgemäss  den  Vorschlägen  die  Unterstützung  solange 
versagen  wird,  als  es  befürchten  muss  die  Kosten  der  Lebens- 
haltung erhöht  zu  sehen.  Man  kann  der  Chamberlainistischen* 
Agitation  jedoch  die  Anerkennung  nicht  versagen,  dass  sie  ausser- 
ordentlich geschickt  zu  Werke  geht.  Bei  der  Agitationsarbeit  fällt 
der  Löwenanteil  natürlich  Chamberlain  selbst  zu.  Die  bewunderns- 
werte Rednergabe,  der  weite  politische  Blick  dieses  Staatsmannes 
und  die  in  ihrer  Wahrhaftigkeit  offenbare  Ueberzeugung  für  seine 
Sache  befähigen  ihn  dazu  gerade  durch  diese  Eigenschaften  seiner 
Persönlickeit  gewissermassen  als  Agitationsmittel  zu  dienen.  Seine 
Popularität  erworben  hat  sich  Chamberlain  auf  dem  interessanten  Weg 
seiner  parlamentarischen  und  staatsmännischen  Karriere^).  Chamber- 
lain hat  sich  in  seiner  Jugend  eine  nicht  mehr  als  durchschnittliche 
englische  Allgemeinbildung  erworben,  die  ihn  für  die  industrielle 
und  kaufmännische  Karriere  vollkommen  befähigte.  Als  der  20-jäh- 
rige Mann  in  die  Baumwollwarenfabrik  und  das  Engrosgeschäft  der 
Firma  Nettelfok  and  Chamberlain  in  Birmingham  als  Lehrling  ein- 

')  Vgl.  auch  Schmoller,  Die  künftige  englische  Handelspolitik,  Chamber- 
lain   und    der  Imperialismus,    Jahrbuch    für   Gesetzgebung,  Verwaltung    und 
Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reiche.  XXVIII.  829  ff. 
^)  Die  besten  Biographien  Chamberlains  sind: 

1.  C.    H.    Jeyes,    Mr.    Chamberlains    Life    and    Political   Career,    2  Vols. 
London  1903. 

2.  Creswick,  The  Right  Hon.  Jos.  Chamberlain,  London  1904,  4  Bde. 
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trat,  hat  wohl  niemand  in  ihm  den  zukünftigen  so  bedeutenden 
Staatsmann  geahnt.  Schnell  —  wie  es  eben  nur  zur  Blütezeit 
der  englischen  Cotton-Industry  möglich  war  —  hat  sich  Chamber- 
lain  ein  Riesenvermögen  erworben  und  schon  in  seinem  43.  Lebens- 
jahr gestatteten  ihm  die  erworbenen  Geldmittel  auf  eine  fernere 
kaufmännische  Laufbahn  zu  verzichten  und  seine  Fähigkeiten  ganz 
und  gar  in  den  Dienst  der  Gesamtheit  zu  stellen.  Zunächst 
widmete  er  sich  seiner  Vaterstadt  Birmingham  und  hier  wiederum 
ist  es  das  komunale  Schulwesen  gewesen,  auf  dessen  Gebiet  sich 
seine  erstaunlichen  Fähigkeiten  zuerst  im  vollen  Lichte  zeigten. 
Der  Kreis  seiner  Tätigkeit  dehnte  sich  dann  auf  die  gesamte 
Kommune  seiner  Vaterstadt  aus.  Als  seine  Mitbürger  ihn  zum 
Bürgermeister  wählten,  haben  sie  ihm  zu  seiner  glänzenden  Lauf- 
bahn den  Weg  geebnet.  Eine  solche  Kraft  geht  in  England  niemals 
am  Parlamente  vorbei.  Chamberlain  gehörte  in  den  Jugendjahren 
seines  politischen  Lebens  zu  den  Radikalsten  der  Radikalen  und 
so  trat  er  auch  dem  radikalen  Flügel  der  liberalen  Partei  bei. 
Erst  einer  der  glühendsten  Gladstonianer,  trat  er  bald  zu  den 
Gegnern  dieses  so  lange  Zeit  führenden  Staatsmannes  über.  Sein 
Radikalismus  wurde  immer  schwächer  und  schwächer.  Er  wurde 
der  Reihe  nach  gemässigter  Liberaler,  liberaler  Unionist  und  gehört 
jetzt  zu  den  konservativsten  Unionisten  des  britischen  Parlamentes. 
In  die  Kommission  für  die  Beilegung  der  kanadisch -neufund- 
ländischen  Fischerfrage,  wie  in  die  Kommission  für  die  ägyptische 
Frage  gewählt,  erbrachte  er  den  Beweis,  ein  ganz  besonderes  Ver- 
ständnis für  die  Kolonien  zu  besitzen,  und  so  konnte  er,  als  er 
das  Amt  eines  Kolonialsekretärs  übernahm,  seine  ganzen  Fähig- 
keiten auf  die  Wirksamkeit  seines  Amtes  konzentrieren  und  seine 
Vorgänger  im  Amte  weit  an  Bedeutung  überragen.  Die  Rolle, 
die  Chamberlain  im  südafrikanischen  Kriege  gespielt  hat,  hat  — 
mag  man  auch  im  Auslande  und  insbesondere  in  Deutschland 
gerade  deswegen  eine  Animosität  gegen  den  bedeutenden  Staats- 
mann hegen     -  viel  zu  seiner  Popularität  beitragen. 

„Our  Joe",  wie  er  im  Volksmunde  genannt  wird,  der  „Fiscal- 
Bismarck",  wie  er  von  seinen  Gegnern  karrikiert  wird,  der  ,,Fiscal- 
Champion",  wie  er  von  allen  politischen  Rednern  tituliert  wird, 
ist  heute  die  populärste  F^ersönlichkeit  in  England.  Die  scharf 
und  charakteristisch  ausgeprägten  Gesichtszüge,  das  unvermeidliche 
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Monokel  im  Auge  und  die  heliotropfarbene  Orchidee  seines 
eben  so  unvermeidlichen  Gehrocks  sind  die  Attribute  seiner  per- 
sönlichen Erscheinung,  die  diese  Alt  und  Jung  ins  Gedächtnis 
und  Herz  einprägen.  Diese  seine  Populariität  ist  ein  mächtiger 
Faktor  der  Chamberlainistischen  Agitation,  die  ihren  Hauptträger 
bei  jedem  Erscheinen  des  Beifalls  der  Massen  sicher  macht.  Dem 
Engländer  imponiert  der  geschickte  Boxer,  und  etwas  Boxendes 
hat  auch  die  Art  und  Weise  Chamberlains ,  die  Gegenargumente 
seiner  Gegner  zu  parieren.  Was  Wunder,  dass  eine  ganze  Reihe 
seiner  Redewendungen  in  jedermanns  Mund  ist? 

Die  Popularität  Chamberlains  ist  meiner  Ansicht  nach  ein 
Faktor  der  Agitation,  der  für  die  Verwirklichung  der  Reformvor- 
schläge von  weittragender  Bedeutung  ist.  Andererseits  gibt  es  auf 
der  gegnerischen,  freihändlerischen  Seite  keine  so  markante  Per- 
sönlichkeit, die  in  der  gleichen  Weise,  wie  die  Chamberlains,  das 
Interesse  der  Allgemeinheit  fesseln  könnte.  Dass  Balfour  zu  seinen 
Gegnern  nicht  gehört,  haben  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen. 
Die  typischen  Vertreter  des  Freihändlertums,  Lord  Roseberry  und 
Campbeil-Bannermann,  sitzen  zwar  fest  im  Sattel  ihrer  ökonomischen 
und  politischen  Ueberzeugungen.  Aber  ihre  Gegenbeweise  leiden 
eben  an  dem  Alles  verwässernden  Liberalismus ,  der  mehr  ne- 
gierend als  schaffend  wirkt.  Will  man  aus  einer  Reihe  von  Reden 
dieser  beiden  Politiker  ein  Programm  abstrahieren,  wie  man  es 
aus  den  Reden  Chamberlains  zu  tun  sehr  wohl  in  der  Lage  ist, 
so  würde  man  ein  recht  schiefes  Bild  erhalten,  das  heisst  man 
kann  sich  keine  klare  Vorstellung  von  ihrem  politischen  Programm 
betreffs  der  Kolonien  bilden.  Unter  dieser  Zweifel  erregenden  Wir- 
kung leiden  alle  ihre  den  Chamberlainismus  angreifenden  Reden. 
Dass  nicht  Liberalismus  und  Freihändlertum  identisch  ist,  dass 
es  auch  unter  den  Liberalen  des  britischen  Parlamentes  Leute 
gibt,  die  ihren  politischen  Liberalismus  mit  ökonomischem  Pro- 
tektionismus vereinbaren  zu  können  glauben,  geht  aus  einem  in 
der  Times  vom  2L  Juli  1903  veröffentHchten  Manifest  hervor. 
Die  Manifestanten  schreiben  an  den  Herausgeber  der  Times :  „An- 
gesichts der  Wichtigkeit  der  für  die  zukünftige  Finanzpolitik  dieses 
Landes  gemachten  Vorschläge  bitten  wir  unterzeichneten  Liberalen 
Ihre  Spalten  zur  Aussprechung  unserer  Ansichten  in  Anspruch 
nehmen  zu  dürfen. 
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„Die  Kolonien  haben  mehr  als  einmal  ihre  Neigung  dahin 
ausgedrückt,  dass  veränderte  Handelsbeziehungen  die  einzige  Ueber- 
gangsstufe  zur  Konsolidierung  des  britischen  Reiches  sind.  Die 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  vorgeschlagene  Methode  ist  ein  Sy- 
stem gegenseitiger  Tarifbevorzugungen 

„Die  Opponenten  der  neuen  Politik  haben  den  Umstand  der 
Lebenskostenerhöhung  als  wichtigstes  Gegenargument  benutzt. 
Wir  sind  ganz  im  Gegensatz  zu  den  Opponenten  davon  über- 
zeugt,   dass  die  neue  Politik  zur  Reduzierung    der    Lebenskosten 

führen  muss Es   ist  ein  natürliches  Wirkungsresultat  der 

neuen  Vorschläge,  dass  die  zu  erreichende  „Nahrungsmittelver- 
sorgung innerhalb  des  Reiches"  zur  Reduzierung  der  Unterhalts- 
kosten in  diesem  Lande  führen  muss Viele  britische  Ko- 
lonien sind  zweifellos  grosse  und  noch  unentwickelte  Gebiete, 
deren  Produktion  unter  der  Anregung  einer  intelligent  geleiteten 
Handelspolitik  des  britischen  Reiches  bereits  in  allernächster  Zu- 
kunft bedeutend  vervielfältigt  werden  kann.  Sollte  auch  die  Nach- 
frage in  Zukunft  ausschliesslich  aus  ausländischen  Quellen  be- 
friedigt werden  können,  so  muss  sich  doch  die  Tendenz  fortge- 
setzter Preissteigerungen,  wie  bisher  geltend  machen  .  .  .  .•  Wir 
müssen  unsere  zukünftige  Nahrungsmittelversorgung  auf  eine  bil- 
ligere und  sicherere  Basis  aufbauen Was  unsere  heimischen 

Industrieen  betrifft,  so  ist  unsere  Ansicht  die,  dass  ein  System  des 
freien  Imports  und  behinderten  Exports  für  dieses  Land  nichts 
Gutes  bringen  kann.  Wir  befinden  uns  der  Tatsache  gegenüber, 
dass  unter  den  bestehenden  Bedingungen  unser  Export  nach  dem  zoll- 
geschützten Ausland  praktisch  die  Grenzen  der  möglichen  Aus- 
dehnung erreicht  hat,  und  in  wichtigen  Momenten  eine  Abnahme- 
tendenz zeigen  muss.  Wir  können  daher  das  Angebot  der  Ko- 
lonieen,  unseren  Zugang  zu  ihren  Märkten  zu  privilegieren,  nicht 
zurückweisen,  weil  es  uns  die  einzige  Möglichkeit  eröffnet,  unsern 
Export  noch  auszudehnen.  Es  ist  nicht  nur  die  Möglich- 
keit sondern  auch  eine  brennende  nationale  Not- 
wendigkeit, unser  Land  mit  einem  machtvollen 
Selbstschutz  in  unserem  Kampf  mit  fremden  Mäch- 
ten zu  umgeben Die  in  Frage  stehenden  Vorschläge 

scheinen  uns  die  ernsteste  und  reifste  Ueberlegung  herauszufordern. 
Angesichts  wirklich  vorhandener  Gefahren  müssen  wir  nicht  mehr 
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zu  voreilig  behaupten,  dass  die  gegenwärtigen  Kontroverse  sich 
ebenso  wie  vor  60  Jahren  um  Schutzzoll  oder  Freihandel  dreht."  — 

Unterschrieben  ist  dies  Manifest  von  folgenden  bekannten  Liber- 
alen Herzog  von  Sutherland,  L.  S.  Amery,  S.  Bourne,  T.  A.  Bras- 
sey,  J.  C.  Dobbie,  A.  F.  Firth,  Benjamin  Kidd,  H.  J.  Mackinder, 
J.  Saxon  Mills,  James  Paxman,  Charles  Fennant  und  H.  E.  Vollmer. 
Aus  diesem  Manifest  geht  hervor,  dass  es  unter  der  Leitung  des 
Herzogs  von  Sutherland  einen  direkt  Chamberlainistischen  Flügel 
der  liberalen  Partei  gibt. 

Hat  das  Cobdenitische  Freihändlertum  im  Kampfe  mit 
dem  Chamberlainismus  weder  in  politischen  Führern,  noch 
in  der  Partei  als  Ganzes  zuverlässige  und  markante  Vertreter 
so  gibt  es  doch  ausserhalb  des  parlamentarischen  Rahmens 
bestehende  Verbände,  wie  z.  B.  der  Cobden-Club,  die  den  Kampf 
mit  dem  Chamberlainismus  bis  auf's  Messer  aufnehmen.  Zu  Be- 
ginn des  Jahres  1904  erliess  der  Cobden-Club  eine  von  seinem 
Sekretär  Harald  Cox  herausgegebene  Broschüre  unter  dem  wirk- 
samen Titel  „Fact  versus  Fiction".  Diese  Broschüre  ist  von  allen 
mir  zu  Gesicht  gekommenen  die  einzige,  die  alle  Konsequenzen 
aus  Cobdens  Hinterlassenschaft  für  die  Bekämpfung  des  keimen- 
den Protektionismus  zieht.  Ausserdem  ist  es  die  „Free  Trade  Lea- 
gue",  die  um  ihren  Banner  die  Freihändler  aus  allen  Lagern 
scharrt  und  wichtige  Broschüren  zur  Bekämpfung  der  Agitation 
erlässt.  Gegen  die  Flut  der  von  Birminghamer  Tarifkomite  er- 
lassenen Schriften,  die  in  tausenden  Exemplaren  vermittelst  einer 
kunstgerechten  Reklame  verbreitet  werden,  kann  aber  die  freihänd- 
lerische Seite  der  Kämpfenden  nicht  aufkommen.  Das  Birming- 
hamer Tarifkomite  ist  der  Herd  des  Chamberlainismus.  Wichtige 
chamberlainistische  Broschüren  sind  „3  Jahre  Handel  und  was 
wir  daraus  lernen,"  —  „Die  Wahrheit  über  die  Nahrungsmittel- 
zölle," „Cobdens  Freihandel  und  der  Cobden-Club."  —  „Das 
Sinken  unseres  Industrieartikelexports."  —  „Vier  praktische  Prob- 
leme." —  „Die  Frage  der  Unterhaltungskosten."  Alle  diese  Bro- 
schüren haben  einen  mehr  oder  weniger  offiziellen  Stempel. 

Dazu  berufen,  den  Chamberlainismus  wirksam  zu  bekämpfen, 
wäre  die  mit  nur  wenigen  Ausnahmen  ')  absolut  freihändlerische 
Nationalökonomie  und  ihre  Vertreter  in  England.    Nun  leidet  aber 


*)  Zu  nennen  sind  vor   allen  W.  J.  Ashley,   The  Tariff  Problem   1903 
und  W.  A.  S.  Hewins. 
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m.  E.  die  englische  Wissenschaft  von  der  Volkswirtschaft  an  er- 
starrten Dogmen  und  für  die  Praxis  nicht  verwendbaren  Theorien 
in  viel  höherem  Masse  als  die  Nationalökonomie  irgend  eines 
andern  Landes.  Sie  abstrahiert  nicht  die  ökonomischen  Theorien 
aus  der  politischen  Praxis  der  Gegenwart,  sondern  will,  dass  die 
Praxis  sich  nach  einer  Reihe  zu  Dogmen  erhobener  Theorien 
richte.  In  recht  unglücklicher  Weise  fassen  die  Vertreter  der  eng- 
lischen Nationalökonomie  die  von  Chamberlain  aufgeworfenen 
Probleme  und  Fragen  an.  Ich  bin  in  der  Lage  ein  Manifest  zu 
veröffentlichen,  das  auch  für  ein  weiteres  Publikum  von 
Interesse  sein  dürfte,  —  ist  es  doch  wieder  eines  von  den  viel- 
bekannten Beispielen  für  die  Gegensätze  zwischen  starrem 
Doktrinarismus  einerseits  und  der  den  Notwendigkeiten  des 
Lebens  folgenden  politischen  Praxis  '  andererseits.  Die  Gruppe 
der  gerade  auch  in  Deutschland  bekanntesten  englischen  National- 
ökonomen wie  Alfred  Marschall  (Cambridge),  C.  F.  Bastable  (Dublin), 
A.  L.  Bowley  (London),  Edwin  Cannan  (London),  Leonard  Courtney 
(London),  F.  J.  Edgeworth  (Oxford),  E.  C.  K.  Gönner  (Liverpool), 
J.  C.  Nicholson  (Edinburg),  L.  R.  Phelps  (Herausgeber  der  Econ, 
Review).  A.  Pigon  u.  a.  veröffentlichte  am  15.  August  des  Jahres 
1903  (Times)  ein  direkt  klassisches  Manifest,  in  dem  sie  ihre 
Meinung  über  das  Fiskalproblem  folgendermassen  zusammenfassen: 
1.  Es  ist  nicht  wahr,  dass  steigender  Import  eine  Verminderung 
der  Beschäftigung  der  Arbeiter  des  importierenden  Landes  her- 
vorruft. Diese  Behauptung  muss  von  allen  Denkern  zurückge- 
gewiesen  werden  und  wird  durch  die  Erfahrung  wiederlegt.  2.  Es 
ist  unwahrscheinlich,  dass  ein  auf  Nahrungsmittel  gelegter  Zoll  in 
einem  Steigen  der  Löhne  ein  Aequivalent  finden  wird.  Das 
Resultat,  welches  als  direkte  Konsequenz  der  aufzulegenden  Zölle 
vorweg  genommen  werden  kann,  ist  ein  Sinken  des  Arbeitslohnes. 
3.  Der  Verlust,  den  der  britische  Konsument  durch  Einführung 
eines  Weizenimportzolles  wird  erleiden  müssen,  kann  wohl  etwas 
reduziert  werden,  es  ist  aber  unter  den  bestehenden  Bedingungen 
sehr  unwahrscheinlich,  dass  die  Last  des  Zolles  auf  den  aus- 
ländischen Exporteur  wird  abgewälzt  werden  können,  4.  Auf  die 
Fesstellung,  dass  ein  Zoll  den  Nahrungsmittelpreis  erhöhen  wird, 
ist  es  keine  treffende  Antwort  festzustellen,  dass  das  Resultat 
möglicherweise  nicht  eintreten  kann.  Wenn  wir  sagen,  dass  ein 
Importzoll  preiserhöhend  wirkt,  so  meinen  wir  das  natürlich  soweit, 
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als  keine  andern  Ursachen,  die  nach  entgegengesetzter  Richtung 
hin  wirken,  zur  Beseitigung  des  Uebels  vorhanden  sind.  Oder 
in  anderen  Worten :  Wir  meinen,  dass  infolge  des  Import- 
zolles der  Preis  im  allgemeinen  höher  wird  um  den  Be- 
trag des  Zolles.  5.  Es  scheint  uns  unmöglich,  dass  man  eine 
Tarifregulierung  vornehmen  kann,  die  gleichzeitig  die  Ackerbau- 
flächen der  Kolonien  ausdehnt,  die  Landwirtschaft  des  Vereinigten 
Königreichs  blühend  macht  und  gleichzeitig  die  britischen  Kon- 
sumenten nicht  trifft.  6.  Die  Behauptung,  dass  das  Publikum  ein 
volles  Aequivalent  erhalten  wird,  ist  unkorrekt,  da  es  die  freie 
Güterzirkulation  ausser  Rechnung  lässt(!).  Diejenigen 
die  es  übernehmen,  den  Nahrungsmittelimport  zu  reorganisieren 
und  gleichzeitig  den  Lauf  der  Industrie  (!)  abzuwenden,  denken 
sich  nicht,  was  für  eine  Beweislast  auf  dem  Politiker  ruhen  bleibt, 
der  Steuern  zu  andern  Zwecken,  als  denen  des  Finanzeinkommens 
des  Staates  erheben  will."  — 

Diese  Doktrinen  gehen  so  wenig  auf  die  von  Chamberlain  ge- 
machten Vorschläge  ein,  dass  es  uns  nicht  Wunder  nehmen  kann, 
wenn  der  Ausspruch  von  so  bedeutenden  Gelehrten  ohne  Wirkung 
auf  die  Bekämpfung  des  Chamberlainismus  geblieben  ist.  Nicht 
zu  Unrecht  schreibt  die  Times  vom  18.  August  1903  in  einem 
Leitartikel  mit  beissender  Ironie :  „Die  14  Professoren  deren 
Manifest  wir  neulich  publiziert  haben,  werden  zweifellos  mit  Er- 
staunen bemerkt  haben,  dass  es  keineswegs  die  Alles  nieder- 
schlagende Wirkung  gehabt  hat,  die  sie  von  ihm  erwarten  mochten. 
Unsere  Korrespondenten  kanzeln  sie  heute  tüchtig  herunter. 
Es  liegt  gewiss  etwas  Pathetisches  in  dem  Erscheinen  dieser 
14  Derwische,  die  von  ihren  Kanzeln  herabsteigen,  um  in  feier- 
licher Prozession  ihre  greisenhaften  Gesänge  gegen  das  wachsen- 
de Verlangen  nach  der  Untersuchung  der  Frage  anzustimmen. 
Sie  haben  wirklich  versucht,  der  Untersuchung  Einhalt  zu  tun, 
indem  sie  ihre  endgültigen  Beschlüsse  der  Oeffentlichkeit  mitge- 
teilt haben.  Was  sie  wirklich  getan  haben  ist,  dass  sie  ihren 
netten  Kreis,  in  dem  sie  eine  gewisse  konventionale  Autorität 
genossen,  verlassen  haben  und  auf  den  Marktplatz  herabgestiegen 
sind,  um  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  für  ihre  Würde  und  den 
archaischen  Charakter  ihrer  Sprache  in  Anspruch  zunahmen. 
Wir   wissen    nicht,    ob    die    Spekulationen    der    Professoren    der 
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politischen  Oekonomie  jemals  die  öffentliche  Meinung  beherrscht 
oder  auch  nnr  ein  Anteil  an  ihr  gehabt  haben." 

Wie  dem  auch  sein  mag,  niemals  haben  pure  Dekutionen 
die  experimentelle  Untersuchung  ersetzt  und  gerade  in  diesem 
Fall  hat  das  Publikum  Gelegenheit  einzusehen,  wie  sehr  ein  grosser 
Teil  der  politischen  Oekonomie  nur  aus  persönlichen  Spekulationen 
über  komplizierte  Phänomene  und  aus  dunkeln  Tendenzen  besteht. 
Jedenfalls  hat  es  die  englische  Wissenschaft  bisher  nicht  verstanden, 
eine  den  vielseitigen  Untersuchungsmethoden  der  Chamberlainisten 
gleichwertige  freihändlerische  Gegenschrift  zu  verfassen,  von  jedem 
dogmatischen  Doktrinarismus  abzusehen  und  den  Chamberlainisten 
auf  ihren  Wegen  durch  den  gesamten  Wirtschaftskreis  des  britischen 
Imperiums  Schritt  für  Schritt  zu  folgen. 

Charnberlain's  Agitationsaussichten  stehen  nach  dieser  flüch- 
tigen Skizzierung  deswegen  gut,  weil  die  viel  Wahres  enthaltende 
Freihandelstheorie,  die  der  einzige  kritische  Masstab  für  den  Cham- 
lainismus  sein  kann,  weder  von  Seiten  der  Hberalen  Politiker,  von 
deren  Weltanschauung  der  Freihandel  ein  inhärentes  Element  sein 
müsste,  noch  von  Seiten  der  in  absolut  freihändlerischer  Denkweise 
erzogenen  Gelehrten  Englands,  zufolge  ihres  starren  Doktrinarismus 
eine  so  geeignete  Vertretung  gefunden  hat,  dass  es  dem  Freihandel 
gelingen  könnte,  seine  Grundlagen  auch  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnssen  in  derselben  populären  Weise  zu  behaupten,  wie  es 
dem  Chamberlainismus  weithin  bereits  gelungen  ist.  Der  Erfolg 
der  Reformvorschläge  ist  an  die  markante  Persönlichkeit  Chamber- 
lains  selbst  gebunden  und  wenn  dieser  Staatsmann  sobald  nichts 
von  seiner  Agitationsfähigkeit  und  Kraft  einbüssen  sollte,  so  haben 
seine  Vorschläge  Aussichten  auf  Verwirklichung.  Es  bleibt  dem 
Chamberlainismus  noch  viel  zu  erobern,  aber  er  wird  siegen,  so 
lange  ihm  keine  gleichbedeutende  Richtung,  die  auf  einem  noch 
höheren  geläuterterem  Ideal,  als  dem  auf  dem  Imperialismus  auf- 
gebaut ist,  mit  gleicher  Kraft  entgegentritt. 


Braude,  Bemdard 

Die  Grundlagen  und  die 
Grenzen  des  Chamberlainis- 
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